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Bündnis Entwicklung Hilft bildet sich aus den Hilfswerken Brot für 
die Welt, Christoffel-Blindenmission, DAHW, Kindernothilfe, medico 
international, Misereor, Plan International, terre des hommes und 
Welthungerhilfe sowie den assoziierten Mitgliedern German Doctors 
und Oxfam. In Katastrophen- und Krisengebieten leisten die Bündnis
Mitglieder sowohl akute Nothilfe als auch langfristige Unterstützung, um 
Not nachhaltig zu überwinden und neuen Krisen vorzubeugen.

Das Institut für Friedenssicherungsrecht und Humanitäres Völker
recht der Ruhr-Universität Bochum ist eine der führenden Einrichtungen 
in Europa in der Forschung und Lehre zu humanitären Krisen. Aufbauend 
auf einer langen Tradition der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit humanitärem Völkerrecht und den Menschenrechten verbindet das 
Institut heute interdisziplinäre Forschung aus den Fachrichtungen der 
Rechts-, Sozial-, Geo- und Gesundheitswissenschaft.

Vorwort 
Das Jahr 2021 ist erneut stark durch die 
Corona-Pandemie geprägt. Zudem haben 
uns in vielen Teilen der Welt klimabedingte 
Extremwetterereignisse beschäftigt, darunter 
Hitzewellen, Waldbrände und Hochwasser. 
Auch Deutschland wurde dieses Jahr durch 
das Hochwasser im Westen und Süden stark 
getroffen. Diese Katastrophe hat viele Men-
schen tief erschüttert und uns schmerzlich vor 
Augen geführt, dass der Klimawandel – wel-
cher derartige Überschwemmungen vielerorts 
wahrscheinlicher macht – uns alle betrifft und 
verheerende Auswirkungen auch in unserer 
direkten Umgebung haben kann. Eine Auf-
arbeitung der Ursachen auch im Bereich des 
Katastrophenmanagements ist unausweichlich 
und muss in einer deutlich besseren Koordinie-
rung von Zuständigkeiten sowie endlich ambi-
tioniertem Klimaschutz münden.

Gleichzeitig zeigen die Überschwemmungen 
bei aller Kritik sehr deutlich, dass Deutsch-
land über die Kapazitäten verfügt, auf solche 
Extremereignisse zu reagieren. Viele Gebäude 
und Infrastrukturen haben den Wassermassen 
standgehalten, Einsatzkräfte waren zur Stelle 
und die Mehrheit der Betroffenen hat schnell 
Unterstützung erhalten. Sie haben in den meis-
ten Fällen Zugang zu sozialer Sicherung und 
werden staatliche finanzielle Unterstützung 
erhalten, wo kein Versicherungsschutz greift.

Die Bedeutung sozialer Sicherung steht auch 
im Mittelpunkt des diesjährigen WeltRisi-
koBerichts. Die Artikel unserer Autor:innen  

machen die große Bedeutung verschiedener 
Sicherungsmechanismen und ihre Relevanz 
für die Katastrophenrisikoreduzierung deut-
lich.  Soziale Sicherungssysteme reagieren auf 
die Grundbedürfnisse von Menschen in der 
Katastrophe, stärken ihre Resilienz und ver-
hindern, dass sie automatisch in Armut abrut-
schen. Deutlich wird auch die Notwendigkeit, 
soziale Sicherung weiter auszubauen und noch 
stärker in Katastrophenvorsorge und Maßnah-
men gegen den Klimawandel zu integrieren. 
Aus der Perspektive von Wissenschaft und 
Praxis identifiziert der Bericht dafür Ansatz-
punkte und zeigt Lösungsansätze auf. Diese 
Analysen in Kombination mit dem enthalte-
nen WeltRisikoIndex 2021 machen den  Welt‑ 
RisikoBericht erneut zu einem wichtigen  
Instrument für Entscheidungsträger:innen aus 
Gesellschaft und Politik.

Prof. Dr. Pierre Thielbörger
Geschäftsführender Direktor IFHV

Wolf-Christian Ramm  
Vorstandsvorsitzender  
Bündnis Entwicklung Hilft
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Weiterführende Informationen

Wissenschaftliche Angaben zur Methodik
und Tabellen sowie weitere Materialien sind  
unter www.WeltRisikoBericht.de eingestellt. 
Dort stehen auch die Berichte 2011 bis 2020 
zum Download zur Verfügung. 

Ein interaktiver Reader zu den WeltRisikoBerichten, der 
auch für den Einsatz im Schulunterricht geeignet ist, ist 
unter www.WeltRisikoBericht.de/#epaper abrufbar.

„Sind Katastrophen vermeidbar?“ –
Unterrichtsmaterialien zum WeltRisikoIndex 

Die vorherrschende Sicht auf die Länder des Globalen 
Südens ist oftmals durch Katastrophen und Konflikte 
bestimmt. Aktuelle humanitäre Krisen wie Hungersnöte, 
Erdbeben und Überschwemmungen sind wichtige 
Themen, an die schulischer Unterricht anknüpfen kann. 
Der WeltRisikoIndex ist ein guter Ansatzpunkt, dabei auch 
die soziale Situation und die Umweltbedingungen in den 
betroffenen Ländern zu behandeln. 

Die Unterrichtsmaterialien enthalten kurz gefass-
te thematische Darstellungen und ansprechende 
Arbeitsblätter, die die einzelnen Dimensionen des 
WeltRisikoIndex behandeln – von der Gefährdung über 
Anfälligkeit und Bewältigungskapazitäten bis hin zu 
Anpassungskapazitäten. Diese Materialien können in Form 
von Gruppen- oder Einzelarbeit in den Unterricht integriert 
werden. 

Das Online-PDF des Unterrichtsmaterials steht zum 
Download bereit: www.WeltRisikoBericht.de/
unterrichtsmaterial 

WorldRiskReport

Der englischsprachige WorldRiskReport ist unter  
www.WorldRiskReport.org verfügbar.
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Zentrale Ergebnisse
WeltRisikoIndex 2021

	+ Der WeltRisikoIndex 2021 bewertet das Kata
strophenrisiko für 181 Länder. Damit sind knapp 
99 Prozent der Weltbevölkerung erfasst.

	+ Unter den 15 Ländern mit dem höchsten  
Katastrophenrisiko sind insgesamt zehn Insel-
staaten vertreten. Ihr Risikoprofil wird zuneh-
mend auch vom Anstieg des Meeresspiegels 
bestimmt.

	+ Die Länder mit dem höchsten Katastrophen
risiko weltweit sind Vanuatu (WRI 47,73), die 
Salomonen (WRI 31,16) und Tonga (WRI 30,51). 

	+ Am höchsten exponiert ist Vanuatu, gefolgt von 
Antigua und Barbuda sowie Tonga. Das vulnera-
belste Land der Welt ist die Zentralafrikanische 
Republik, gefolgt vom Tschad und der Demokra-
tischen Republik Kongo.

	+ Deutschland weist ein sehr geringes Katastro-
phenrisiko auf. Mit einem Wert von 2,66 belegt 
Deutschland Rang 161 im WeltRisikoIndex. 

	+ Die Beispiele Niederlande, Japan, Mauritius 
sowie Trinidad und Tobago verdeutlichen den 

Grundsatz, dass sich durch eine geringe bzw. 
sehr geringe Vulnerabilität das Katastrophen
risiko drastisch reduzieren lässt.

	+ Im Vergleich der Kontinente hat Ozeanien das 
höchste Katastrophenrisiko, vor allem bedingt 
durch seine hohe Gefährdung gegenüber extre-
men Naturereignissen. Afrika, Amerika, Asien 
und Europa liegen beim Katastrophenrisiko in 
absteigender Reihenfolge dahinter.

	+ Afrika ist der Kontinent mit der insgesamt höchs-
ten gesellschaftlichen Vulnerabilität. Zwölf der 
15 vulnerabelsten Länder der Welt liegen dort. 

	+ Europa hat mit einem Median von 3,27 bei 40 
Ländern das mit Abstand geringste Katastro-
phenrisiko aller Kontinente und liegt auch in 
allen anderen Komponenten der globalen Risi-
koanalyse in der günstigsten Position. 

	+ Länder mit niedriger Wirtschaftskapazität und  
geringem Einkommen weisen in der Regel eine 
höhere Vulnerabilität bzw. geringere Möglich-
keiten zur Abwendung von Katastrophen auf. 
In diesen Ländern führen extreme Naturereig-
nisse oftmals zu weiteren Verringerungen vor-
handener Kapazitäten.

Abbildung 1: WeltRisikoIndex 2021
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Abbildung 2:  
Auszug aus dem  
WeltRisikoIndex 2021

Fokus: Soziale Sicherung

	+ Soziale Sicherung trägt dazu bei, die gesell-
schaftliche Verwundbarkeit gegenüber extre-
men Naturereignissen zu reduzieren. Im Kata-
strophenfall muss soziale Sicherung oftmals 
kurzfristig ausgebaut werden, um gestiegene 
Sicherungsbedarfe zu decken. Adaptive Siche-
rungssysteme sind dafür besonders geeignet, 
da sie schnell auf neue Sicherungsbedarfe 
reagieren und Schocks, wie die Corona-Pande-
mie, effektiv bewältigen können. 

	+ Parallel zu formellen, oftmals staatlichen, 
Sicherungssystemen bestehen informelle sozi-
ale Sicherungsstrukturen, welche zum Beispiel 
gemeindebasierte Institutionen wie Spargrup-
pen oder Getreidebanken umfassen.

	+ Der Zugang zu rechtebasierten sozialen 
Sicherungssystemen ist bislang nur für eine 
Minderheit der Weltbevölkerung Realität. Die 
Corona-Pandemie hat in vielen Teilen der Welt 
verdeutlicht, wie ungleich der Zugang zu sozi-
aler Sicherung verteilt ist. Ohne soziale Siche-
rung wird im Katastrophenfall Armut verschärft, 
bestehende Ungleichheit vertieft, die Resilienz 
gegenüber zukünftigen Krisen geschwächt und 
der Bedarf an humanitärer Hilfe erhöht. 

	+ Soziale Sicherungssysteme erreichen in der 
Realität nicht immer die Personen, die auf sie 
angewiesen wären. Die Ursachen dafür können 
in institutionellen, kommunikativen, sozialen 
oder physischen Barrieren liegen – oft auch in 
einer Kombination mehrerer Faktoren. 

	+ Ein globaler Fonds für soziale Sicherheit kann 
dazu beitragen, dass der Basisschutz auch in 
Staaten sichergestellt wird, die hierzu finanziell 
noch nicht in der Lage sind. Der Fonds könnte 
darüber hinaus in Krisensituationen denjenigen 
Ländern helfen, die aufgrund kurzfristiger finan-
zieller Engpässe auf internationale Unterstüt-
zung angewiesen sind.

	+ Soziale Sicherung ist eine Aufgabe, die grund-
sätzlich aus eigenstaatlichen Mitteln finanziert 
werden muss, insofern kann die internationale 
Ko-Finanzierung der Systeme immer nur eine 
Übergangslösung darstellen. 

	+ Soziale Sicherung hat zwar in den letzten Jahren 
in der Katastrophenvorsorge und Adressierung 
der Risiken des Klimawandels an Bedeutung 
gewonnen, eine systematischere Verknüpfung, 
die Synergien zwischen den Handlungsfeldern 
schafft, ist jedoch weiterhin notwendig. Dies-
bezüglich gilt es auch im Sinne des Building 
Back Better, effektive Maßnahmen der sozia-
len Sicherung zur Eindämmung und Anpassung 
an den Klimawandel in die Bewältigung der 
Pandemiefolgen zu integrieren.

Rang Land Risiko 
1. Vanuatu 47,73
2. Salomonen 31,16
3. Tonga 30,51
4. Dominica 27,42
5. Antigua und Barbuda 27,28
6. Brunei Darussalam 22,77
7. Guyana 21,83
8. Philippinen 21,39
9. Papua-Neuguinea 20,90

10. Guatemala 20,23
11. Kap Verde 17,72

12. Costa Rica 17,06
13. Bangladesch 16,23
14. Fidschi 16,06
15. Kambodscha 15,80
... ... ...

161. Deutschland 2,66
... ... ...

167. Singapur 2,50
168. Schweden 2,25
169. Litauen 2,18
170. Schweiz 2,04
171. Finnland 2,00
172. Estland 1,99
173. Ägypten 1,82
174. Island 1,71
175. Malediven 1,69
176. Barbados 1,37
177. Grenada 1,06
178. Saudi-Arabien 0,94
179. St. Vincent u. die Grenadinen 0,70
180. Malta 0,69
181. Katar 0,30
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Bei dem verheerenden Hochwasser, das im Juli 
2021 im Westen und Süden Deutschlands mehr 
als 180 Menschenleben forderte und Schäden 
in Milliardenhöhe anrichtete, war die gegensei-
tige Hilfe in der Not vielfältig: Beispielsweise 
kamen Bewohner:innen aus höhergelegenen 
Stadtteilen im nordrhein-westfälischen Hagen 
ins Tal, um die Betroffenen der Flut bei den 
Aufräumarbeiten zu unterstützen. Ein Mann 
verschenkte von seinem Fenster aus Lebens-
mittel an Bedürftige, eine Facebook-Gruppe zur 
Koordinierung der Nachbarschaftshilfe wurde 
eingerichtet (Rinaldi 2021). Bei extremen 
Naturereignissen sind es oft Nachbar:innen 
oder auch Angehörige, die entscheidend zur 
Nothilfe beitragen.

Nicht nur bei extremen Naturereignissen, son-
dern auch bei alltäglicheren sozialen Risiken 

wie Krankheit, Arbeitslosigkeit und Pflegebe-
dürftigkeit kam der Familie, der Nachbarschaft 
und der Kirche historisch betrachtet lange Zeit 
eine zentrale Rolle für die individuelle Absiche-
rung zu (Kannan 2007). Im Zuge der Industria
lisierung und Urbanisierung sowie der damit 
einhergehenden tiefgreifenden gesellschaft-
lichen Veränderungen übernahm der Staat 
zunehmend Aufgaben der sozialen Sicherung, 
sodass sich seit dem 19. Jahrhundert zunächst 
in europäischen Ländern sukzessive der west-
liche Wohlfahrtsstaat entwickelte (Kannan 
2007). Heute wird weltweit den Nationalstaa-
ten in der Regel die primäre Verantwortung 
für die Absicherung von Menschen gegenüber 
sozialen Risiken zugeschrieben. Nichtsdesto-
weniger sind auch nicht-staatliche Strukturen 
der sozialen Sicherung bis heute weltweit von 
großer Bedeutung geblieben. 

Formen und Bedeutung sozialer Sicherungssysteme
In Anlehnung an die Definition der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) wird in diesem 
Bericht unter sozialer Sicherung die Gesamtheit 
der Maßnahmen verstanden, die eine Gesell-
schaft für ihre Bevölkerung bereitstellt, um sie 

vor wirtschaftlicher und sozialer Not zu schüt-
zen. Soziale Sicherung beruht auf den Grund-
pfeilern Aufbau von Reserven sowie Solidarität. 
Das Spektrum der sozialen Sicherung reicht 
von der Arbeitsunfall- bis zur Alterssicherung, 

Peter Mucke 
Geschäftsführer,  
Bündnis Entwicklung Hilft 
Ruben Prütz  
Referent Themen & Information, 
Bündnis Entwicklung Hilft

1 �Soziale Sicherung in  
Krisen und Katastrophen

Die Absicherung von Menschen gegenüber Risiken wie Krankheit, Verlust 
von Hab und Gut, Arbeitslosigkeit oder Altersarmut trägt wesentlich dazu 
bei, ihre Verwundbarkeit, auch gegenüber extremen Naturereignissen, zu 
reduzieren. Dem Staat wird in der Regel die primäre Verantwortung für die 
Absicherung von Menschen gegenüber sozialen Risiken und in Krisensitua-
tionen zugeschrieben, aber auch nicht-staatliche, oft informelle Strukturen 
unterschiedlichster Art tragen hierzu bei. Für ein effektives Katastrophen-
management ist die kurzfristige Ausweitung sozialer Sicherungssysteme 
ein entscheidender Faktor. In internationalen Rahmenwerken und Stra-
tegien wie dem Sendai Framework for Disaster Risk Reduction wird der 
Bedeutung sozialer Sicherung bereits teilweise Rechnung getragen. Eine 
noch stärkere Berücksichtigung sozialer Sicherungssysteme im Bereich des 
Katastrophenmanagements und der Klimawandelanpassung ist jedoch 
möglich und notwendig.
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von der medizinischen bis zur Familienversor-
gung, von Leistungen im Krankheitsfall oder 
bei Invalidität bis zur Arbeitslosen- und Hinter-
bliebenenversorgung. Zugang zu essenziellen 
Gütern und Leistungen, Prävention und Schutz 
vor Risiken sowie Förderung von Chancen und 
Möglichkeiten sind dabei die drei zentralen 
Ziele (siehe Abbildung 3).

Im Hinblick auf formelle Leistungsstruktu-
ren – häufig gewährt oder gefördert durch den 
Staat – kann zwischen vier Formen sozialer  
Sicherung unterschieden werden (Bowen et al. 
2020; Carter et al. 2019):

	+ Sozialhilfe: Diese umfasst beitragsfreie 
Leistungen für besonders vulnerable 
Gruppen wie bedingungslose oder kon
ditionale Geldtransfers, Gütertransfers, 
Sozialwohnungen oder Schulspeisungen. 

	+ Sozialversicherungen: Dazu gehören Leistun-
gen wie Gesundheitsversorgung oder Alters‑ 
vorsorge. 

	+ Arbeitsmarkt-Interventionen: Diese um-
fassen sowohl beitragsfreie als auch bei-
tragsfinanzierte Arbeitsmarktprogramme. 

Aktive Programme umfassen etwa Wei
terbildungsmöglichkeiten oder Arbeitsver
mittlungsangebote. Passive Programme 
umfassen Arbeitslosenversicherungen 
oder Möglichkeiten für Frühverrentung.  

	+ Soziale Versorgungsdienste: Dazu gehören 
besondere Vor- und Nachsorgeleistungen 
wie etwa Traumabewältigung im Kontext 
sozialer Risiken wie Diskriminierung oder 
Gewalt.

Neben staatlichen formellen Leistungen kann 
soziale Sicherung darüber hinaus auf privat 
gewählten oder informellen Wegen erfolgen, 
dazu zählen:

	+ Soziale Sicherung durch Familie, Nachbar-
schaft und Kommunen

	+ Privat finanzierte, selbst gewählte Versiche‑ 
rungen

	+ Hilfe und Unterstützung durch religiöse 
Gemeinschaften.

In den meisten Fällen ist soziale Sicherung 
verbunden mit Kosten, die insbesondere viele 
einkommensschwache Länder des Globa-
len Südens oftmals nicht finanzieren können, 

Abbildung 3: Ziele und Teilbereiche der formellen sozialen Sicherung nach ILO (zusammengestellt basierend auf ILO 2004)
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Ziele sozialer Sicherung

€

Soziale Sicherung nach ILO:
Die Gesamtheit der öffentlichen Maßnahmen, die eine Gesellschaft für ihre Bevölkerung bereitstellt, um sie vor 

wirtschaftlicher und sozialer Not zu schützen, die durch das Fehlen oder eine erhebliche Verringerung des 
Arbeitseinkommens infolge verschiedener Eventualitäten (Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, Arbeitslosig-

keit, Invalidität, Alter oder Tod der Hauptversorger:innen) verursacht wird, sowie die Bereitstellung von 
Gesundheitsfürsorge und die Gewährung von Leistungen für Familien mit Kindern.
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sowie mit regelmäßigen Beiträgen, die sich 
längst nicht alle Menschen leisten können. 
Der Grad der Abdeckung von Sicherungsmaß-
nahmen in den Teilbereichen der sozialen  
Sicherung ist daher weltweit höchst unter-
schiedlich (siehe Abbildung 7). Zudem bestehen 
zum Teil erhebliche qualitative Unterschiede 
zwischen den angebotenen Leistungen. Oftmals 
sind es besonders vulnerable Gruppen, die 
nur unzureichenden Zugang zu bestehenden  
Sicherungsstrukturen haben (siehe Kapitel 2.2).

Die Rolle informeller Sicherungsstrukturen

Ungeachtet der formellen Sicherungssysteme 
durch Staat und private Versicherungsgesell-
schaften bestehen informelle soziale Siche-
rungsstrukturen fort, welche zum Beispiel 
gemeinschaftsbasierte Aktionen umfassen, 
die den individuellen und kollektiven Schutz 
innerhalb einer Kommune bzw. Gemeinschaft 
verbessern sollen. Insbesondere – aber keines-
wegs nur – in Ländern, in denen formelle 
Systeme der sozialen Sicherung nur unzurei-
chend funktionieren oder wenig Akzeptanz 
finden, sind informelle Strukturen weiterhin 
von großer Bedeutung (von Benda-Beckmann 
2015). Sie umfassen vor allem (Carter et al. 
2019; UNDP 2016):

	+ Dörfliche Getreidebanken zur Ernährungs-
sicherung (zum Beispiel im Fall von Ernte-
ausfällen durch extreme Naturereignisse)

	+ Unbezahlte, teils rotierende Verpflichtun-
gen und Aufgaben innerhalb von Gemein-
schaften wie Kommunen

	+ Rollen und Pflichten innerhalb von Familien
	+ Gelebte Normen, Kultur von Reziprozität 

und Solidarität innerhalb von Gemeinschaf-
ten, wie etwa Nachbarschaftshilfe

	+ Rücküberweisungen von ausgewanderten 
Familien- oder Gemeindemitgliedern

	+ Leihgeschäfte
	+ Kredit- und Spargruppen.

Derartige informelle Sicherungssysteme 
können effektiven Schutz auf kommunaler 
Ebene bieten, sind aber in der Regel regio-
nal sehr begrenzt und bieten nicht immer 
Zugang für alle Mitglieder einer Kommu-
ne. Teilweise können derartige gewachsene 
informelle Strukturen auch durch öffentliche 

Gelder gefördert, erweitert und an formelle  
Strukturen angeschlossen werden (Carter et al. 
2019). Der Vorteil informeller Sicherungsstruk-
turen liegt in der oftmals höheren Flexibilität, 
insbesondere bei nachbarschaftlicher und fami-
liärer Absicherung. 

Internationale Anforderungen und Ansätze zur 
Umsetzung sozialer Sicherung

Artikel 22 der Allgemeinen Menschenrechts-
erklärung legte bereits 1948 soziale Siche-
rung als Menschenrecht fest: „Jeder hat als 
Mitglied der Gesellschaft das Recht auf sozia-
le Sicherheit“ (UNGA 1948). Die Kernaspekte 
des Rechts auf soziale Sicherheit bestehen in 
(OHCHR 2021):

	+ Verfügbarkeit: Ein System der sozia-
len Sicherung muss nach nationalem 
Recht vorhanden sein, um sicherzu-
stellen, dass Unterstützungsleistungen 
wirksam verwaltet und geprüft werden. 

	+ Angemessenheit: Leistungen, ob in Form 
von Geld- oder Sachleistungen, müssen in 
Höhe und Dauer ausreichend sein, damit 
alle ihr Recht auf Schutz und Unterstüt-
zung der Familie, einen angemessenen 
Lebensstandard und Zugang zur Gesund-
heitsversorgung verwirklichen können. 

	+ Erschwinglichkeit: Kosten und Abgaben, 
die mit Beiträgen zur sozialen Sicherung 
verbunden sind, müssen für alle erschwing-
lich sein und dürfen die Verwirklichung 
anderer Rechte nicht beeinträchtigen. 

	+ Zugänglichkeit: Ein System der sozialen 
Sicherung sollte alle Menschen ohne Diskri-
minierung erfassen, insbesondere diejeni-
gen, die zu den am meisten benachteiligten 
und marginalisierten Gruppen gehören. Die 
Leistungen sollten auch physisch zugänglich 
sein.

Im Rahmen internationaler Vereinbarungen 
wurde in zentralen Konventionen dieses 
Recht konkretisiert, beginnend mit der 
Konvention der ILO von 1952 über Mindest-
standards für verschiedene Teilbereiche 
sozialer Sicherung. Mehrere internationale 
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Konventionen folgten, beispielsweise zu Gleich‑ 
behandlung, zum Schutz von Kindern und 
Müttern sowie zur Wahrung der Ansprüche von 
Arbeitsmigrant:innen.

Im Verlauf der letzten beiden Jahrzehnte 
haben sich verschiedene Ansätze zur Ausgestal-
tung formeller sozialer Sicherung gegenseitig  
abgelöst. Anfang der 2000-er Jahre dominier-
te der sogenannte „Social Risk Management“-
Ansatz, der den Fokus auf die primäre Bewäl-
tigung akuter Risiken legt. An diesem Ansatz 
wurde kritisiert, dass er die strukturellen 
Ursachen und Risikotreiber wie Ungleichheit, 
Diskriminierung und Armut nicht hinreichend 
berücksichtige (HLPE 2012). Im Gegensatz 
dazu zielt die sogenannte „transformative sozi-
ale Sicherung“ darauf ab, die strukturellen 
Ursachen sozialer Unsicherheit zu bearbei-
ten. Durch diesen Ansatz würden jedoch teils 
die Aufgaben und Grenzen zwischen sozialer 
Sicherung und Entwicklungspolitik verwischt, 
mit negativen Auswirkungen hinsichtlich der 
Erreichung der Kernziele sozialer Sicherung  
(HLPE 2012). 

Im Jahr 2009 wurde durch die Vereinten Nati-
onen die Social Protection Floor Initiative ins 
Leben gerufen. Dieser rechtebasierte Ansatz 
sieht Staaten grundsätzlich als Pflichtenträger 
und Bürger:innen als Inhaber:innen von Rech-
ten. Darauf aufbauend wurden 2012 umfassende 
Empfehlungen formuliert, wie ein rechtebasier-
ter Basisschutz auf nationaler Ebene konkret 
aussehen sollte (The ILO Social Protection Floors 
Recommendation 202) (Carter et al. 2019). 

Initiiert durch Weltbank und ILO folgte 2016 
die Universal Social Protection Initiative, welche 
universelle soziale Sicherung bis 2030 forciert. 
Darin ist der angestrebte soziale Basisschutz der 
Social Protection Floor Initiative eingeschlossen, 
jedoch werden die Maßnahmen und Programme 
zur Erreichung universeller sozialer Sicherung 
auf nationaler Ebene individuell und länder-
spezifisch definiert. Das Modell gilt dadurch als 
weniger starr als seine Vorläufer. Trotz des brei-
ten internationalen Zuspruchs gilt die Initiative 
als schwer umsetzbar angesichts der oft einge-
schränkten finanziellen Mittel in vielen Ländern 
(Carter et al. 2019; siehe auch Kapitel 2.1).

Soziale Sicherung und Katastrophenmanagement
Nach extremen Naturereignissen, zu denen 
auch Pandemien wie die aktuelle Corona-
Pandemie oder die Spanische Grippe 1918 / 19 
zählen, sind funktionierende Strukturen der 
sozialen Sicherung – sowohl formelle als auch 
informelle – von enormer Bedeutung, weil in 
diesen Situationen häufig eine große Zahl von 
Menschen in existenzielle Not gerät (Bünd-
nis Entwicklung Hilft / IFHV 2020). Während 
der Spanischen Grippe stieg beispielsweise in 
Schweden der Anteil der Bevölkerung, der in 
Armenhäusern lebte, signifikant: Auf jeden 
Grippetoten kamen durchschnittlich vier 
Personen, die in ein Armenhaus gehen mussten 
(Karlsson et al. 2014). 

Gerade Krisen und Katastrophen zeigen aber 
auch die Grenzen der Belastbarkeit sozialer 
Sicherungssysteme. Gefordert ist dann die 
staatliche finanzielle Aufstockung der formellen 
und auch informellen Sicherungssysteme und 
gegebenenfalls internationale Unterstützung 

für einzelne Staaten, zum Beispiel über einen 
globalen Fonds (siehe Kapitel 2.1). Die Corona
Pandemie hat deutlich vor Augen geführt, 
welche immensen Kosten mit dem Ausbau sozi-
aler Sicherung verbunden sein können: Allein 
in Deutschland wurden mehrere Milliarden 
Euro zur Abfederung der wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen der Corona-Pandemie bereitge-
stellt (BMAS 2021).

Die Bedeutung adaptiver sozialer  
Sicherung im Katastrophenfall

Im Krisen- und Katastrophenfall muss sozi-
ale Sicherung oftmals kurzfristig ausgebaut 
werden, um gestiegene Sicherungsbedarfe zu 
decken. In diesem Kontext ist häufig von adap-
tiver sozialer Sicherung die Rede. Der Ansatz 
der adaptiven sozialen Sicherung zielt in dieser 
Hinsicht darauf ab, bestehende soziale Siche-
rungssysteme in kurzer Zeit zu expandieren 
(World Bank / GFDRR 2020). Am schnellsten 
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möglich ist der Ausbau vorhandener Systeme 
durch Hinzunahme weiterer Begünstigter (hori-
zontale Expansion) oder durch die Erhöhung 
der Leistungen bzw. deren Verlängerung für 
die innerhalb des bestehenden Systems abgesi-
cherten Personen (vertikale Expansion). Hinzu 
kommt der kurzfristige Aufbau von Sicherungs-
systemen, die sich konzeptionell an vorhandene 
Systeme bzw. einzelne System-Elemente anleh-
nen (siehe Kapitel 2.3). Dagegen ist der Aufbau 
neuartiger Sicherungsprogramme oft zeit- und 
kostenintensiv und steht damit als Reaktion 
auf akute Krisen und Katastrophen in der Regel 
nicht im Vordergrund (Bowen et al. 2020).

Neben den bereits genannten vier Kernaspek-
ten des Rechts auf soziale Sicherheit hängt 
die Qualität adaptiver sozialer Sicherung im 
Falle akuter Krisen davon ab, ob trotz hohen 
Zeitdrucks kosteneffiziente, reaktionsfähige, 
bedarfsorientierte und nachhaltige Anpassun-
gen bestehender Sicherungsleistungen umge-
setzt werden können (World Bank / GFDRR 
2020; O’Brien et al. 2018).

Neben der akuten Anpassung und Auswei-
tung bestehender sozialer Sicherungssysteme 
zur Katastrophenbewältigung wird adaptive 
soziale Sicherung häufig auch als relevantes 

Instrument im Kontext langfristiger Anpas-
sungen – etwa an den Klimawandel – gesehen. 
Durch präventive Sicherungsmaßnahmen und 
Anpassungen bestehender Sicherungssysteme 
kann für langfristige Entwicklungen und neu 
auftretende Risiken vorgesorgt werden (siehe 
auch Abbildung 4). Somit stellt adaptive sozi-
ale Sicherung eine Schnittstelle zwischen den 
drei Handlungsfeldern der sozialen Sicherung, 
des Katastrophenrisikomanagements und der 
Klimawandelanpassung dar: Alle drei streben 
an durch gezielte Maßnahmen individuelle 
und gesellschaftliche Vulnerabilität zu redu-
zieren bzw. Resilienz zu fördern und dadurch 
akute und künftige Risiken zu bewältigen und 
abzumildern (Carter et al. 2019; FAO / Climate 
Centre 2019). Adaptive soziale Sicherung stellt 
ein Mittel dar, um Synergien zwischen den drei 
Handlungsfeldern zu fördern und Kapazitä-
ten und Ressourcen effizient einzusetzen, um 
geteilte Ziele zu erreichen. 

Soziale Sicherung als Maßstab im 
WeltRisikoIndex

Zur Einschätzung des Katastrophenrisikos 
werden im WeltRisikoIndex die Expositi-
on sowie die Vulnerabilität anhand der drei 
Komponenten Anfälligkeit, Bewältigungs- und 

Katastrophen-
vorsorge

Katastrophen-
bewältigung

+ Vorhandene Informationen sozialer 
Sicherungssysteme über besonders 
vulnerable Gruppen nutzen

+ Frühzeitige Ausweitung sozialer 
Sicherungsleistungen bei drohenden 
Katastrophen

+ Frühzeitige Warnung und Informations-
verbreitung mittels formeller und 
informeller Sicherungsnetzwerke

+ Frühzeitige und kontinuierliche 
Analyse von Anpassungskapazi-
täten und Versorgungslücken 
bestehender sozialer Sicherungs-
systeme

+ Deckung gestiegener Sicherungs-
bedarfe und Abmilderung 
individueller und gesellschaftlicher 
Folgeschäden und Langzeitfolgen 
von Katastrophen mittels sozialer 
Sicherungsleistungen

+ Nutzung vorhandenen Wissens über 
lokale Gegebenheiten und Bedarfe 
durch Einbeziehung von Beschäftigten 
in der sozialen Sicherung  

 
+ Anpassungsfähigkeit sozialer 

Sicherungssysteme für den 
Katastrophenfall verbessern

+ Stabilisierung sozialer Sicherungssysteme 
gegenüber möglichen krisenbedingten 
Einschränkungen und Überlastungen

Extremes 
Naturereignis / 

akute Krise

Abbildung 4: Soziale Sicherung in den Phasen des Katastrophenmanagements (zusammengestellt basierend auf World Bank / GFDRR 2020)

Soziale Sicherung im Katastrophenmanagement
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Anpassungskapazitäten analysiert (siehe 
Schaukasten „Das Konzept des WeltRisiko-
Berichts“). Soziale Sicherung spielt dabei eine 
wichtige Rolle, von den 22 Indikatoren zur 
Berechnung der Vulnerabilität haben fünf einen 
direkten Bezug dazu (siehe Kapitel 3):

	+ Öffentliche Gesundheitsausgaben
	+ Private Gesundheitsausgaben
	+ Versicherungsschutz
	+ Anzahl der Ärzt:innen pro 1.000 Einwoh- 

ner:innen
	+ Anzahl der Krankenhausbetten pro 1.000  

Einwohner:innen.

Weitere vier Indikatoren haben einen mittelba-
ren Bezug zu Querschnittsthemen der sozialen 
Sicherung:

	+ Alphabetisierungsrate
	+ Bildungsbeteiligung
	+ Anteil der Bevölkerung, die von weniger als 

1,90 US-Dollar pro Tag lebt
	+ Anteil der unterernährten Bevölkerung.

Soziale Sicherung steht damit in Verbindung 
mit allen drei Bereichen der Vulnerabilität 
gemäß WeltRisikoIndex. Die Reduzierung 
von Vulnerabilität durch den Ausbau sozialer 
Sicherung führt zur Erreichung zentraler Ziele 
sozialer Sicherung: Prävention und Schutz vor 
Risiken sowie Förderung von Chancen und 
Möglichkeiten.

Institutionelle Verankerung sozialer Sicherung 
als Katastrophenvorsorge 

Soziale Sicherung trägt dazu bei, die gesell-
schaftliche Vulnerabilität gegenüber extre-
men Naturereignissen zu reduzieren. Im 2015 
verabschiedeten Sendai Framework for Disas-
ter Risk Reduction, initiiert durch das Büro der 
Vereinten Nationen für die Verringerung des 
Katastrophenrisikos UNDRR (vormals UNIS-
DR), bestehen bereits mittelbare Schnittstellen 
zur sozialen Sicherung: Prävention und Schutz 
vor Risiken bilden die Kernziele des Rahmen-
werks – Ziele, die gemäß ILO-Definition auch 
soziale Sicherung erfüllen soll. Als eine von vier  
 
 
 

Prioritäten werden umfassende Investitionen 
in die soziale, wirtschaftliche und gesund-
heitliche Resilienzförderung zur Vermeidung 
von Schäden für Individuen wie auch Gesell-
schaften nahegelegt. Auch wird die Notwen-
digkeit der Förderung von sozialen Absiche-
rungsnetzen und Versicherungssystemen 
zur Resilienzförderung von Haushalten und 
Gemeinschaften hervorgehoben (UNISDR 
2015). Trotz der genannten mittelbaren 
Schnittstellen zwischen dem Sendai-Rahmen-
werk und sozialer Sicherung bleibt die expli-
zite Verknüpfung von sozialer Sicherung mit 
Katastrophenmanagement in der Arbeit von 
UNDRR bislang augenscheinlich begrenzt: 
Weder in den formulierten Zielen und 
Fokusaktivitäten für die kommenden Jahre 
noch im Flaggschiffbericht „Global Assess-
ment Report on Disaster Risk Reduction“  
(GAR) 2019 des UNDRR wird soziale Siche-
rung als wesentlicher Baustein für Katastro
phenrisikoreduzierung benannt (UNDRR 2021; 
UNDRR 2019).

Im Rahmen der Agenda 2030 wird der Bedeu-
tung sozialer Sicherung dagegen explizit Rech-
nung getragen, indem mehrere der Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs) einen direk-
ten Bezug zu sozialer Sicherung aufweisen. Die 
Agenda 2030 beinhaltet unter anderem die 
Forderungen nach einer universellen Gesund-
heitsversorgung, einer stärkeren Berücksichti-
gung und Entlastung unbezahlter Pflege- und 
Sorgeleistungen sowie einer verbesserten 
gesamtgesellschaftlichen Abdeckung nationaler 
Sicherungssysteme.

Die anhaltende globale Krisensituation durch 
die Corona-Pandemie sowie die fortschreiten-
denden negativen Auswirkungen des Klima-
wandels machen deutlich, dass soziale Siche-
rung und speziell deren Flexibilisierung künftig 
noch stärker in nationalen und internationalen 
politischen Prozessen, insbesondere hinsicht-
lich Katastrophenmanagement und Klimawan-
delanpassung, berücksichtigt werden müssen 
(siehe Kapitel 4). Das Potenzial sozialer Siche-
rungssysteme ist dahin gehend noch lange nicht 
ausgeschöpft. 
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Das Konzept des WeltRisikoBerichts

Risikobegriff und Ansatz

Die Risikobewertung im WeltRisikoBericht 
beruht auf dem grundsätzlichen Verständ-
nis, dass für die Entstehung einer Kata
strophe nicht allein entscheidend ist, wie 
hart die Gewalten der Natur die Menschen 
treffen, sondern auch, wie Gesellschaften 
auf extreme Naturereignisse reagieren 
können. Je nach Gesamtsituation ist die 
Bevölkerung verletzlicher gegenüber 
Naturereignissen als bei einer besseren 
Ausgangslage hinsichtlich Anfälligkeit, 
Bewältigungs- und Anpassungskapazitä-
ten (Bündnis Entwicklung Hilft 2011).

Risikobewertung

Der WeltRisikoBericht beinhaltet den Welt- 
RisikoIndex, der seit 2018 vom Institut für 
Friedenssicherungsrecht und Humanitäres 
Völkerrecht (IFHV) der Ruhr-Universität 
Bochum berechnet wird. Entwickelt wurde 
der Index von Bündnis Entwicklung Hilft 
und der United Nations University Bonn. 
Neben dem Datenteil enthält der Bericht 
immer auch ein Fokuskapitel mit 

qualitativer Herangehensweise, das 
Hintergründe und Zusammenhänge 
beleuchtet – in diesem Jahr zum Thema 
„Soziale Sicherung“.

Die Berechnung des Katastrophenrisikos 
erfolgt für 181 Staaten weltweit und 
basiert auf vier Komponenten: 

	+ Gefährdung / Exposition gegenüber  Erd
beben, Wirbelstürmen, Überschwem-
mungen, Dürren und Meeresspiegel
anstieg

	+ Anfälligkeit in Abhängigkeit von Infra- 
struktur, Ernährung und ökonomischen 
Rahmenbedingungen

	+ Bewältigungskapazitäten in Abhän-
gigkeit von Regierungsführung, medi
zinischer Versorgung, sozialer und 
materieller Absicherung

	+ Anpassungskapazitäten bezogen auf 
kommende Naturereignisse, auf den 
Klimawandel und auf andere Heraus‑ 
forderungen.

Im WeltRisikoIndex können – wie in 
jedem Index – nur Indikatoren berück-
sichtigt werden, für die nachvollziehba-
re, quantifizierbare Daten verfügbar sind. 
Beispielsweise ist die direkte Nachbar-
schaftshilfe im Katastrophenfall zwar sehr 
wichtig, aber nicht messbar. Außerdem 
kann es Abweichungen in der Datenqua-
lität zwischen verschiedenen Ländern 
geben, wenn die Datenerhebung nur 
durch nationale Autoritäten und nicht 
durch eine unabhängige internationale 
Institution erfolgt.

Ziel des Berichts

Die Darstellung des Katastrophenrisikos 
mithilfe des Index und seiner vier Kompo-
nenten macht die weltweiten Hotspots des 
Katastrophenrisikos und die Handlungs-
felder für die erforderliche Risikoreduzie-
rung auf quantitativer Basis sichtbar. Auf 
dieser Grundlage, ergänzt durch die quali-
tativen Analysen, können Handlungsemp-
fehlungen für nationale und internatio‑ 
nale, staatliche und zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen formuliert werden.

Gefährdung
Exposition gegenüber 

Naturgefahren

Naturgefahren-Bereich Gesellschaftlicher Bereich

Produkt aus Gefährdung und Vulnerabilität

WeltRisikoIndex

Vulnerabilität
Mittelwert aus den 
drei Komponenten

ÜberschwemmungenMeeresspiegelanstieg

Dürren

Erdbeben

Bewältigung
Kapazitäten zur 
Verringerung negativer 
Auswirkungen im 
Ereignisfall

Anpassung
Kapazitäten für 
langfristige Anpassung 
und Wandel

Anfälligkeit 
Wahrscheinlichkeit, im 
Ereignisfall Schaden zu 
erleiden

Wirbelstürme

Abbildung 5: Der WeltRisikoIndex und seine Komponenten

	15 WeltRisikoBericht 2021





2.1 Krisen- und Katastrophenvorsorge durch einen 
globalen Fonds für soziale Sicherheit

Pandemien, extreme Naturereignisse, gewaltsame Konflikte und ökonomi-
sche Verwerfungen führen überall dort zu Katastrophen, wo sie auf hohe 
Vulnerabilität stoßen. Soziale Sicherungssysteme ermöglichen es, nicht 
nur in normalen Zeiten, sondern auch in Krisensituationen soziale Grund-
rechte zu gewährleisten und die negativen Auswirkungen von Krisen zu 
bewältigen. Der Zugang zu rechtebasierten sozialen Sicherungssystemen 
ist jedoch bislang nur für eine Minderheit der Weltbevölkerung Realität. 
Ursache hierfür sind insbesondere die erheblichen Finanzierungslücken 
in manchen Ländern des Globalen Südens. Ein globaler Fonds für sozia-
le Sicherheit kann dazu beitragen, dass der Basisschutz auch in Staaten 
sichergestellt werden kann, die hierzu finanziell noch nicht in der Lage sind. 
Der Fonds könnte darüber hinaus in Krisensituationen denjenigen Ländern 
helfen, die aufgrund kurzfristiger finanzieller Engpässe auf internatio-
nale Unterstützung angewiesen sind. Soziale Sicherung ist in vielfacher 
Hinsicht eine sinnvolle Investition, nicht zuletzt mit Blick auf die globale 
Katastrophenvorsorge.

Soziale Sicherungssysteme ermöglichen es den 
Staaten, schnell auf unterschiedliche Formen 
von Krisen zu reagieren und deren Auswirkun-
gen auf Individuen und die Gesamtgesellschaft 
abzumildern. Auf diese Weise können Kata
strophen abgefedert und das dauerhafte Abrut-
schen in Armut verhindert werden, beispiels-
weise durch die Berücksichtigung zusätzlicher 
Leistungsempfänger:innen in bereits etablier-
ten Sozialprogrammen oder eine krisenbezoge-
ne Erweiterung und Anpassung der Leistungen 
(O’Brien et al. 2018). Die Wirkungsmechanis-
men, über die soziale Sicherungsprogramme das 
Katastrophenvorsorgeinstrumentarium unter-
stützen können, reichen dabei von der Absi-
cherung der Existenzgrundlagen im Moment 
einer Krise (Schutzfunktion) über Beiträge zur 
Prävention und Förderung der Krisenresilienz 
bis hin zur Unterstützung längerfristiger Trans-
formationsprozesse (Devereux / Sabates-Whee-
ler 2004). Das Zusammenspiel verschiedener 

sozialpolitischer Instrumente kann im besten 
Fall dazu führen, dass neben der unmittelbaren 
Reduzierung der Vulnerabilität auch umfas-
sendere soziale, wirtschaftliche oder politische 
Veränderungen angestoßen werden.

Um diese Beiträge zur Katastrophenvorsorge 
zu realisieren, bedarf es langfristig etablierter, 
rechtebasierter und reaktionsfähiger Systeme 
der sozialen Sicherung. In Abhängigkeit von 
den kontextspezifischen Risiken spielt dabei 
die Koordination mit weiteren Sektoren eine 
zentrale Rolle, beispielsweise mit Politiken zur 
Anpassung an den Klimawandel (siehe auch 
Kapitel 2.3). 

Die Vorsorgelücke

Etwa 53 Prozent der Weltbevölkerung haben 
jedoch keinen ausreichenden Zugang zu Leis-
tungen der sozialen Sicherung (ILO 2021). 

Markus Kaltenborn 
Professor an der Juristischen Fa-
kultät, Ruhr-Universität Bochum 
Nicola Wiebe 
Referentin Soziale Sicherheit, 
Brot für die Welt 
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Funktion

Wirkungsmechanismus

 
Instrumente (Beispiele) Individuell Gesamtgesellschaftlich

Schutz
	+ Gewährleistung von Existenzsicherheit 
	+ Zugang zu Gesundheitsdiensten
	+ Schutz vor negativen 

Bewältigungsstrategien 

	+ Erhalt der Nachfrage, Reduzierung von 
Tiefe und Dauer der wirtschaftlichen 
Rezession 

	+ Schutz der produktiven Kapazitäten

	+ Sozialversicherungen 
	+ Garantierte Mindestsicherung 

(Sozialhilfe) 
	+ Grundeinkommen

Prävention

	+ Reduzierung der individuellen Anfäl-
ligkeit durch Zugang zu Ernährung, 
Gesundheit, Bildung

	+ Reduzierung der Anfälligkeit für Schäden 
durch Maßnahmen der Risikoreduzie
rung oder Risikoabsicherung

	+ Reguläre und verlässliche 
Sozialtransfers

	+ Öffentliche Beschäftigung mit 
Fokus auf Prävention (etwa Bau 
von Dämmen oder Bewässerung)

Förderung

	+ Steigerung von Fähigkeiten und 
Einkommen, Diversifizierung von 
Einkommensquellen 

	+ Aufbau von Rücklagen
	+ Ermöglichung von Risikobereitschaft für 

Veränderungen

	+ Verbesserung von 
Bewältigungsstrategien 

	+ Reduzierung von Armut

	+ Reguläre und verlässliche 
Sozialtransfers

	+ Cash-Programme

Transformation

	+ Inklusion und Empowerment
	+ Ermöglichung von Investitionen in nach-

haltige landwirtschaftliche Strategien

	+ Reduzierung der Chancenungleichheit in 
einer Gesellschaft (ex ante) 

	+ Umverteilung (ex post)

	+ Bildungszugang, Gesundheitsver-
sorgungszugang, Kindergeld

	+ Progressive Ausgestaltung des 
Steuer-Transfer-Systems

Und trotz einer beeindruckenden Anzahl von 
Maßnahmen der sozialen Sicherung, die nun 
im Kontext der Coronakrise zusätzlich ergriffen 
wurden (ILO 2020), konnten auch hierdurch bei 
Weitem nicht alle Menschen abgesichert werden. 
Während Länder mit hohem Einkommen 
zwischen März und Oktober 2020 durchschnitt-
lich 695 US-Dollar pro Person zusätzlich in den 
Sozialschutz investierten, lag der Durchschnitt 
in den Ländern mit niedrigem Einkommen bei 
4  US-Dollar (Almenfi et al. 2020). Gleichzeitig 
fiel es innerhalb einzelner Länder besonders 
schwer, diejenigen zu erreichen, die zuvor noch 
nicht in das soziale Sicherungssystem integriert 
waren, wie zum Beispiel Beschäftigte im infor-
mellen Sektor und Menschen in extremer Armut.

Hinzu kommt, dass Länder mit niedrigem 
Einkommen einem überproportional hohen 
Katastrophenrisiko ausgesetzt sind (siehe 
Kapitel 3). Innerhalb dieser Länder sind  
wiederum die Bevölkerungsgruppen mit nied-
rigem Einkommen überproportional gefährdet, 
unter anderem weil sie durch die geographische 
Lage ihrer Siedlungsorte, die Prekarität ihres 
Wohn- und Arbeitsumfelds oder aufgrund ihres 
Beschäftigungszweigs (zum Beispiel Landwirt-
schaft oder Fischerei) in höherem Maße dem 
Einfluss extremer Naturereignisse ausgesetzt 
sind. Darüber hinaus verfügen sie über weniger 
Ressourcen zur Krisenbewältigung oder proak-
tiven Anpassung an krisenhafte Veränderungen 
(FAO 2019).

Abbildung 6: Wirkungsmechanismen der sozialen Sicherung im Krisenkontext (in Anlehnung an Devereux / Sabates-Wheeler 2004 und FAO 2019) 
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Lücken im Sozialschutz machen Individuen, 
aber auch ganze Gesellschaften, anfällig gegen-
über Krisen. Im Katastrophenfall wird Armut 
verschärft, bestehende Ungleichheit vertieft 
und die Resilienz gegenüber zukünftigen 
Krisen weiter geschwächt. Es stellt sich daher 
die Frage, wie dieser Negativspirale entgegen-
gewirkt werden kann. Nationale Lösungswege 
allein werden nicht ausreichen. Die internatio
nale Gemeinschaft muss überlegen, wie sie 
Fortschritte beim Aufbau sozialer Sicherheit in 
Ländern mit niedrigem Einkommen beschleu-
nigen und auf diese Weise die globale Krisen- 
und Katastrophenvorsorge verbessern kann. 

Rolle und Mandat eines globalen Fonds für 
soziale Sicherheit

Als sich mit der Weltfinanz- und Wirtschafts-
krise in den Jahren 2007 / 2008 zeigte, wie 
wichtig es ist, dass Staaten über ausreichend 
stabile Schutzsysteme verfügen, brachte die 
ILO gemeinsam mit der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) die Social Protection Floor 
Initiative auf den Weg, die im Jahr 2012 in 
eine entsprechende Empfehlung mündete (The 
ILO Social Protection Floors Recommendation 
202). Seither hat dieses Dokument die interna-
tionale Debatte über den globalen Sozialschutz 
maßgeblich geprägt (zu weiteren Rechtsgrund-
lagen siehe Kaltenborn 2020). 

Die Selbstverpflichtung, der sich die Staa-
ten damit unterworfen haben, besteht aus 
zwei Komponenten: dem sozialen Basisschutz 
(Social Protection Floor), der den Zugang 
zu medizinischer Grundversorgung und ein 
Mindestmaß an Einkommenssicherheit für alle 
Einwohner:innen gewährleistet, und den darauf 
aufbauenden umfassenderen Sicherungspro-
grammen, die kontinuierlich weiterentwickelt 
werden. Die Empfehlung lässt den Staaten bei 
der Ausgestaltung beider Stufen einen weiten 
Gestaltungsspielraum. Es bleibt ihren sozialpo-
litischen Schwerpunktsetzungen überlassen, ob 
sie eher auf beitragsfinanzierte Sicherungssys-
teme (zum Beispiel Kranken- oder Rentenversi-
cherungen) oder auf steuerfinanzierte Grundsi-
cherungsprogramme setzen.

Mit Bezug auf die Social Protection Floor 
Empfehlung der ILO schlugen Olivier de 

Schutter und Magdalena Sepúlveda als damali-
ge UN-Sonderberichterstatter:innen im Herbst 
2012 vor, einen globalen Fonds für soziale 
Sicherheit zur Umsetzung der ersten Kompo-
nente – des Floor-Konzepts – einzurichten 
(de Schutter / Sepúlveda 2012). Ein solcher, 
beispielsweise im Rahmen der Globalen Part-
nerschaft für universelle soziale Sicherheit 
USP2030 einzurichtender Fonds soll dazu 
beitragen, dass der Basisschutz auch in Staaten 
sichergestellt werden kann, die hierzu finanzi-
ell noch nicht in der Lage sind. Bereits früher 
und seither verstärkt sind ähnliche Vorschläge 
entwickelt worden (ILO 2002; Cichon 2015; 
GCSPF 2015; Greenhill et al. 2015), aber erst 
im Zuge der Coronakrise nahm die Diskussi-
on an Fahrt auf. Die französische Regierung 
brachte den Vorschlag, einen neuen internatio
nalen Finanzierungsmechanismus zu schaffen, 
in die Beratungen der G20 ein. De Schutter 
legte zudem dem UN-Menschenrechtsrat im 
April 2021 einen Bericht hierzu vor (UN-Doc. 
A/HRC/47/36). Zivilgesellschaftliche Akteure 
unterstützen ebenfalls das Anliegen. Die Global 
Coalition for Social Protection Floors (GCSPF), 
ein internationales Bündnis aus Nichtregie-
rungsorganisationen und Gewerkschaftsver-
bänden, forderte im Herbst 2020 die Staa-
tengemeinschaft zur Gründung eines solchen 
Fonds auf (GCSPF 2020).

Trotz unterschiedlicher Vorstellungen im 
Detail kann man den vorliegenden Konzep-
ten entnehmen, wie das Mandat des Fonds 
aussehen würde: In erster Linie würde er 
sich am Aufbau und an der vorübergehenden 
Ko-Finanzierung von Social Protection Floors 
beteiligen, sofern Niedrigeinkommenslän-
der nicht über genügend eigene finanzielle 
Ressourcen (insbesondere Steuereinnah-
men) für solche Systeme verfügen. Der Fonds 
würde außerdem in besonderen Krisensitu-
ationen (zum Beispiel extreme Naturereig-
nisse, Pandemien oder in Wirtschaftskrisen) 
denjenigen Ländern helfen, die aufgrund 
kurzfristiger finanzieller Engpässe gezwungen 
wären, das Leistungsspektrum und Leistungs-
niveau ihrer Social Protection Floors wieder 
zurückzufahren. 

Soziale Sicherung ist eine Aufgabe, die 
grundsätzlich aus eigenstaatlichen Mitteln 
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finanziert werden muss, insofern kann die 
internationale Ko-Finanzierung der Systeme 
immer nur eine Übergangslösung darstel-
len. Vom Mandat des Fonds mit umfasst sein 
sollte daher auch die Beratung der Partner-
länder in Bezug auf die Mobilisierung zusätz-
licher inländischer Ressourcen zur Finanzie-
rung ihrer sozialen Sicherungssysteme. Eine 
weitere wichtige Aufgabe dieser neuen Insti-
tution könnte darin bestehen, Koordination 
und Kohärenz der schon bestehenden inter-
nationalen Programme zur Unterstützung von 
Sozialschutzsystemen im Globalen Süden zu 
fördern. So ließe sich mithilfe des Fonds das 
Problem einer fragmentierten Entwicklungs-
zusammenarbeit (Klingebiel et al. 2016) redu-
zieren, das für den Aufbau kohärenter sozialer 
Sicherungssysteme besonders schädlich ist. 
Wenn die unterschiedlichen finanziellen und 
technischen Ressourcen, die für diese globale 
Aufgabe zur Verfügung stehen, über eine 
internationale Institution gebündelt würden, 
könnten sie deutlich effizienter eingesetzt 
werden. 

Organisationsprinzipien

Die Einrichtung neuer internationaler Insti-
tutionen muss im Rahmen des geltenden 
Völkerrechts erfolgen. Aus entwicklungsvöl-
kerrechtlicher Sicht enthalten vor allem die 
Vorgaben der Global Partnership for Effective 
Development Co-operation hierzu wichtige 
Prinzipien. Die Details ergeben sich aus dem 
Nairobi Outcome Document (2016), darüber 
hinaus auch aus den Vorgängerdokumenten 
Paris Declaration on Aid Effectiveness (2005) 
und Busan Partnership Agreement (2011). 
Für die Arbeitsweise eines globalen Fonds für 
soziale Sicherheit wäre das Prinzip der Eigen-
verantwortung der Partnerländer (country 
ownership) von zentraler Bedeutung: Es geht 
um den Aufbau von Sicherungssystemen, die 
die Länder auf der Grundlage ihrer sozialpo-
litischen Vorstellungen und Prioritätensetzun-
gen entwickelt haben. Im Zentrum stehen die 
Idee einer globalen Risikogemeinschaft und 
das sozialpolitische Solidarprinzip in klarer 
Abgrenzung von neokolonialen Mustern der 
Fremdbestimmung in einer Geber-Nehmer-
Beziehung. Dies muss in der Organisations-
struktur des Fonds verankert werden.

Weitere für die Gestaltung der Fondsstruk-
turen relevante Prinzipien der Aid Effective-
ness-Agenda sind vor allem die Grundsätze 
der Inklusivität und der Rechenschaftspflicht. 
Für die Konkretisierung dieser Prinzipien sind 
ergänzend auch die einschlägigen ILO-Stan-
dards (unter anderem The ILO Social Protec-
tion Floors Recommendation 202) und die 
Grundsätze des Menschenrechtsansatzes in der 
Entwicklungspolitik (unter anderem UNDG 
2003) heranzuziehen. Inklusivität verlangt 
von den Akteuren, dass sie bereit sind, alle 
Interessengruppen an den Steuerungsprozes-
sen des Fonds angemessen zu beteiligen. Das 
bedeutet, dass neben den Regierungen der 
an dem Fonds beteiligten Partnerländer und 
den im Bereich der sozialen Sicherung aktiven 
internationalen Organisationen (unter ande-
rem ILO, WHO, Weltbank) auch Sozialpartner 
(also internationale Gewerkschafts- und Unter-
nehmerverbände) und zivilgesellschaftliche 
Repräsentant:innen der Betroffenengruppen 
in den Partnerländern des Globalen Südens die 
Möglichkeit haben müssen, ihre Ansichten in 
die Entscheidungs- und Überwachungsverfah-
ren des Fonds einzubringen. 

Mit dem Grundsatz der Rechenschaftspflicht 
wird angemahnt, dass in allen Entscheidungsab-
läufen in den Gremien des Fonds ein möglichst 
hohes Maß an Transparenz notwendig ist 
und institutionelle Vorkehrungen geschaffen 
werden, die die gegenseitige Verantwortung 
aller Akteure gewährleisten. Teilweise wird dies 
bereits durch die Beteiligungsmechanismen in 
der Organisationsstruktur des Fonds erreicht, 
die sicherstellen, dass alle Interessengruppen 
in den Gremien des Fonds repräsentiert sind. 
Allerdings müssen die Entscheidungen der 
Fondsgremien auch nachträglich überprüfbar 
sein. So sollte Vertreter:innen der Partnerlän-
der die Möglichkeit gegeben werden, die Über-
einstimmung aller Entscheidungen des Fonds 
mit den vereinbarten Richtlinien und Grund-
sätzen zu kontrollieren. Ebenso wichtig ist es, 
dass die Regierungen der Länder, die durch den 
Fonds finanziell unterstützt werden, Rechen-
schaft über die korrekte Verwendung der Mittel 
ablegen müssen – nicht nur dem Fonds gegen-
über, sondern auch gegenüber ihrer Bevöl-
kerung. Umsetzen lassen sich diese Anfor-
derungen durch Berichterstattungspflichten, 
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Monitoring- und Evaluierungsverfahren, durch 
den nationalen sozialen Dialog mit der Zivil-
gesellschaft sowie durch die Einrichtung von 
Beschwerdeinstitutionen.

Finanzierung

Angesichts des anspruchsvollen Mandats eines 
globalen Fonds für soziale Sicherheit stellt sich 
die Frage der Finanzierung: Um in Ländern mit 
niedrigem Einkommen und hoher Vulnerabi-
lität die Finanzierung eines Social Protection 
Floor zu ermöglichen, sind durchaus erhebliche 
Summen erforderlich. Folgt man den Berech-
nungen, die im Rahmen des Social Protection 
Floor Index erstellt worden sind, dann hatten 
2018 zehn Länder Finanzierungslücken, die 
größer waren als zehn Prozent ihres Brutto-
inlandsprodukts (FES 2020). Wenn man sich 
zunächst auf diese Auswahl konzentriert und 
der Fonds die Hälfte der Kosten für die sozi-
ale Sicherung in diesen Ländern übernimmt, 
dann würden hierfür jährlich insgesamt 10 - 15 
Milliarden US-Dollar benötigt, im Fall einer 
Krise müsste vermutlich ein größerer Anteil der 
Kosten durch die internationale Gemeinschaft 
getragen werden. Allerdings sind Investitionen 
in die soziale Sicherung keineswegs als „verlo-
rener Zuschuss“ zu betrachten, da sie sich auch 
ökonomisch auszahlen: Gerade in Niedrigein-
kommensländern tragen sie langfristig zu einer 
deutlichen Steigerung des Bruttoinlandspro-
dukts bei (ITUC 2021).

Die für die internationale Ko-Finanzierung 
benötigten Mittel könnten aus einer Kombina-
tion verschiedener Quellen stammen. Nahelie-
gend ist es, hierfür zusätzliche Mittel aus der 
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
(ODA) bereitzustellen. Der Anteil der Ausga-
ben für soziale Sicherung am ODA-Gesamtvo-
lumen ist mit 0,4 Prozent immer noch extrem 
niedrig, obwohl zahlreiche Forschungsar-
beiten die Wirkungen von Instrumenten der 
sozialen Sicherung für die Reduzierung von 
(extremer) Armut nachgewiesen haben. Vor 
dem Hintergrund, dass Programme der sozia-
len Sicherung nicht zuletzt auch als wichtiger 

Bestandteil der Vorsorge gegen klimabedingte 
Katastrophen zu betrachten sind, wäre es auch 
vorstellbar, verstärkt internationale Mittel der  
Klimafinanzierung für den Aufbau sozialer 
Sicherungssysteme zu nutzen. 

Bereits vielfach ist für die Finanzierung global 
prioritärer Aufgaben wie Bildung, Gesundheit 
und Armutsbekämpfung zudem die Schaffung 
neuer zweckgebundener Quellen vorgeschla-
gen worden, so zum Beispiel nationale, regio-
nale oder globale Finanztransaktionssteuern, 
Kohlenstoffsteuern, Solidaritätsabgaben auf 
Flugtickets oder eine internationale Abgabe auf 
Unternehmensgewinne oder Vermögen. Auch 
für einen globalen Fonds für soziale Sicherheit 
sind solche Finanzierungswege in Betracht zu 
ziehen (GCSPF 2020). Insbesondere in Krisen-
situationen könnte außerdem eine zusätzliche 
Ausgabe von Sonderziehungsrechten (SZR) 
durch den Internationalen Währungsfonds 
– und in der Folge die Weiterleitung der SZR 
reicherer Staaten an Niedrigeinkommenslän-
der – eine Möglichkeit der globalen solidari-
schen Finanzierung darstellen (Plant 2021). 

Ausblick

Bereits jetzt gibt es, wenn auch in deutlich zu 
geringem Umfang, internationale Unterstüt-
zung für den Aufbau sozialer Sicherungssyste-
me in Ländern mit niedrigem Einkommen. Die 
Einrichtung eines multilateralen Fonds würde 
für den weiteren Ausbau eine Reihe von Vortei-
len bieten: Neben der erhöhten Aufmerksam-
keit für ein weltweit drängendes Thema und 
den oben genannten Kohärenz- und Effektivi-
tätsgewinnen wäre eine multilaterale Lösung 
vor allem verbunden mit längerfristigen Finan-
zierungszusagen der internationalen Gemein-
schaft. Gerade dieser Aspekt ist von großer 
Bedeutung, wenn es nicht nur um kurzfris-
tig aufgelegte Schutzprogramme gehen soll, 
sondern – im Sinne einer wirksamen Krisen-
vorbeugung – der Aufbau von dauerhaften 
Sicherungssystemen in Ländern mit niedrigem 
Einkommen und hoher Vulnerabilität ange-
strebt wird. 
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Indien

Kommunale Gesundheitsversorgung
Länderprofil

Indien ist mit unvorhersehbaren Regen-
fällen und schweren Überflutungen 
konfrontiert, welche oft zu großflächigen 
Zerstörungen und humanitären Notfäl-
len führen. Darüber hinaus wird erwar-
tet, dass der Klimawandel tiefgreifende 
Auswirkungen auf das Land haben wird. 
In den letzten Jahren hat die indische 
Regierung Maßnahmen ergriffen, um 
eine nationale Datenbank zum Katastro-
phenrisiko aufzubauen. Allerdings sind 
die Initiativen zum Katastrophenrisiko-
management nach wie vor über Regionen 
und Behörden verstreut und es fehlt an 
Investitionen zur Klimawandelanpassung.

Indien hat eine Bevölkerung von 1,3 Milli-
arden Menschen – rund 66 Prozent leben 
in ländlichen Regionen, in denen kritische 
Infrastruktur und Sozialeinrichtungen oft 

kaum vorhanden sind. Etwa 23 Prozent 
der indischen Jugendlichen sind arbeits-
los. Laut dem Welthunger-Index ist die 
Ernährungssituation in Indien ernst.

Der Bundesstaat Chhattisgarh hat rund 
30 Millionen Einwohner:innen und 
beherbergt große Stammesgruppen. Der 
Großteil seiner Bevölkerung lebt haupt-
sächlich von landwirtschaftlicher Subsis-
tenzwirtschaft. Viele Farmer:innen bauen 
als einzige Nutzpflanze Rohreis an, der 
von regelmäßigen Monsun-Regenfällen 
abhängig ist, was diese landwirtschaftli-
chen Existenzen verwundbar für extreme 
Wetterereignisse macht, die auch durch 
den Klimawandel bedingt werden.

Projektkontext und Projektaktivitäten

Die Raigarh Ambikapur Health Associ-
ation (RAHA) ist eine gemeinnützige 

Rang 90 im WeltRisikoIndex 2021

WeltRisikoIndex  6,65 
Exposition 12,52
Vulnerabilität 53,09
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Organisation, die 1969 gegründet wurde, 
um die ländliche Gesundheitsversorgung 
in Chhattisgarh zu verbessern. Die Region 
wird überwiegend von Menschen mit sehr 
geringem Einkommen bewohnt. Seit ihrer 
Gründung hat RAHA ein umfassendes 
Gesundheits- und Entwicklungsprogramm 
durch mehrere Rural Health Centers 
(RHCs), welche in verschiedenen Dörfern 
gelegen sind, umgesetzt. Diese RHCs 
sind die grundlegende lokale Infrastruk-
tur zur Behandlung und Heilung leichter 
Beschwerden. Jedes RHC deckt zwischen 
fünf und zehn Dörfer mit insgesamt 10.000 
bis 15.000 Menschen ab. RAHA betreibt 
93 RHCs, die von RAHAs Partner Misereor 
gebaut und ausgestattet wurden. 

Über die RHCs hinaus hat RAHA das 
Gesundheitssystem Community Health 
Protection Scheme (CHPS) ins Leben 
gerufen, um den Menschen den Zugang 
zu und die Erschwinglichkeit von hoch-
wertiger Gesundheitsversorgung zu 
erleichtern. Das CHPS ist eine solidarische 
Bewegung, die die Kosten der Gesund-
heitsversorgung zwischen den Menschen 

transferiert, um die Kosten für Individuen 
zu senken: Gesunde Menschen subventio-
nieren die Kosten für die Gesundheit und 
die medizinische Versorgung der Kranken. 
Das CHPS zielt darauf ab, „fürsorgliche 
Gemeinschaften“ durch aktive Teilnahme 
der Menschen an den Gesundheitsdiens-
ten sowie ihre Bereitschaft, einen finan-
ziellen Beitrag zum Gesundheitsfonds zu 
leisten, zu fördern. Es zielt zudem darauf 
ab, die Ausbeutung von Menschen in Not 
durch Kreditgeber zu reduzieren. Es ähnelt 
einem Versicherungsmodell, bei dem 
RAHA die Prämie von der Gemeinschaft 
einzieht und in ihrem Namen Gesund-
heitsleistungen von den RHCs und drei 
angegliederten Krankenhäusern einkauft. 
Die angegliederten Krankenhäuser stellen 
bei Bedarf zusätzliche Behandlungskapa-
zitäten zur Verfügung.

Die Teilnehmer:innen am CHPS zahlen 
eine geringe Jahresprämie von 30 Rupi-
en (~ 0,34 Euro, Stand: August 2021). 75 
Prozent dieser Gebühr gehen an die RHCs 
und werden für kleinere Behandlungen 
gebündelt, 25 Prozent gehen an einen 
RAHA-Zentralfonds. Die Mitgliedschaft 
im CHPS beinhaltet ein Guthaben von bis 
zu 100 Rupien im Jahr für Behandlungen 
auf RHC-Ebene. Sobald das Guthaben von 
100 Rupien aufgebraucht ist, müssen 
die Patient:innen die Behandlung selbst 
bezahlen. Im Falle eines Krankenhausauf-
enthalts haben die Mitglieder Anspruch 
auf einen Zuschuss von bis zu 2.500 
Rupien zur Krankenhausrechnung, dieser 
Betrag wird aus den Misereor-Zuschüssen 
bereitgestellt. Der RAHA-Zentralfonds 
wird verwendet, um Krankenhausrech-
nungen sehr armer Menschen über den 
Zuschuss hinaus zu bezahlen. Obwohl 
die Prämien möglichst niedrig gehalten 
werden, um Gemeindemitgliedern mit 
geringem Einkommen den Zugang zu 
erleichtern, können sich einige Menschen 
jene dennoch nicht leisten.

Eine Mitgliedschaft beinhaltet auch 
kostenlose Programme zur Gesund-
heitsvorsorge und -förderung sowie 
Schulungen in biologischem Anbau, 
Wasserschutz, Kräutermedizin und ein 
Schulgesundheitsprogramm. Durch das 

Gesundheitsbildungsprogramm werden  
wichtige Informationen zur gemeindeba-
sierten Katastrophenvorsorge gegenüber 
Naturgefahren wie Überschwemmungen 
und Dürren und Bedrohungen durch den 
Klimawandel verbreitet.

Ergebnisse und Wirkung

Mehr als 92.500 Mitglieder waren 2020 
im CHPS eingeschrieben. Durch die RHCs 
und das CHPS gelingt es RAHA, sozialen 
Schutz in Form präventiver und kurativer 
Gesundheitsversorgung für eine große 
Gruppe vulnerabler Menschen in Bezir-
ken zu bieten, in denen die Gesundheits-
versorgung durch öffentliche Strukturen 
weiterhin knapp ist. Das CHPS schafft 
es, die finanzielle Belastung durch die 
Gesundheitsversorgung für Individuen 
im Krankheitsfall zu reduzieren. Zudem 
verbessert die Verfügbarkeit von RHCs 
die Abdeckung und Verfügbarkeit von 
Gesundheitseinrichtungen und bietet 
der ländlichen Bevölkerung eine qualita-
tiv hochwertige Gesundheitsversorgung 
direkt vor ihrer Haustür.

Jedoch steht RAHA auch vor Heraus-
forderungen: Die häufige Fluktuation 
und Rotation der Krankenpfleger:innen 
in den RHCs erschwert die Beziehung 
zwischen Gesundheitsmitarbeiter:innen 
und Patient:innen. Ein weiteres Problem 
ist die teilweise vorherrschende Fehl-
wahrnehmung der Notwendigkeit der 
Gesundheitsversorgung: Durch präventi-
ve und fördernde Gesundheitsversorgung 
können viele potenzielle Gesundheitspro-
bleme vermieden werden, sodass eini-
ge Menschen das Gefühl haben, dass es 
keinen Nutzen hat, im CHPS zu bleiben, 
da sie keine gesundheitlichen Probleme 
befürchten. RAHA ist sich dieser Heraus-
forderungen bewusst und setzt sich aktiv 
dafür ein, den Wert des CHPS und der 
RHCs für die teilnehmenden Gemeinden 
weiter zu verbessern.

Sr. Dr. Elizabeth Nalloor 
Geschäftsführende Direktorin, Raigarh Ambikapur 
Health Association, Partner von Misereor

Zustand der  
sozialen Sicherung
(siehe auch Beilage „Soziale Sicherung:  
Handlungsbedarfe in Risikoländern“)

1.380.004.385 
Einwohner:innen (2020)

, Hoher Handlungsbedarf

, Hoher Handlungsbedarf

, Sehr hoher Handlungsbedarf

Soziale Sicherungspläne für bestimmte 
Altersgruppen

Soziale Sicherungspläne für den  
Arbeitskontext

Soziale Sicherungspläne für 
Menschen mit Behinderungen 
und / oder besonderem Schutzbedarf
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Pakistan 

Stärkung von Frauen durch 
Selbsthilfegruppen 
Länderprofil

Die Islamische Republik Pakistan liegt in 
Südasien und wird im Nordosten durch 
den Himalaya und im Süden durch den 
Indischen Ozean begrenzt. Das Land ist 
mit großen geologischen und klima
tischen Herausforderungen konfrontiert, 
Erdbeben, Überschwemmungen und 
Dürren stellen eine erhebliche Bedrohung 
dar. Die nationale Behörde für Katastro-
phenmanagement NDMA ist auf föderaler 
Ebene dafür zuständig, alle Bereiche des 
Katastrophenmanagements umzusetzen. 
Hierzu zählen die Entwicklung von Leit-
linien zum Schutz vulnerabler Gruppen 
und von standardisierten Abläufen im 
Katastrophenfall. 

Trotz einiger Fortschritte in den letzten 
zwei Jahrzehnten ist das Land geprägt 
von hoher Armut und einer sozio-ökono-
mischen Ungleichheit insbesondere 
zwischen Stadt und Land. Viele Familien 
sind abhängig von wirtschaftlich akti-
ven männlichen Haushaltsmitgliedern, 
die den täglichen Bedarf kaum decken 
können. Die Möglichkeiten für Frauen, 
Einkommen zu generieren, sind sehr 
eingeschränkt. Tief verwurzelte kultu-
relle Normen und Werte erschweren 
den Zugang zum Arbeitsmarkt für Frau-
en und tragen zu ihrer Benachteiligung 
bei. Die Benachteiligung beginnt bereits 
in der Kindheit. Trotz einer allgemeinen 
Schulpflicht besuchen nur 56 Prozent der 
Kinder zwischen fünf und 16 Jahren eine 
Schule. Gerade Mädchen gehen seltener 
und kürzer zur Schule. Die landesweite 
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Alphabetisierungsrate liegt bei 59 
Prozent, unter Frauen nur bei 46 Prozent. 
Die Voraussetzungen für ein sozial und 
wirtschaftlich abgesichertes Leben sind 
somit deutlich eingeschränkt.

Projektkontext und Projektaktivitäten

Zusammen mit der lokalen Partnerorgani-
sation Research and Development Foun-
dation (RDF) hat die Kindernothilfe in der 
Provinz Sindh den sogenannten Selbst
hilfegruppen-Ansatz etabliert. Marginali-
sierte Frauen finden sich auf Dorfebene zu 
Gruppen zusammen, um im Zusammen-
schluss ihre Rechte einzufordern und die 
eigene soziale und wirtschaftliche Situati-
on zu verbessern. 

In den Selbsthilfegruppen identifizieren 
die beteiligten Frauen soziale und wirt-
schaftliche Herausforderungen. Durch 
gemeinsames Sparen und die Vergabe 
von Kleinkrediten aus einem gemeinsam 
erwirtschafteten Fonds schaffen sie sich 
Möglichkeiten, jene zu überwinden. Über 
die Realisierung kleiner Geschäftsideen 

und damit wachsendes Eigenkapital 
werden die vergebenen Kredite später 
wieder zurückgezahlt. Mehrere lokale 
Selbsthilfegruppen schließen sich in der 
Regel nach einigen Monaten zu Dachver-
bänden zusammen und befassen sich mit 
übergeordneten Problemen der Dörfer. 
Nach vier bis fünf Jahren können mehrere 
Dachverbände eine Föderation gründen, 
durch die die Frauen auch auf kommu-
naler Ebene verstärkt politisch Einfluss 
nehmen können. Eine Föderation besteht 
aus 1.000 bis 2.000 Frauen. Der Weg von 
der ersten Selbsthilfegruppe auf Dorfebe-
ne bis hin zur Föderation wird durch RDF 
begleitet und zum Beispiel durch Alpha-
betisierungskurse und Schulungen in 
Haushaltsbuchführung gefördert. 

Traditionelle Praktiken und Haltungen 
männlicher Haushaltsmitglieder, die mehr 
Verantwortung und Mobilität von Frauen 
behindern und dem Selbsthilfegruppen-
ansatz häufig entgegenstehen, bleiben 
in den Dörfern ein bestimmender Faktor. 
Um gegen diese Widerstände anzugehen, 
halten die Frauen Vorträge und führen 
Rollenspiele zu Frauenrechten auf. Unter-
stützt werden sie dabei durch männliche 
„social mobilizer”, die das Gespräch mit 
Ehemännern und männlichen Gemein-
devertretern suchen und sie motivie-
ren, Frauen in ihrem Engagement zu 
unterstützen. 

Regelmäßige Starkregenfälle und Über-
schwemmungen haben negative Auswir-
kungen auf die vulnerable Bevölkerung 
im Sindh. Durch Schulungen in Erster 
Hilfe, Unterstützung bei der Registrierung 
von Kindern und dem Erwerb nationaler 
Identitätskarten, die den Zugang zu den 
staatlichen Gesundheitssystemen ermög-
lichen, fördern die Selbsthilfegruppen 
die lokalen Bewältigungskapazitäten im 
Falle extremer Naturereignisse. Durch 
den kollektiven Zusammenschluss und 
die wechselseitige Unterstützung der 
Selbsthilfegruppen untereinander wird 
die lokale Resilienz gestärkt. Im Fokus der 
präventiven Maßnahmen steht zudem 
die Erarbeitung von Notfallplänen durch 
die Selbsthilfegruppen in Kooperation 
mit lokalen Ansprechpartner:innen und 

Institutionen auf Gemeinde- und Bezirks
ebene. Hinsichtlich Klimaschutz stärkt das 
Projekt die Frauen durch die Vermittlung 
klimafreundlicher Maßnahmen auf Haus-
haltsebene, wie etwa den Bau rauchfreier 
Öfen. 

Ergebnisse und Wirkung

Das Projekt trägt dazu bei, Frauen und 
jungen Mädchen neue Perspektiven zu 
eröffnen und besonders die vulnera-
belsten unter ihnen zu stärken und sozi-
al abzusichern. Von 2013 bis Ende 2020 
wurden 482 Selbsthilfegruppen mit etwa 
6.400 Frauen gegründet. Über 4.900 Frau-
en nahmen bis heute an Alphabetisie-
rungskursen teil. Die Fähigkeit, lesen und 
schreiben zu können, erleichtert unabhän-
giges Handeln. Knapp 2.100 Frauen haben 
sich mit Geschäftsideen selbstständig 
gemacht. Sie betreiben Viehzucht, führen 
kleine Lebensmittelgeschäfte oder üben 
ein Handwerk aus. Durch Schulungen und 
die Spar- und Kreditstrategie des Selbst-
hilfegruppen-Ansatzes sind die beteilig-
ten Frauen wirtschaftlich gestärkt, um ein 
besseres Einkommen für ihre Familien zu 
generieren und diese sozial abzusichern. 

Die regionalen Zusammenschlüsse der 
Selbsthilfegruppen sind in der Lage, 
gemeinsam größere Vorhaben durch-
zusetzen. Inzwischen wurden 26 Dach-
verbände und eine Föderation gegrün-
det. Die Gruppenmitglieder entwickeln 
sich häufig zu sozialen Führungskräften 
in ihren Dörfern. Sie üben ihre Rechte, 
einschließlich ihres Wahlrechts, aus und 
nehmen aktiv als Ansprechpartnerinnen 
an Entscheidungsprozessen zu kommu-
nalen Problemen, Bildungsfragen und 
Katastrophenschutz teil. Der mithilfe von 
RDF vermittelte Zugang zu verschiedenen 
staatlichen Hilfs- und Armutsbekämp-
fungsprogrammen bietet den Mitgliedern 
auch jetzt während der Corona-Pandemie 
wichtige Unterstützung. 
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2.2 Zugang zu sozialen Sicherungssystemen durch 
Partizipation und Inklusion

Soziale Sicherungssysteme stehen bei humanitären und entwicklungspoliti-
schen Akteuren weit oben auf der Agenda. Im Rahmen der Ziele für nachhal-
tige Entwicklung haben sie in den letzten Jahren als wichtiges Instrument 
einen größeren Stellenwert im nachhaltigen Kampf gegen Armut und sozi-
ale Ungleichheit erhalten. Auch im Kontext der Corona-Pandemie zeigt sich 
ihre enorme Bedeutung, da soziale Sicherungssysteme oftmals einen wichti-
gen ökonomischen Rückhalt für Risikogruppen bilden und einen Beitrag zur 
Stärkung ihrer Resilienz gegenüber Krisen leisten können. In diesem Artikel 
liegt der Fokus auf der Frage, wie Risikogruppen gerade in Krisenkontexten 
von sozialen Sicherungssystemen profitieren können und welche Zugangs-
barrieren bestehen. Darüber hinaus analysiert der Artikel, wie soziale Siche-
rungssysteme ihre positiven Wirkungen in Krisenkontexten entfalten können 
und wie humanitäre Maßnahmen mit Maßnahmen der sozialen Sicherung 
verknüpfbar sind. Dabei wird auch die informelle, gemeindebasierte sozia-
le Sicherung thematisiert, die trotz ihrer enormen Relevanz oftmals wenig 
Beachtung findet.

Im Rahmen der globalen Corona-Pandemie 
zeigt sich einmal mehr die hohe Bedeutung  
sozialer Sicherungssysteme: Länder auf der 
ganzen Welt nutzen entsprechende Maßnah-
men, um ihre Bevölkerung während Lockdowns 
vor Hunger und schwerer Not zu schützen und 
zugleich die Wirtschaft zu stärken. Gleichzei-
tig zeigt sich aber auch sehr eindrücklich, was 
passiert, wenn soziale Sicherungssysteme nicht 
vorhanden sind oder nicht funktionieren und 
große Bevölkerungsschichten schnell in Armut 
abrutschen. Gerade weil in vielen Ländern 
umfassende soziale Sicherungssysteme fehlen 
bzw. nicht diejenigen erreichen, die am drin-
gendsten auf sie angewiesen wären, hat sich 
durch die Corona-Pandemie weltweit, und hier-
bei insbesondere in Asien und Afrika, die sozi-
ale Ungleichheit sowie Armut enorm verschärft 
(World Bank 2021a).

Es zeigt sich somit, dass soziale Sicherungs-
systeme einen wichtigen Beitrag leisten 
können, um die Resilienz von Bevölkerungen 
gegenüber Schocks zu erhöhen bzw. Schäden 
abzumildern, die durch Schocks verursacht 
werden. Maßnahmen der sozialen Siche-
rung sollen zunächst einmal davor schüt-
zen, dass Menschen in Krisensituationen 
ihre Lebensgrundlagen verlieren und damit 

in (größere) Armut abrutschen – etwa, weil 
sie stark verzinste Kredite aufnehmen, ihre 
Produktionsmittel veräußern oder ihre Kinder 
aus der Schule nehmen müssen. Demzufolge 
ist es ein zentrales Ziel sozialer Sicherungs-
programme, Menschen vor Verarmung und 
den Konsequenzen von Armut zu schützen. In 
diesem Sinne dienen viele Programme dazu, 
Menschen zu unterstützen, ihre Lebensbedin-
gungen so zu verbessern, dass sie ihre Lebens-
grundlagen erhalten und kleinere Schocks und 
Krisen aus eigener Kraft bewältigen können 
(Sabates-Wheeler / Devereux 2011). Soziale 
Sicherungssysteme zielen somit auch darauf 
ab, die durch ökonomische, soziale oder poli-
tische Exklusion verursachte Vulnerabilität 
von Haushalten und Individuen zu reduzieren 
und damit einen wichtigen Beitrag zur Inklu-
sion benachteiligter Bevölkerungsgruppen zu 
leisten (Devereux / Sabates-Wheeler 2004). 
Die positiven Auswirkungen sozialer Siche-
rungssysteme auf die Stärkung des Selbstbe-
wusstseins von Kindern und die Gleichstellung 
der Geschlechter werden seit einigen Jahren 
zunehmend dokumentiert. So können Sozi-
alschutzmaßnahmen wie Bargeldtransfers, 
Bildungsstipendien und Schulspeisungspro-
gramme beispielsweise die Einschulung und 
den Schulbesuch sowohl von Jungen als auch 
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von Mädchen in der Primar- und Sekundar-
stufe erhöhen (Bastagli et al. 2016; Gelli 2015). 
Außerdem können die Verfügbarkeit von und 
der Zugang zu sozialen Sicherungsprogram-
men für Mädchen und Frauen die Entschei-
dungsmacht und die Entscheidungsmöglich-
keiten weiblicher Personen in einer Reihe von 
Bereichen wie Heirat, Verhütung, Schwan-
gerschaft und Haushaltsausgaben erhöhen 
(Bastagli et al. 2016; Peterman et al. 2019) und 
dazu beitragen, die Wahrscheinlichkeit von 
Frühverheiratung sowie Schwangerschaft im 
Jugendalter zu reduzieren. 

Gleichzeitig dürfen die positiven und trans-
formatorischen Wirkungen sozialer Siche-
rungssysteme nicht überschätzt werden: Vor 
allem wenn es um die Stärkung bestimmter 
Personengruppen und ihre Möglichkeiten 
zur Mitsprache bzw. um die Erhöhung ihrer 
Handlungsfähigkeit geht, stoßen soziale Siche-
rungssysteme irgendwann an die Grenzen der 
bestehenden sozialen, kulturellen und politi-
schen Machtverhältnisse, die diese sozialen 

Sicherungssysteme bedingen bzw. in die sie 
eingebettet sind (Bastagli et al. 2016; Peterman 
et al. 2019).

Barrieren beim Zugang zu staatlichen sozialen 
Sicherungssystemen

In der Realität zeigt sich häufig, dass trotz 
vorhandener sozialer Sicherungssysteme diese 
in vielen Fällen nicht die Personen erreichen, 
die auf sie angewiesen wären bzw. für die sie 
konzipiert sind. Grundsätzlich lässt sich auf 
Basis der Erfahrungen von Christoffel-Blin-
denmission (CBM) im Rahmen der Projek-
tarbeit zwischen vier Arten von Barrieren 
unterscheiden, die auf den Zugang zu sozia-
len Sicherungssystemen angewendet werden 
können:

	+ Institutionelle Barrieren beziehen sich auf 
die rechtlichen und formalen Rahmen-
bedingungen, die den Zugang zu sozia-
len Sicherungsprogrammen regeln. Dies 
können zum Beispiel fehlende staatliche 
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Behinderungen haben 
Zugang zu Leistungen 
für Menschen mit 
Behinderungen
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Abbildung 7: Globaler Zugang zu Leistungen der sozialen Sicherung (Datenquelle: ILO 2021)
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Identitätsnachweise (Geburtsurkunden, 
Ausweisdokumente etc.) sein, die Bedin-
gung für eine Beantragung von Leistungen 
sind.

	+ Kommunikative Barrieren gehen eng einher 
mit institutionellen Barrieren und beziehen 
sich vorranging darauf, wie die notwendigen 
Informationen über soziale Sicherungspro-
gramme kommuniziert werden, sodass sie 
auch bei denen ankommen, die sie benö-
tigen, und von ihnen verstanden werden. 
Zum Beispiel stellen ausschließlich schrift-
liche Informationen für Menschen ohne 
Alphabetisierung eine Hürde dar. 

	+ Soziale Barrieren beziehen sich vor allem 
auf verschiedene Formen der Stigmatisie-
rung, die mit bestimmten Programmen der 
sozialen Sicherung einhergehen können, 
beispielsweise wenn Empfänger:innen von 
Arbeitslosengeld implizit unterstellt wird, 
dass sie kein Interesse an einem Arbeits-
verhältnis hätten und auf Kosten der 
Steuerzahler:innen leben würden. 

	+ Physische Barrieren beziehen sich auf den 
direkten Zugang zu bestimmten Hilfsleis-
tungen, beispielsweise das Einlösen eines 
monatlichen Schecks. Auch wenn physi-
sche Barrieren meist eher eine untergeord-
nete Rolle spielen, können sie den Zugang 
zu sozialen Sicherungsprogrammen stark 
behindern.

Oftmals ist es die Kombination verschiedener 
Barrieren, die verhindert, dass anspruchsbe-
rechtigte Personen Zugang zu einer bestimm-
ten Form der sozialen Sicherung erhalten. 
Verdeutlichen lässt sich dies an einem Beispiel 
eines sozialen Unterstützungsprogramms in 
Bangladesch für Menschen mit Behinderun-
gen, das regelmäßige Transferleistungen bein-
haltet. Um diese Unterstützung zu erhalten, ist 
eine Registrierung für das Programm notwen-
dig. Diese Registrierung ist mit einigen Hürden 
verbunden, was sich vor allem darin zeigt, dass 
Menschen mit Behinderungen sehr häufig 
noch nicht für das Programm registriert sind. 
Zunächst gibt es viele Menschen mit Behinde-
rungen, die sich der Existenz der Unterstüt-
zungsleistung nicht bewusst sind oder nicht 

wissen, dass ihre Beeinträchtigung sie zu einer 
Registrierung berechtigt. Dies verdeutlicht, wie 
wichtig es ist, dass Informationen zu sozialen 
Sicherungssystemen angemessen kommuni-
ziert werden und auch die Personen erreicht, 
die davon profitieren können. 

Aufbauend auf den kommunikativen Barrieren 
spielt besonders im Kontext Behinderung die 
soziale Hürde der Stigmatisierung eine Rolle. 
Da in vielen Ländern mit dem Begriff „Behin-
derung“ eine soziale Ausgrenzung verbunden 
ist, entscheiden sich Personen, die potenziell 
Adressat:innen eines solchen Programms sind, 
bewusst gegen eine Registrierung und nehmen 
ihre Ansprüche nicht wahr. Darüber hinaus ist 
auch das Prozedere der Registrierung komplex 
und erfordert mehrere Behördengänge. Insbe-
sondere in ländlichen Regionen ist der Antrags-
prozess ein Zeit- und auch Kostenfaktor, wenn 
man zur Beantragung weite Strecken zurück-
legen muss, um zur entsprechenden Behör-
de in der nächstgrößeren Stadt zu gelangen. 
Sofern ein Antrag eingereicht wurde, hängt 
es von den zuständigen Sachbearbeiter:innen 
ab, ob dieser angenommen oder abgelehnt 
wird. Auch hier zeigt die Praxis, dass es immer 
wieder vorkommt, dass Anträge abgelehnt 
werden, obwohl die antragstellende Person 
eigentlich berechtigt ist, weil bei den Behör-
den oftmals das notwendige Fachwissen für 
sachgerechte Entscheidungen fehlt. Insbe-
sondere Frauen und Menschen mit Behin-
derungen haben aufgrund sozialer Barrieren 
häufig nicht die Möglichkeit, selbstständig zu 
reisen. Deshalb arbeitet Plan International in 
der Regel mit integrierten Programmansätzen, 
die langfristig zu einem Wandel von Normen 
und Werten beitragen sollen, um unter ande-
rem soziale Barrieren zu Sicherungssystemen 
abzubauen. Solche Programmansätze beinhal-
ten neben der Grundsicherung Komponenten 
aus den Bereichen Kinderschutz, sexuelle und 
reproduktive Gesundheit, psychosoziale Bera-
tung, Bildung und Berufsbildung und zielen 
auf eine Stärkung von Mädchen und Frau-
en ab, die es ihnen erlaubt, sich eigenständig 
abzusichern. Betroffenen von Gewalt werden 
spezielle Versorgungs- und Beratungsdienste 
angeboten und entsprechende Organisationen 
gestärkt, um die besonderen Bedarfe an sozi-
aler Sicherung der Betroffenen zu adressieren 

WeltRisikoBericht 2021	 28	



und geschützte Räume zu gewähren. Der 
soziale Zusammenhalt innerhalb einer funk-
tionierenden Gemeinde ist der Grundpfeiler 
sozialer Sicherung für ihre Mitglieder – insbe-
sondere in Krisen oder bei fehlenden staatli-
chen Systemen. 

Auch bei Leistungen, die zunächst kein aktives 
Zutun der Zielgruppe erfordern, kann es leicht 
zu Ausgrenzungsmechanismen kommen: 
Schulspeisungen sind beispielsweise ein  
Instrument, das zunächst allen Schüler:innen 
einer Schule zugutekommen kann. Gera-
de Kinder mit Behinderungen können aber 
häufig nicht von den Schulspeisungen profi-
tieren, weil sie überproportional oft gar keine 
Schule besuchen können, wie eine Studie aus 
Kenia zeigt (Kuper et al. 2015). Kinder, denen 
der Schulbesuch nicht möglich ist, sind also 
doppelt benachteiligt: Sie verpassen Unter-
richtsstoff und durch den fehlenden Zugang zu 
den Schulspeisungen steigt die Wahrschein-
lichkeit von Mangel- bzw. Unterernährung, 
was längerfristig wiederum zu (weiteren) 
Entwicklungsschäden bzw. Entwicklungsver-
zögerungen führen kann.

Aufbauend auf diesen Beispielen lassen sich 
notwendige Schritte ableiten, um einen barrie-
re- und diskriminierungsfreien Zugang zu sozi-
alen Sicherungssystemen zu ermöglichen:

	+ Informationen zu sozialen Sicherungssys-
temen müssen aktiv und in einfacher Spra-
che und gegebenenfalls auch in verschiede-
nen Landessprachen auf unterschiedlichen 
Kanälen kommuniziert werden. 

	+ Es braucht vielfach ein Umdenken hin zu 
rechtebasierten Ansätzen, um institutio-
nelle Rahmenbedingungen, wie Ansprüche, 
Beantragungsprozesse und Leistungsbe-
züge, zu vereinfachen und den Zugang zu 
sozialen Sicherungssystemen zu erleichtern. 
Hierbei können Nichtregierungsorganisa-
tionen eine wichtige Rolle spielen, da sie 
oftmals ein genaues Bild der Bevölkerung 
einer Gemeinde haben.

	+ Physische Hürden beim Zugang zu sozialen 
Leistungen müssen reduziert werden. 

	+ Es muss vermieden werden, dass sozi-
ale Sicherungssysteme mit negativen 
Vorstellungen konnotiert werden und sich 
Leistungsempfänger:innen diskriminiert 
fühlen. 

	+ Soziale Sicherung muss an die individuellen 
Bedürfnisse der Empfänger:innen angepasst 
werden können. Dies erfordert ein umfas-
sendes (alters- und zielgruppengerechtes) 
Angebot an Dienstleistungen und Koordina-
tion, insbesondere im Umfeld humanitärer 
Krisen oder in Phasen des Wiederaufbaus 
und der Friedensbildung.

Verknüpfung von humanitärer Hilfe mit staat-
lichen Unterstützungsprogrammen

Global hat sich der Bedarf an humanitärer 
Hilfe in den letzten Jahren enorm erhöht. 
Besonders in zunehmenden lang anhaltenden 
humanitären Krisen können die Bedarfe häufig 
nicht mehr durch kurzfristige Hilfsprogram-
me gedeckt werden (Cherrier et al. 2019). Die 
internationale Gemeinschaft hat in den letzten 
Jahren unter anderem durch ihre Verpflich-
tungen im Rahmen des Weltgipfels für Huma-
nitäre Hilfe 2016 ihre Bemühungen verstärkt, 
dem steigenden Hilfsbedarf zu begegnen und 
nachhaltigere Strategien zur Krisenbewälti-
gung zu entwickeln. Im Fokus steht die verbes-
serte Verknüpfung von humanitärer Hilfe und 
Entwicklungsprogrammen, wobei insbesonde-
re soziale Sicherungsprogramme eine wichtige 
Rolle spielen. In diesem Sinne verwendet Plan 
International zunehmend Ansätze, in denen 
Begünstigten finanzielle oder materielle Unter-
stützung und Fortbildungen angeboten werden. 
Die Ansätze umfassen eine Kombination aus 
zweckgebundenen und freien Zuwendungen, 
Material oder Werkzeug, sowie die notwendi-
ge Grundausbildung, um etwa Jugendliche bei 
der Entwicklung ihrer Geschäftsmodelle und 
Erwirtschaftung eines Grundeinkommens zu 
unterstützen. Die Kombination der Maßnah-
men zielt darauf ab, kurzfristig Grundbedürf-
nisse zu decken sowie Jugendliche mittelfristig 
in die Lage zu versetzen, sich selbstständig zu 
versorgen und Strukturen zu schaffen, die es 
ihnen ermöglichen, zu einer wirtschaftlichen 
Erholung ihrer Gemeinden beizutragen. 
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Soziale Sicherungssysteme sind in fragilen 
und konflikthaften Kontexten ein effektives, 
effizientes und nachhaltiges Instrument, um 
Unterstützung zu leisten, und haben erhebli-
ches Potenzial, die Kluft zwischen humanitärer 
Hilfe und längerfristiger Entwicklungszusam-
menarbeit zu überbrücken. Besonders geeignet 
sind soziale Sicherungssysteme, die im Falle 
von Katastrophen anpassbar sind und schnell 
auf humanitäre Bedarfe reagieren können 
(Cherrier et al. 2019; siehe auch Kapitel 2.3). 
Solche Systeme zielen auch darauf ab, bereits 
zu reagieren, bevor Schocks in vollem Umfang 
spürbar werden, beispielsweise durch bessere 
Vorbereitungsaktivitäten oder durch Hilfsmaß-
nahmen, die frühzeitig veranlasst werden.

Eine Kerneigenschaft humanitärer Hilfe ist es, 
dort zu unterstützen, wo unmittelbarer Bedarf 
besteht, Menschen in Not sind und wo soziale 
Sicherungssysteme durch Krisen und Kata-
strophen überlastet sind. Humanitäre Hilfe 
durch Hilfsorganisationen kann eine staatliche 

Grundversorgung für eine Bevölkerung nicht 
dauerhaft ersetzen. Besonders aus Sicht von 
Nichtregierungsorganisationen stellt sich in 
Krisenkontexten daher die Frage, wie humani-
täre Hilfsmaßnahmen zur sozialen Sicherung 
so gestaltet werden können, dass der Übergang 
in längerfristige staatliche Maßnahmen gelingt 
und eine Grundsicherung dauerhaft sicher-
gestellt werden kann. Staatliche Sicherungs-
systeme spielen eine wichtige Rolle, um von 
Krisen betroffenen Menschen die Möglichkeit 
zu geben, mittelfristig unabhängig von humani-
tärer Hilfe zu werden und besser abgesichert zu 
sein. Selbst geringe Leistungen aus staatlichen 
Unterstützungsprogrammen können für viele 
Familien einen lebenswichtigen Baustein in 
ihrem Haushaltseinkommen darstellen. 

In Niger hat die CBM in Kooperation mit 
dem Partner FNPH während des dortigen 
Corona-Lockdowns im Frühsommer 2021 ein 
humanitäres Hilfsprogramm aufgelegt, das 
besonders betroffene Haushalte einmalig mit 

1919
Die Internationale Arbeits-
organisation (ILO) wird nach 
Ende des Ersten Weltkrie-
ges zur Förderung sozialer 
Gerechtigkeit und somit zur 
Erhaltung des Weltfriedens 
gegründet. 

1944
Mit der Erklärung von Phi-
ladelphia werden die Ziele 
und Zwecke der ILO über-
arbeitet. Das Bekenntnis 
zu den Grundsätzen der ILO 
wird durch die Staatenge-
meinschaft bekräftigt.

1946
Die ILO wird die erste 
Sonderorganisation der 
neu gegründeten Vereinten 
Nationen. 

1948
Die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte veran-
kert in Art. 22 den Anspruch 
auf soziale Sicherheit durch 
innerstaatliche Maßnahmen 
und internationale Zusam-
menarbeit.

1952
Die ILO beschließt Mindest-
standards zu neun Teilbe-
reichen sozialer Sicherung 
(Konvention C102). Die 
Leistungen der Teilbereiche 
werden in späteren Kon-
ventionen teils erweitert. 

1962
Die ILO verabschiedet den
Gleichbehandlungsgrund-
satz, mit dem alle Men-
schen unabhängig von ihrer 
Staatsangehörigkeit
dieselben Rechte auch in 
Bezug auf soziale Sicherung 
haben (Konvention C118).

1964
Die ILO beschließt eine 
Erweiterung der Leistungen 
zur sozialen Sicherung im 
Falle von Arbeitsunfällen 
(Konvention C121).

1966 
Die UN-Generalversamm-
lung verabschiedet einstim-
mig den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rech-
te (ICESCR). Er verankert das 
Recht auf soziale Sicherheit, 
Arbeit, Gesundheit und 
Bildung in den Art. 6-15.

1967 
Die ILO beschließt eine 
Erweiterung der Leistungen 
zur sozialen Sicherung bei 
Invalidität, im Alter und für 
Hinterbliebene (Konvention 
C128). 

1969 
Die ILO beschließt eine 
Erweiterung der Leistun-
gen zur sozialen Sicherung 
hinsichtlich medizinischer 
Versorgung und Krankheits-
leistungen (Konvention 
C130).

Historie der internationalen Vereinbarungen zu sozialer Sicherung
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Bargeldtransfers in Höhe von circa 50 Euro 
unterstützte. Im Rahmen des Programms 
fanden Gespräche mit Vertreter:innen der 
nigrischen Behörden statt, um Anschlussopti-
onen für weitere Hilfsleistungen zu eruieren. 
Bei diesen Gesprächen stellte sich heraus, dass 
ein Teil der Zielgruppe für ein existierendes 
staatliches Unterstützungsprogramm (finan-
ziert durch die Weltbank) infrage kam, bislang 
aber dort nicht berücksichtigt wurde. Es konn-
ten somit circa 250 Haushalte in das staatli-
che Unterstützungsprogramm aufgenommen 
werden, durch das sie nun weiterhin eine 
vierteljährliche finanzielle Unterstützung für 
mindestens zwei Jahre erhalten. 

Trotz des generellen Ziels einer Anschluss-
fähigkeit an staatliche Unterstützungspro-
gramme kann es auch sehr gute Gründe dafür 
geben, diese kritisch zu überprüfen. Neben 
den oben genannten Barrieren in staatlichen 
Unterstützungsprogrammen stellt sich auch die 
Frage nach dem Interesse des Staates und dem 

Gebrauch der übermittelten Daten durch die 
staatlichen Behörden. Gerade in Konfliktregio-
nen, in denen der Staat selbst eine Konfliktpar-
tei darstellt, kann es im schlimmsten Fall dazu 
kommen, dass personenbezogene Daten am 
Ende nicht zum Wohle der betroffenen Bevöl-
kerung, sondern gegen sie genutzt werden. In 
solchen Fällen ist es daher eine sinnvolle Alter-
native, in Richtung informeller und gemein-
debasierter sozialer Sicherungssysteme zu 
arbeiten.

Spargruppen als Beispiel für effektive infor-
melle, gemeindebasierte Sicherung

Vor allem in einkommensschwachen Staaten 
fehlt es häufig an staatlichen sozialen Siche-
rungssystemen, auf die Betroffene im Falle einer 
Krise zurückgreifen können. Hinzu kommt 
vor allem in fragilen bzw. konfliktgeprägten 
Kontexten häufig Misstrauen gegenüber staat-
lichen Institutionen. Gleichzeitig zeigt sich, 
dass betroffene Gemeinschaften selbstständig 

1982
Die ILO sichert die 
Wahrung von Ansprü-
chen auf Leistungen der 
sozialen Sicherung für 
Wanderarbeiter:innen und 
Gastarbeiter:innen (Konven-
tion C157).

1988
Die ILO beschließt eine 
Erweiterung der Leistungen 
zur sozialen Sicherung im 
Falle von Arbeitslosigkeit 
(Konvention C168). 

1989 
Die Kinderrechtskonvention 
wird durch die UN-Gene-
ralversammlung angenom-
men (Konvention CRC). 
Kinder sind nun eigenstän-
dige Inhaber:innen von 
Rechten und ihre Rechte auf 
soziale Sicherung werden 
gestärkt.

1998
Die ILO verabschiedet 
Kernarbeitsnormen, die 
für alle Mitgliedsstaaten 
bindend sind. Sie umfassen 
das Recht auf Gewerkschaf-
ten sowie das Verbot von 
Zwangsarbeit, Kinderarbeit 
und Diskriminierung am 
Arbeitsplatz.

2000
Die ILO beschließt eine 
Neufassung der Leistungen 
zum Mutterschutz (Konven-
tion C183). 

2012
Die ILO und die WHO 
beschließen umfassende 
Empfehlungen und 
Leitlinien für den 
Aufbau von Systemen 
der sozialen Sicherung 
(Konvention C202). 

2015
Die Empfehlungen der Soci-
al Protection Floor Initiative, 
festgelegt in Konvention 
C202, werden in der Agenda 
2030 für nachhaltige Ent-
wicklung verankert.

2019
Als zentrale Institution für 
soziale Sicherung feiert 
die ILO ihr 100-jähriges 
Bestehen. Aktuell umfasst 
die ILO 187 Mitglieds
staaten. 
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in der Lage sind, informelle Absicherungsme-
chanismen auf Gemeinde- und Haushaltse-
bene auch in Krisensituationen zu etablieren, 
die zumindest einen Teil der negativen Folgen 
externer Schocks abfedern können. Eine sehr 
bekannte und wirksame Form der informellen 
sozialen Sicherung bilden Spargruppen, die 
insbesondere in vielen Ländern des Globalen 
Südens eine lange Tradition haben und häufig 
ein Kernelement für die Grundsicherung armer 
Haushalte darstellen. Sie bieten einfache Spar- 
und Kreditmöglichkeiten und damit für viele 
arme Haushalte oftmals die einzige Möglich-
keit, an kostengünstige Kredite zu gelangen. 
Die Gruppenmitglieder sparen gemeinsam und 
können von den Ersparnissen kleine Kredite 
vergeben oder nehmen. Die aufgenommenen 
Kredite werden nach und nach inklusive eines 
geringen Zinssatzes an die Gruppe zurückge-
zahlt. Jede Gruppe entscheidet für sich, wann 
angesammelte Spar- und Darlehensgewinne an 
die Mitglieder ausgeschüttet werden. Die Grup-
penmitglieder nehmen zum Beispiel Kredite 
auf, um Kosten für Schulgebühren und medi-
zinische Ausgaben zu decken oder um produk-
tive Vermögenswerte wie Nutztiere oder land-
wirtschaftliche Geräte zu kaufen. In manchen 
Spargruppen wird auch für gemeinsame 
geschäftliche Interessen gespart, um beispiels-
weise bessere Preise für Saatgut oder Dünger 
verhandeln zu können. Durch den verbesserten 
Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten verbes-
sert sich die Lebensqualität der Gruppenmit-
glieder. Neben dem rein finanziellen Interesse 
entsteht als wichtiger Nebeneffekt zugleich eine 
verbesserte soziale Vernetzung der Mitglieder, 
wodurch die Spargruppen auch zu mehr (sozi-
aler) Stabilität sowie zu Inklusion besonders 
marginalisierter Bevölkerungsgruppen in ihren 
Gemeinden beitragen können. Spargruppen 
bilden auch eine Form des sozialen Rückhalts 
und bieten die Möglichkeit zum Austausch und 
sozialen Kontakt insbesondere unter Frauen 
und Jugendlichen. 

Die Erfahrungen von CBM und Plan Internatio
nal in Krisenkontexten in der Demokratischen 

Republik Kongo, Haiti, Nigeria und Simbabwe 
zeigen, dass gerade im Anschluss an huma-
nitäre Hilfsleistungen in Form von Bargeld-
transfers Spargruppen hilfreich sind, damit 
finanzielle Mittel nicht vollständig für kurz-
fristige Bedarfe verwendet werden, sondern 
zumindest partiell auch für mittel- bis länger-
fristige Investitionen. Bei kleineren humanitä-
ren Krisen und individuellen Notlagen können 
Spargruppen durch Ansparungen für Notfälle 
Mitglieder finanziell unterstützen. Auf diese 
Weise bilden sie ein wichtiges Instrument zur 
Bildung resilienter Gemeinden. Insbesonde-
re Spargruppen, die gemeinsam geschäftlich 
tätig sind, sind in der Lage, ihr Ansparpotenzi-
al mittelfristig zu steigern, und können so ihre 
Grundbedürfnisse, Ausgaben und ihr geschäft-
liches Wachstum zunehmend besser abdecken 
und planen.

Fazit

Soziale Sicherungssysteme nehmen eine wich-
tige Rolle bei der Inklusion sowie der Resili-
enzstärkung vulnerabler Gruppen ein, sofern 
sie gut konzipiert und die Zugangsbarrieren 
niedrig sind. Um die negativen Auswirkungen 
potenzieller Schocks zu reduzieren, ist nicht 
nur eine quantitative Ausweitung bestehen-
der Sicherungssysteme wichtig: Maßnahmen 
müssen explizit auf entsprechende Zielgrup-
pen ausgerichtet sein und etwaige Zugangs-
barrieren identifiziert und abgebaut werden. 
Mit ausreichenden Ressourcen können auch 
kurzfristige humanitäre Programme die Daten-
grundlage längerfristiger, sozialer Sicherungs-
mechanismen auf informeller sowie staatlicher 
Ebene stärken und zu deren besserer Planung 
beitragen. Insbesondere in Wiederaufbaupro-
grammen ist daher ein Ansatz förderlich, der 
auch im Sinne einer besseren Abstimmung 
von humanitärer Hilfe, Entwicklungszusam-
menarbeit und Friedensförderung Gelder aus 
verschiedenen Quellen nachhaltig und effizient 
zur Anwendung bringen kann, um schnelle-
re und nachhaltigere Wirkung zur Armutsbe-
kämpfung zu erreichen. 
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2.3 „Building Back Better“ durch soziale Sicherung 

Soziale Sicherung spielt bei der Reaktion auf die unmittelbaren Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie und bei der Unterstützung sozio-ökonomischer 
Wiederaufbaubemühungen eine entscheidende Rolle. Gleichzeitig haben 
aktuelle Forderungen nach Building Back Better hervorgehoben, dass die 
Klimakrise in Wiederaufbauplänen zur Corona-Pandemie durch verstärkte 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel und zur Abschwächung 
des Klimawandels berücksichtigt werden muss. Soziale Sicherung hat in 
den letzten Jahren bei der Adressierung der Risiken des Klimawandels 
und der Ermöglichung eines gerechten Übergangs zu einer grünen Wirt-
schaft an Bedeutung gewonnen. Die Gelegenheit zum Building Back Better 
während und nach der Pandemie bietet daher eine einzigartige Chan-
ce, soziale Sicherung in grüne und resiliente Wiederaufbaustrategien zu  
integrieren, die nicht verpasst werden sollte. Vor diesem Hintergrund 
beschreibt dieser Artikel die Rolle der sozialen Sicherung bei der Abfede-
rung der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Pandemie und 
betont die Relevanz der Verknüpfung von sozialen Sicherungssystemen mit 
Klimaschutzmaßnahmen zur Bewältigung der globalen Klimakrise. 

Die Corona-Pandemie hat auf dramatische 
Weise die Verwundbarkeit unserer globa-
len Gesellschaft und die ihr innewohnen-
den Ungleichheiten aufgezeigt. Während wir 
alle von den Folgen der Pandemie betroffen 
sind, verfügen viele nicht über die notwendi-
gen Mittel, um sich zu schützen. Programme 
zur sozialen Sicherung wurden während der 
Pandemie in großem Umfang in Ländern mit 
mittlerem und hohem Einkommen geschaf-
fen. Derzeit erhalten 20 Prozent der Weltbe-
völkerung als Reaktion auf die Pandemie neu 
eingeführte oder angepasste Leistungen der 
sozialen Sicherung (Gentilini et al. 2021). Sozi-
alhilfeleistungen wie Notfall-Bargeldtransfers 
machen 55 Prozent der globalen Reaktionen 
aus. Der Anteil neuer oder erweiterter Sozial-
versicherungen und aktiver Arbeitsmarktpro-
gramme macht 21 Prozent bzw. 24 Prozent aus. 
Die meisten dieser Maßnahmen sind jedoch 
als kurzfristige Interventionen gedacht. Trotz 
dieser Bemühungen bleiben viele Menschen in 
einkommensschwachen Ländern immer noch 
ohne finanzielle Hilfe gegen Arbeitsplatzver-
lust, Armut und Hunger, da in vielen Ländern 
grundlegende Mechanismen fehlen, um die 
Menschen schnell zu erreichen und ausrei-
chend zu unterstützen. Soziale Unterstützung 
für Arbeiter:innen im informellen Sektor und 
Migrant:innen ist oft nicht verfügbar. Über die 

Hälfte der Weltbevölkerung hat aktuell keinen 
Zugang zu einer angemessenen sozialen Siche-
rung (ASPIRE 2021).

Die Pandemie hat die Notwendigkeit sozia-
ler Unterstützung beim Auftreten kovariater 
Schocks für Menschen, insbesondere in Fällen 
sozialer Marginalisierung, erneut hervorgeho-
ben. Kovariate Schocks, wie zum Beispiel die 
Pandemie, betreffen Regionen und Gemein-
schaften. Umgekehrt sind idiosynkratische 
Schocks solche, die einzelne Haushalte betref-
fen. Die Klimakrise zählt zu den kovariaten 
Schocks und stellt eine große Bedrohung für 
heutige und zukünftige Generationen dar. 
Der Klimawandel untergräbt bereits jetzt die 
Bemühungen, mehrdimensionale Armut und 
Ungleichheit zu reduzieren, und erzeugt neue 
Risiken, die von den bestehenden Rahmen-
werken der sozialen Sicherung nicht abge-
deckt werden. Eine wachsende Zahl von 
Wissenschaftler:innen, Praktiker:innen und 
politischen Entscheidungsträger:innen betont 
die Bedeutung der sozialen Sicherung bei der 
Bewältigung der vielfältigen Herausforderun-
gen des Klimawandels. Darüber hinaus haben 
in den letzten Monaten einige Staats- und 
Regierungschef:innen der Welt dringende 
und transformative Maßnahmen gefordert, 
um nach der Corona-Pandemie im Sinne des 

Mariya Aleksandrova,  
Daniele Malerba und 
Christoph Strupat  
Wissenschaftliche 
Mitarbeiter:innen, Deutsches 
Institut für Entwicklungspolitik 
(DIE)
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Konzepts Building Back Better bessere Struk-
turen aufzubauen. Building Back Better bezieht 
sich auf Strategien, die darauf abzielen, die von 
Regierungen zugesagten großen fiskalischen 
Impulse für die Stärkung der Resilienz gegen-
über Klimawandel und Schocks sowie für einen 
grünen Aufschwung zu nutzen. Die Einrichtung 
umfassender sozialer Sicherungssysteme, die 
mit globalen, nationalen und lokalen Klima- 
und Katastrophenrisikostrategien verknüpft 
sind, ist ein entscheidender Politikbereich, um 
negative soziale und wirtschaftliche Auswir-
kungen des Klimawandels zu begrenzen. 

Soziale Sicherung als Antwort auf die 
Corona-Pandemie

Die wichtigsten Instrumente der sozialen 
Sicherung sind Sozialtransfers, öffentliche 
Arbeitsprogramme, beitragsfinanzierte Sozi-
alversicherungen und sozialer Gesundheits-
schutz, soziale Dienstleistungen und sozialer 
Wohnungsbau sowie arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen und Interventionen (siehe Kapi-
tel 1). Adaptive Systeme der sozialen Sicherung 
können im Vergleich zu regulären sozialen 
Sicherungssystemen besser auf neue Verwund-
barkeiten reagieren, die durch kovariate 
Schocks entstehen, wie zum Beispiel chroni-
sche Krankheiten aufgrund einer Covid-19-In-
fektion, Auswirkungen des Klimawandels auf 
die Arbeitsproduktivität oder Armut aufgrund 
des wirtschaftlichen Abschwungs. Dies kann 
geschehen durch:

	+ Modifikation von Programmen der sozi‑ 
alen Sicherung durch Erhöhung des Leis‑ 
tungswertes für bestehende Leistungs‑ 
empfänger:innen (vertikale Erweiterung)

	+ Aufnahme zusätzlicher Begünstigter in 
bestehende Programme (horizontale Erwei‑ 
terung)

	+ Schaffung neuer Programme.

So berichten Gentilini et al. (2021), dass von den 
bis Mai 2021 verwendeten 734 Bargeldtransfer-
programmen etwa 70 Prozent neue Programme 
sind, während ein kleinerer Teil auf vertikale 
und horizontale Erweiterungen entfällt.

Um auf Schocks zeitnah reagieren zu können, 
ist es wichtig, in verschiedene Instrumente der 

sozialen Sicherung zu investieren. Anekdotische 
Evidenz zeigt, dass Länder, die zum Beispiel 
in einheitliche Sozialregister investiert haben, 
die tatsächliche und potenzielle Begünstigte 
der sozialen Sicherung erfassen, besser in der 
Lage sind, Lücken in der Abdeckung ihrer Sozi-
alprogramme während der Corona-Pandemie 
zu erfassen und zu schließen. Ein Beispiel ist 
Kambodscha, wo das IDPoor-Register einkom-
mensschwache Haushalte in allen 25 Provinzen 
erfasst und ihnen Zugang zu sozialer Siche-
rung, öffentlicher Gesundheit und anderen 
Dienstleistungen ermöglicht (Kaba et al. 2018). 
Mithilfe der Register haben 560.000 einkom-
mensschwache Haushalte einen zusätzlichen 
Bargeldtransfer von 30 US-Dollar erhalten 
(vertikale Erweiterung). Zudem sind über die 
IDPoor-Datenbank während der ersten Welle 
der Pandemie etwa 137.000 Haushalte hinzu-
gekommen (horizontale Erweiterung), sodass 
im November 2020 insgesamt 697.000 Haus-
halte (drei Millionen Personen) Geldtransfer-
leistungen erhalten haben. Fast 200 Millionen 
US-Dollar wurden ausgezahlt und schützten die 
Haushalte vor einem weiteren Abrutschen in die 
Armut.

Ebenso hat Äthiopien während der Pandemie 
sein bestehendes System der sozialen Sicherung 
angepasst. In den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten hat Äthiopien erhebliche Fortschritte bei der 
Ausweitung seiner sozialen Sicherung gemacht: 
Sozialhilfe und Cash-for-Work-Programme 
spielen eine wichtige Rolle und machen den 
weitaus größten Teil der Ausgaben für soziale 
Sicherung aus. Von besonderer Bedeutung sind 
die ländlichen und städtischen Productive Safe-
ty Net Programs (PSNPs) und deren Verknüp-
fung mit der gemeindebasierten Krankenversi-
cherung und lokalen Entwicklungsprogrammen 
(Shigute et al. 2020). Die meisten sozialen 
Sicherungsmaßnahmen zur Corona-Pandemie 
wurden ebenfalls über diese Programme kana-
lisiert oder mit ihnen abgestimmt. Einige der 
Programmaktivitäten wurden auch in Reak-
tion auf die Corona-Pandemie angepasst. 
PSNP-Begünstigte erhielten drei Monate lang 
pauschale Bargeld- und / oder Nahrungsmit-
teltransfers. Öffentliche Arbeitsmaßnahmen 
wurden ausgesetzt, um große Menschenan-
sammlungen zu vermeiden (Bischler et al. 2021; 
Lind et al. 2020). Eine zusätzliche, vertikale 
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Erweiterung erhielten rund 42 Prozent der 
PSNP-Begünstigten in ländlichen Gebieten, 
die von Ernährungsunsicherheit betroffen 
waren. Diese Begünstigten erhielten zusätzlich 
zwei Monate Bargeld oder Nahrungsmittelun-
terstützung. Horizontale Erweiterungen der 
Programme waren zwar geplant, wurden aber 
von der Regierung hauptsächlich aufgrund von 
Finanzierungsengpässen nicht umgesetzt. Zu 
den weiteren Maßnahmen der sozialen Siche-
rung zählte eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Die 
Regierung untersagte Unternehmen die Entlas-
sung von Arbeitnehmer:innen und die Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen bis September 
2020. Zudem bietet ein Notprogramm zum 
Schutz von Arbeitsplätzen Lohnsubventionen 
für Unternehmen im Textilsektor an, um die 
Existenz von Beschäftigten dieser Branche zu 
schützen. 

In Argentinien hat die Regierung im Rahmen 
des sozialen Sicherungssystems eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen, um die Auswirkungen 
der Pandemie abzumildern. Das Land verfügt 
über ein umfangreiches Arbeitslosenversiche-
rungsprogramm für Arbeitnehmer:innen im 
formellen Sektor, die 50 Prozent der Erwerbs-
bevölkerung ausmachten. Die Höhe des Arbeits-
losengeldes wurde um 50 Prozent erhöht und 
Zuschüsse zu den Gehältern von Arbeiter:innen, 
die ihren Arbeitsplatz zu verlieren drohten, 
wurden bis Ende 2020 bereitgestellt (verti-
kale Erweiterung). Mehr als 1,7 Millionen 
Arbeiter:innen haben von diesen Maßnahmen 
profitiert. Um weitere Arbeitsplätze zu sichern, 
wurden die Arbeitgeberbeiträge in das inte
grierte argentinische Sozialversicherungssys-
tem (SIPA) um bis zu 95 Prozent reduziert. Das 
wichtigste Sozialhilfe-Notfallprogramm für den 
informellen Sektor war das Ingreso Familiar 
de Emergencia (IFE, Familien-Notfallbeihilfe). 
Dieses Bargeldtransferprogramm wurde im 
März 2020 eingeführt und bestand aus zwei 
Pauschalzahlungen in Höhe von 142 US-Dollar, 
die an neun Millionen Arbeiter:innen (20 
Prozent der Gesamtbevölkerung) ausgezahlt 
wurden. Dieses neue Sozialhilfeprogramm 
wurde durch die Nutzung bestehender Sozialre-
gister und durch die Möglichkeit der Selbstbe-
antragung umgesetzt, das heißt, Haushalte und 
Einzelpersonen konnten diese Transfers selbst 
beantragen. Die Regierung hat auch den Wert 

für ihr bestehendes Lebensmittelgutscheinpro-
gramm (von 57  auf 85 US-Dollar) für Famili-
en mit Kindern erhöht. Durch die vielfältigen 
vertikalen und horizontalen Erweiterungen 
sowie Neueinführungen der sozialen Sicherung 
konnte Argentinien einen starken Anstieg von 
Armut und Ungleichheit zu Beginn der Pande-
mie vermeiden (Lustig et al. 2020).

Politische Perspektiven des Building Back 
Better

Die drei oben genannten Beispiele zeigen 
einige der Möglichkeiten für die horizontale 
und vertikale Erweiterung von Systemen der 
sozialen Sicherung als Reaktion auf kovariate 
Schocks. Adaptive Systeme der sozialen Siche-
rung mit etablierten Sozialregistern waren und 
sind entscheidend, um die Pandemie effektiver 
zu bewältigen. Verschiedene Ansätze der sozi-
alen Sicherung, die im Rahmen der Pandemie 
zum Einsatz kamen, wurden auch im Kontext 
des Klimawandels bereits angewendet, so 
zum Beispiel Arbeitsplatzschutz, Nahrungs-
mittel- und Geldtransfers, Programme zur 
Qualifikationsentwicklung und Arbeitslosen-
unterstützung. Es muss jedoch noch weiter 
erforscht werden, wie die Erfahrungen aus 
der Corona-Pandemie in die Entwicklung 
effektiver Maßnahmen der sozialen Sicherung 
zur Bewältigung der Klimakrise übertragen 
werden können. Eine wichtige Voraussetzung 
für die Umsetzung dieser Ansätze in poten-
zielle Strategien zur Bewältigung der Auswir-
kungen des Klimawandels und der Gefahren 
für gefährdete Bevölkerungsgruppen ist, dass 
Länder ihre politischen Rahmenwerke stärken 
und eine langfristige Vision für den Bereich 
der sozialen Sicherung entwickeln. Eine stär-
kere Anerkennung sozialer Sicherung in der 
globalen Politik und den politischen Agenden 
zum Klimawandel und zur Katastrophenvor-
sorge kann ein starker Motor für verstärkte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene und eine 
größere internationale Unterstützung für die 
soziale Sicherung in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen sein. Gemeinsame 
Ziele von sozialer Sicherung und der Building 
Back Better Agenda, die durch globale politi-
sche Diskurse geformt werden, können lang-
fristig die Resilienz gegenüber dem Klimawan-
del und Naturgefahren stärken und zu einem 
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gerechten Ansatz für einen grünen Wiederauf-
bau beitragen.

Soziale Sicherung findet Anerkennung in wich-
tigen globalen politischen Rahmenwerken mit 
Bezug zu extremen Klimaereignissen, wie dem 
Warsaw International Mechanism for Loss 
and Damage associated with Climate Change 
Impacts (WIM) und dem Sendai Framework 
for Disaster Risk Reduction. Politische Diskur-
se über Klimaresilienz und soziale Sicherung 
sollten jedoch das gesamte Klimarisikokontinu-
um erfassen, einschließlich Klimagefahren und 
langfristiger Veränderungen wie Landdegra-
dation, Wüstenbildung und Meeresspiegelan-
stieg sowie Möglichkeiten zur Verbindung von 
Klimarisikomanagement mit sozialer Sicherung 
(Aleksandrova / Costella 2021). So könnten etwa 
öffentliche Arbeitsprogramme mit integrier-
ten ökosystembasierten Anpassungsstrategien 
wie die Wiederaufforstung von Mangrovenwäl-
dern in Küstenregionen mit Vorteilen für die 
Beschäftigung, Bereitstellung von Ökosystem-
dienstleistungen und Schutz vor Küstengefah-
ren einen mehrfachen Nutzen generieren (Beck 
et al. 2018). Ein weiteres Beispiel ist die Bereit-
stellung von Sozialwohnungen als Teil geplanter 
Umsiedlungsstrategien für gefährdete Gemein-
den, die in Hochrisikozonen leben.

Obwohl Länder mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen ihre sozialen Sicherungssysteme 
überwiegend noch mit nationalen Klimaagen-
den verknüpfen müssen (Aleksandrova 2021), 
bringen einige bestehende Programme der 
sozialen Sicherung schon vielfältige Vorteile für 
die Anpassung an den Klimawandel mit sich 
und beziehen das Klimarisiko in unterschied-
lichem Ausmaß ein. Zum Beispiel bietet das 
Mahatma Gandhi National Rural Employment 
Guarantee Scheme, Indiens größtes Programm 
zur sozialen Sicherung, 150 Tage garantierte 
Arbeit im Falle einer schweren Dürre, schafft 
physische Infrastruktur und Naturkapital (zum 
Beispiel Wasserdämme, Bewässerungskanä-
le und Aufforstungsarbeiten) und unterstützt 
unter anderem die Kompetenzentwicklung und 
Weiterqualifizierung (Kaur et al. 2019). Auch 
das äthiopische PSNP trägt auf lokaler Ebene 
zum Hochwasser- und Dürrerisikomanagement 
bei und unterstützt ländliche Haushalte bei der 
Bewältigung klimabedingter Schocks durch 

Sozialtransfers, während es gleichzeitig durch 
öffentliche Arbeitsprogramme, die mit lokalen 
Entwicklungsplänen und Anpassungsmaßnah-
men verknüpft sind, Gemeinschaftsgüter schafft 
oder rehabilitiert und die landwirtschaftliche 
Produktivität steigert (Ulrichs / Slater 2016).

Auch die Wiederaufbaupläne nach der Coro-
na-Pandemie bieten Möglichkeiten, soziale 
Sicherung mit Klimaschutz zu verbinden. Auf 
der einen Seite sollte das beispiellose Ausmaß 
der fiskalischen Anreize, die die Länder zur 
Wiederankurbelung der Wirtschaft einsetzen, 
in hohem Maße auf grüne Investitionen abzie-
len. Auf der anderen Seite müssen die Building 
Back Better Pläne und ihre grünen Investitio-
nen gerecht und inklusiv sein, indem sie auch 
Mechanismen der sozialen Sicherung nutzen. 
Diese Pläne ähneln den Zielen der europäischen 
Green Deals und des Green New Deal in den 
Vereinigten Staaten. Die Green Deals verknüp-
fen die soziale Sicherung und den Klimaschutz 
auf zwei wesentliche Arten. Erstens auf den 
Arbeitsmärkten, da Arbeitnehmer:innen in 
umweltschädlichen Industrien möglicherweise 
ihren Arbeitsplatz verlieren und in sauberere 
Industrien wechseln müssen und dabei Zeiten 
der Arbeitslosigkeit erleben. Um sicherzustel-
len, dass diese Übergänge auf faire und gerech-
te Weise erfolgen, schlagen Green Deals den 
Einsatz von Instrumenten der sozialen Siche-
rung und insbesondere von Arbeitsmarktpro-
grammen wie Arbeitsplatzgarantien, Arbeits-
standards (zum Beispiel Mindestlöhne) und 
Umschulungen vor. Eine zweite Verbindung 
zwischen Green Deals und sozialer Sicherung ist 
der mögliche Einsatz eines universellen Grund-
einkommens, das zum Teil durch Umweltsteu-
ern finanziert werden könnte.  

Für ärmere Länder hat die soziale Entwicklung 
nach wie vor Vorrang vor der Eindämmung 
des Klimawandels. Soziale Sicherung wird vor 
allem als Reaktion auf klimabedingte Schocks 
gesehen, während Ziele zur Eindämmung des 
Klimawandels vor allem aufgrund finanziel-
ler Engpässe eine geringere Priorität haben. 
Um diese Herausforderungen zu überwinden, 
können politische Entscheidungsträger:innen 
Programme mit expliziten Synergien zwischen 
sozialer Sicherung und Umwelt-Agenden umset-
zen. Eine solche Synergie ist die Verwendung 
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von Geldtransfers, um höhere Preise infolge 
der Abschaffung von Subventionen für fossi-
le Brennstoffe oder der CO2-Bepreisung zu 
kompensieren. Dies kann von erweiterten sozia-
len Sicherungssystemen profitieren, da momen-
tan mehr Menschen in Systemen registriert sind 
und von Leistungen erreicht werden als vor der 
Pandemie. Eine weitere Synergie ist der Einsatz 
von Arbeitsplatzgarantien oder umweltorien-
tierten Geldtransfers. Darüber hinaus wurden 
in den letzten Monaten in großem Umfang 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
eingesetzt, einschließlich Ausbildungsprogram-
men (Gentilini et al. 2021). Dies ist wichtig, 
da soziale Sicherung potenziell eine wichtige 
Rolle bei der Umschulung und Qualifizierung 
von Arbeitnehmer:innen in Richtung umwelt-
freundlicherer Arbeitsplätze spielen kann.

Herausforderungen und Ausblick

Das fördernde Potenzial der oben genann-
ten politischen Agenden könnte durch einen 
Mangel an politischem Willen, knappe Finanz-
ströme und begrenzte institutionelle Kapazi-
täten in Ländern mit unzureichenden sozia-
len Sicherungssystemen zusätzlich behindert 
werden. Zum Beispiel fehlen in vielen Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen Sozi-
alregister, die einen schnellen Einsatz sozialer 
Sicherung als Reaktion auf die Klimawandel-
politik ermöglichen würden. Ein weiterer kriti-
scher Punkt ist das potenzielle Problem, dass 
Programme der sozialen Sicherung mit Zielen 
und Erwartungen überladen werden.

Zudem laufen Building Back Better Pläne, die 
soziale und ökologische Ziele und Maßnahmen 
kombinieren, Gefahr, lediglich eine Idee auf 
dem Papier zu bleiben. Das Hauptproblem ist, 
dass soziale und ökologische Ziele weiterhin oft 
gegeneinander abgewogen werden. Es wurde 
zum Beispiel geschätzt, dass die Sanierungs-
mittel für die Corona-Pandemie nicht unbe-
dingt so umweltfreundlich verwendet werden 
wie versprochen (Andrijevic et al. 2020). Einer 
der Gründe ist die Angst vor dem Verlust von 
Arbeitsplätzen, wenn umweltschädlichen 
Industrien nicht geholfen wird. Anderer-
seits wird in der Planung umweltfreundlicher  
 
 

Maßnahmen häufig soziale Sicherung nicht 
direkt eingebunden. Dies könnte daran liegen, 
dass bei den meisten Maßnahmen davon ausge-
gangen wird, dass sie arbeitsplatzschaffend 
sind (zum Beispiel Nachrüstung oder Ausbau 
der Infrastruktur). 

Hinzu kommt, dass die von Ländern mit 
hohem Einkommen versprochenen Mittel aus 
den Klimafonds bisher nicht zur Verfügung 
stehen. Diese sind für Länder mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen jedoch entschei-
dend, um Klimaschutzmaßnahmen ergreifen 
zu können. Darüber hinaus zeigt eine aktuelle 
Studie, dass die unter der Klimarahmenkon-
vention der Vereinten Nationen (UNFCCC) 
eingerichteten Fonds bisher kaum für Inves-
titionen in die Stärkung der nationalen Kapa-
zitäten zur sozialen Sicherung im Hinblick auf 
den Klimawandel genutzt wurden (Aleksan-
drova 2021). Gleichzeitig wurden wiederum 
während der Corona-Pandemie enorme Mittel 
für die Wiederankurbelung der Volkswirtschaf-
ten bereitgestellt. Während grüne Investitionen 
hohe Multiplikatoreffekte aufweisen und ein 
Building Back Better eine Win-Win-Situation 
für die Volkswirtschaften und den Planeten 
darstellen könnte, ist es wichtig, dass der Über-
gang zu einer grünen und resilienten Zukunft 
inklusiv gestaltet wird, auch indem ein Teil der 
großen fiskalischen Anreize für Programme der 
sozialen Sicherung verwendet wird. 

Schließlich ist der Klimawandel ein kovariates 
Risiko, das aufgrund seiner potenziell hohen 
negativen Auswirkungen auf viele Menschen 
und auf mehrere Sektoren wie Gesundheit, 
Landwirtschaft und Stadtentwicklung Verwund-
barkeiten für große Teile der Weltbevölkerung 
mit sich bringen könnte. Um dem Klimawan-
del zu begegnen und ihn abzumildern, sind 
systemische Veränderungen erforderlich. Sozi-
ale Sicherung kann in beiden Bereichen eine 
Schlüsselrolle spielen. Dazu müssen jedoch die 
Zusammenhänge zwischen sozialer Sicherung 
und dem Klimawandel in den nationalen und 
globalen politischen Agenden stärker berück-
sichtigt werden. Daher sollte das Zeitfenster, 
das sich durch die Reaktion auf die Corona-
Pandemie bietet, nicht vergeudet werden.
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Kolumbien 

Inklusion und Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen
Länderprofil

Kolumbien liegt im Nordwesten Südame-
rikas und grenzt an den Pazifischen 
Ozean und das Karibische Meer. Das Land 
ist geprägt von den Anden im Westen, 
dem Amazonas im Südosten und dem 
Küstentiefland im Norden. Das Klima 
ist tropisch, die Niederschlagsmenge 
variiert stark je nach Region und Jahres-
zeit. Infolge des Klimawandels kommt 
es seit Jahren verstärkt zu extremen 
Dürren, Überschwemmungen, Sturzfluten, 
Erdrutschen und Stürmen. Als Reaktion 
auf diese besorgniserregende Entwick-
lung wurde 2012 ein nationales Katas-
trophenrisikomanagement eingeführt. 
Außerdem wurde 2016 das „Dekret des  
Nationalen Klimasystems“ beschlossen, 
durch das Maßnahmen zur Reduzierung 

von Treibhausgasen koordiniert und geför-
dert werden. 

Obwohl Kolumbien als stabile Demokratie 
gilt, zählt es gleichzeitig zu den politisch 
unruhigsten Ländern der Welt. Einkom-
men und Vermögen sind extrem ungleich 
verteilt. Von den rund 51 Millionen 
Kolumbianer:innen leben laut Weltbank 
aktuell mehr als 17 Millionen unter der 
nationalen Armutsgrenze (Einkommen 
unter 340 Euro im Monat). Trotz einiger 
Fortschritte in den bestehenden Kranken- 
und Sozialversicherungssystemen wird 
der Zugang zu adäquater medizinischer 
und sozialer Basisversorgung weiterhin 
maßgeblich vom Einkommen bestimmt. 
Menschen, die von Krisen- und Notsitu-
ationen betroffen sind, werden häufig 
sich selbst überlassen. Zudem ist der 

Rang 88 im WeltRisikoIndex 2021

WeltRisikoIndex  6,72 
Exposition 14,83 
Vulnerabilität 45,32
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Zugang zu sicheren Sanitäranlagen für 
die Mehrheit der Kolumbianer:innen nicht 
gegeben. Auch die Bildungsbedingungen 
sind mangelhaft. 

Besonders vulnerabel sind einkommens-
schwache Bevölkerungsgruppen, zu denen 
überproportional viele Menschen mit 
Behinderungen zählen. Sie können nur auf 
öffentliche Dienstleistungen zurückgreifen, 
sofern es ihnen gelingt, die vielen Barri-
eren zu überwinden. Zwar wurden in den 
letzten Jahren einige politische Anstren-
gungen für die Gleichstellung und Inklu-
sion von Menschen mit Behinderungen 
unternommen, doch ihre Marginalisierung, 
Diskriminierung und soziale Ablehnung 
sind weiterhin weitverbreitet. 

Projektkontext und Projektaktivitäten 

Der WHO zufolge lebten 2011 in Kolum-
bien etwa 7,2 Millionen Menschen mit 
Behinderungen – 2015 waren jedoch nur 
1,2 Millionen von ihnen staatlich erfasst. 
Lediglich ein Teil von ihnen besitzt die 
notwendigen Dokumente, um ihnen 

zustehende Sozialleistungen und subven-
tionierte Gesundheitsdienste in Anspruch 
nehmen oder von staatlichen und nicht-
staatlichen Programmen profitieren zu 
können. Viele Menschen wissen nicht, 
dass es solche Unterstützungsangebote 
gibt bzw. wie sie Zugang erhalten. 

Um Menschen mit Behinderungen gezielt 
zu stärken, setzte die DAHW Deutsche 
Lepra- und Tuberkulosehilfe von 2018 bis 
2020 im Rahmen eines länderübergrei-
fenden Projekts in sechs kolumbianischen 
Städten verschiedene Maßnahmen im 
Bereich der gemeindenahen Rehabilita-
tion um. Ein Ziel war, dass Betroffene in 
den staatlichen Registern erfasst und so 
auf politischer Ebene wahrgenommen 
werden. Denn diese Sichtbarkeit ist eine 
Voraussetzung dafür, dass öffentliche 
Dienstleistungen in den Bereichen Trans-
port, medizinische Versorgung, Schulbil-
dung und Arbeitsmarkt bedarfsgerecht 
angepasst bzw. zugänglich gemacht 
werden. Daneben diente das Projekt dazu, 
das Selbstbewusstsein der Betroffenen, 
die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 
ihrer Gemeinschaften sowie die Solidari-
tät untereinander zu fördern – auch, um 
ihre Resilienz für den Katastrophenfall zu 
stärken. 

In Vorträgen und durch Informationsmate-
rialien wurden Menschen mit Behinderun-
gen über ihre Rechte und über verfügbare 
soziale und medizinische Unterstützungs-
angebote auf staatlicher Ebene infor-
miert. Der Aufbau von Selbsthilfegruppen 
stärkte die Vernetzung von Betroffenen, 
sodass sie sich gemeinsam für eine 
bessere soziale Teilhabe engagieren und 
inklusive, gemeinschaftsbildende Akti-
vitäten organisieren können. Gleichzei-
tig wurde ein Kommunikationsnetzwerk 
gegründet, um Betroffenen in Kolumbien, 
Brasilien und Bolivien den Erfahrungsaus-
tausch und gemeinsames Lobbying über 
Ländergrenzen hinweg zu ermöglichen. 
Zudem erhielten ausgewählte Personen 
zusätzlich eine spezielle Schulung, um 
sich als Interessenvertreter:innen in ihren 
Heimatgemeinden für die Anliegen und 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
einzusetzen. 

Ergebnisse und Wirkung 

Mit Hilfe des Projekts gelang es, alle teil-
nehmenden Menschen mit Behinderungen 
mit dem Gesundheitssystem zu verbinden 
und in die jeweiligen lokalen Register in 
den sechs Projektorten aufzunehmen. 
Dadurch erhielten sie einen verbesser-
ten Zugang zu Sozialprogrammen sowie 
zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Eini-
ge Begünstigte konnten sich mithilfe der 
Unterstützung im gewerblichen Bereich 
selbstständig machen. Vertreter:innen der 
Selbsthilfeorganisationen beteiligten sich 
an politischen Veranstaltungen und brach-
ten die Perspektive von Menschen mit 
Behinderungen in die Diskussionen ein. 
Als Anfang 2020 auch in Kolumbien die 
Corona-Pandemie ausbrach, profitierten 
die Projektbegünstigten bereits von den 
geschaffenen Strukturen: Durch intensive 
Lobbyarbeit bei öffentlichen und privaten 
Stellen wurde gewährleistet, dass auch 
Menschen mit Behinderungen im Rahmen 
der Covid-19-Interventionen beispielswei-
se Lebensmittelunterstützung erhalten. 

Während der Projektumsetzung wurde 
abermals deutlich, dass die Pflege und 
Betreuung von Menschen mit Behinderun-
gen in der Region mehrheitlich Frauen aus 
dem familiären Umfeld übernehmen. Eine 
oft sehr belastende Tätigkeit, die sie ohne 
Ausbildung und ohne Bezahlung meist 
über viele Jahre hinweg leisten. In der 
Folge sind sie von Bildungs- und Berufs-
möglichkeiten ausgeschlossen, haben nur 
wenig soziale Teilhabe und selten eige-
ne Einkommensmöglichkeiten. Im März 
2021 startete die DAHW daher ein weite-
res Projekt in Kolumbien, um diese Frau-
en durch Schulungen, Finanzhilfen und 
den Aufbau von Austauschplattformen 
zu unterstützen und so zur nachhaltigen 
Verbesserung ihrer Situation beizutragen. 

Jenifer Gabel 
Pressereferentin, DAHW Deutsche Lepra- und 
Tuberkulosehilfe

, Hoher Handlungsbedarf

, Hoher Handlungsbedarf, Mittlerer Handlungsbedarf

, Mittlerer Handlungsbedarf

Zustand der  
sozialen Sicherung
(siehe auch Beilage „Soziale Sicherung:  
Handlungsbedarfe in Risikoländern“)

50.882.884 
Einwohner:innen (2020)

Soziale Sicherungspläne für bestimmte 
Altersgruppen

Soziale Sicherungspläne für 
Menschen mit Behinderungen 
und / oder besonderem Schutzbedarf

Soziale Sicherungspläne für den  
Arbeitskontext
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Im letzten Jahr prägte die Corona-Pandemie 
sowohl öffentliche Diskurse als auch einen 
Großteil der politischen Entscheidungen. 
Trotz großflächiger Impfkampagnen in einzel-
nen Teilen der Welt hat die Corona-Pandemie 
weiterhin gravierende Auswirkungen. Zudem 
forderten Erdbeben in Sulawesi und Ostjava, 
Überflutungen infolge von Zyklon Seroja in 
Timor-Leste und extreme Hitze in Teilen der 
USA und Kanadas nicht nur etliche Menschen-
leben, sondern beschädigten auch Gebäude und 
Infrastruktur schwer. In Europa und in China 
ließen extreme Regenfälle in vielen Regionen 
Flüsse und Seen über die Ufer treten, wodurch 
Menschen und Gebäude schweren Schaden 
nahmen. Dass es in vielen Fällen nicht zu Kata-
strophen im Nachgang dieser Extremereignisse 
kam bzw. diese eingegrenzt werden konnten, ist 
hauptsächlich auf die gesellschaftlichen Kapazi-
täten zurückzuführen. Dieser Sachverhalt wird 
auch durch den WeltRisikoIndex verdeutlicht.

Das Konzept

Im Zentrum des WeltRisikoIndex steht das 
Verständnis, dass Katastrophenrisiken nicht 

allein durch das Auftreten, die Intensität oder 
die Dauer extremer Naturereignisse bestimmt 
werden, sondern dass soziale Faktoren, poli-
tische Bedingungen und ökonomische Struk-
turen eine gleichwertige Rolle in der Genese 
von Katastrophen spielen. Daher basiert der 
Index auf der Annahme, dass jede Gesell-
schaft in der Lage ist, direkte oder indirekte 
Vorkehrungen – zum Beispiel durch effektive  
Katastrophenvorsorge und -management – zu 
treffen, um Auswirkungen extremer Ereignisse 
zu verringern und das Risiko von Katastrophen 
zu senken. In diesem Sinne bietet der Welt-
RisikoIndex eine Einschätzung des Risikos von 
Ländern, infolge extremer Naturereignisse mit 
Katastrophen konfrontiert zu werden. Jedoch 
gibt er hierbei weder Wahrscheinlichkeiten für 
die Genese von Katastrophen an, noch prognos-
tiziert er Zeitpunkte zukünftiger Katastrophen.

Die Grundlage des WeltRisikoIndex bilden 
Arbeiten von Wissenschaftler:innen der 
United Nations University in Bonn und 
Mitarbeiter:innen des Bündnis Entwicklung 
Hilft aus den Jahren 2009 bis 2011 (Bündnis 
Entwicklung Hilft 2011; Welle / Birkmann 2015). 

Katrin Radtke  
Professorin für Humanitäre Hilfe 
und Katastrophenprävention 
am IFHV, Ruhr-Universität 
Bochum  
Daniel Weller  
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am IFHV 

3 �Der  
WeltRisikoIndex 2021

In vielen Gebieten der Welt sind extreme Naturereignisse wie Erdbeben, Stür-
me, Überschwemmungen und Dürren, jedoch oft auch der stetige Anstieg des 
Meeresspiegels, Teil der Lebensrealität von Millionen von Menschen. Viele 
dieser Phänomene werden sich langfristig durch den Einfluss des Klimawan-
dels in ihrer Häufigkeit und Intensität verstärken. Inwieweit es allerdings 
zu Katastrophen infolge extremer Naturereignisse kommt, hängt dabei nicht 
allein von diesen Phänomenen, sondern auch von gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen und Kapazitäten ab: Das Katastrophenrisiko ist dort besonders 
hoch, wo extreme Naturereignisse auf vulnerable Gesellschaften treffen. Von 
diesem Verständnis ausgehend, erlaubt der WeltRisikoIndex eine Bewertung 
des globalen Katastrophenrisikos für 181 Länder, womit knapp 99 Prozent 
der Weltbevölkerung erfasst werden. Hierbei zeigt sich, dass Ozeanien der 
Kontinent mit dem weltweit höchsten Risiko ist, gefolgt von Afrika und 
Amerika. Erneut steht Vanuatu an der Spitze des Ländervergleichs, gefolgt 
von weiteren Inselstaaten. Im Hinblick auf die Vulnerabilität steht der afri-
kanische Kontinent im Fokus. Über zwei Drittel der vulnerabelsten Länder 
befinden sich dort.
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Seit 2017 wird der Index vom Institut für 
Friedenssicherungsrecht und Humanitäres 
Völkerrecht der Ruhr-Universität Bochum und 
Bündnis Entwicklung Hilft auf Basis neuer 
Entwicklungen in der Verfügbarkeit von Daten 
kontinuierlich evaluiert, überarbeitet und ange-
passt. Im Folgenden werden die Begriffe und 
Komponenten des WeltRisikoIndex erläutert  
(Bündnis Entwicklung Hilft 2011):

	+ Risiko wird als Wechselwirkung von 
Gefährdung und Vulnerabilität verstan-
den, es ergibt sich aus der Interaktion der 
Exposition gegenüber extremen Natur-
ereignissen und der Verwundbarkeit von 
Gesellschaften.

	+ Gefährdung / Exposition bedeutet, dass 
Menschen den Auswirkungen einer oder 
mehrerer Naturgefahren – Erdbeben, Wir-
belstürme, Überschwemmungen, Dürren 
oder Meeresspiegelanstieg – ausgesetzt sind.

	+ Vulnerabilität setzt sich aus den Kompo-
nenten Anfälligkeit, Mangel an Bewälti-
gungskapazitäten und Mangel an Anpas-
sungskapazitäten zusammen und bezieht 
sich auf soziale, physische, ökonomi-
sche und umweltbezogene Faktoren, die 
Menschen oder Systeme verwundbar 
gegenüber Einwirkungen von Naturgefah-
ren, negativen Auswirkungen des Klima-
wandels oder anderen Veränderungspro-
zessen machen. Dabei werden auch die 
Fähigkeiten der Menschen oder Systeme 
berücksichtigt, negative Auswirkungen 
von Naturgefahren zu bewältigen und sich 
daran anzupassen.

	+ Anfälligkeit wird als Disposition verstanden, 
Schaden im Fall extremer Naturereignisse 
davonzutragen. Anfälligkeit bezieht sich auf 
strukturelle Merkmale und Rahmenbedin-
gungen von Gesellschaften.

	+ Bewältigung beinhaltet verschiedene 
Fähigkeiten von Gesellschaften, negati-
ve Auswirkungen von Naturgefahren und 
Klimawandel mittels direkter Handlungen 
und zur Verfügung stehender Ressourcen 
zu minimieren. Bewältigungskapazitäten 
umfassen Maßnahmen und Fähigkeiten, 

die unmittelbar während eines Ereignisfalls 
zur Schadensreduzierung zur Verfügung 
stehen. In der Berechnung des WeltRisiko-
Index wird der Gegenwert, also der Mangel 
an Bewältigungskapazitäten, verwendet.

	+ Anpassung wird im Gegensatz zur Bewälti-
gung als langfristiger Prozess verstanden, der 
auch strukturelle Veränderungen beinhaltet 
(Lavell et al. 2012; Birkmann et al. 2010) 
und Maßnahmen sowie Strategien umfasst, 
die sich mit den in der Zukunft liegenden 
negativen Auswirkungen von Naturgefahren 
und Klimawandel befassen und damit umzu-
gehen versuchen. Analog zu den Bewälti-
gungskapazitäten wird hierbei der Mangel an 
Anpassungskapazitäten in den WeltRisiko-
Index einbezogen.

Der WeltRisikoIndex basiert auf 27 Indikatoren, 
deren Verteilung und Gewichtung aus Abbil-
dung 8 hervorgeht. Alle Indikatoren werden aus 
wissenschaftlich geprüften, öffentlich zugäng-
lichen Datenquellen (zum Beispiel Weltbank, 
WHO, UNESCO) bezogen, um die Transpa-
renz und Reproduzierbarkeit der Ergebnisse zu 
gewährleisten. Jedes Element des WeltRisiko-
Index wird auf Werte im Bereich von 0 bis 100 
skaliert. Auf dieser Basis erfolgen eine Gliederung 
der Länder in fünf nahezu gleich große Klassen 
(Quintil-Methode) und eine Veranschaulichung 
der Ergebnisse in Form von Karten. Dadurch 
sind die Ergebnisse einerseits leichter zugäng-
lich und andererseits ist ein direkter Vergleich 
der Werte von 181 Ländern möglich.

Chancen und Grenzen des WeltRisikoIndex

Aufgrund von Veränderungen in der Verfüg-
barkeit von Daten wurde die Methodik des 
WeltRisikoIndex in den letzten Jahren stetig 
angepasst (Radtke / Weller 2019). Auf diese 
Weise war es möglich, zehn weitere Länder in 
die Analyse zu integrieren, weshalb ein direk-
ter Vergleich der Ergebnisse mit früheren 
Ergebnissen des WeltRisikoIndex nur bedingt 
möglich ist. Dies ergibt sich daraus, dass in der 
Quintil-Methode bereits geringe Unterschie-
de in den Indikatorwerten oder der Anzahl 
der Länder zu deutlichen Veränderungen der 
Ränge im Vergleich zu den Ergebnissen aus 
Vorjahren führen können.

WeltRisikoBericht 2021	 42	



Um Nutzer:innen des WeltRisikoIndex trotz der 
Aktualisierungen der Methodik ein möglichst 
hohes Maß an Vergleichbarkeit zu bieten, 
wurden dieses Jahr ergänzend zum aktuellen 
WeltRisikoIndex Zeitreihen für die Jahre 2011 
bis 2021 basierend auf der aktuellen Methodik 
erstellt. Eine Dokumentation der Methodolo-
gie und aller Datensätze sind unter www.Welt‑ 
RisikoBericht.de abrufbar.

Der WeltRisikoIndex soll Aufmerksamkeit für 
Katastrophenrisiken in der Öffentlichkeit und 
bei politischen Entscheidungsträger:innen 
schaffen und Praktiker:innen Orientierung für 
die Prävention humanitärer Krisen geben. Um 
eine schnellere Orientierung, leichtere Kommu-
nikation und Visualisierung der Ergebnisse zu 
ermöglichen, ist es notwendig, komplexe Situa-
tionen auf einzelne Zahlenwerte zu reduzieren. 
Diese starke Abstraktion birgt jedoch – wie bei 
jedem Index – die Gefahr, dass wertvolle Infor-
mationen verloren gehen und nur teilweise oder 
gar nicht abgebildet werden können.

Zusätzlich stößt die Methodik des WeltRisiko-
Index bei größeren Mengen fehlender Werte an 
ihre Grenzen, da die Vollständigkeit und Quali-
tät der Indikatoren von zentraler Bedeutung für 
jeden Index sind (Freudenberg 2003; Meyer 
2004). Nicht für alle 193 UN-Mitgliedsstaaten 
liegen aktuelle Daten vor. So wurden Andorra, 
Liechtenstein, Marshallinseln, Monaco, Nauru, 
Nordkorea, Palau, San Marino, Somalia, St. 
Kitts und Nevis, Südsudan und Tuvalu aufgrund 
zu vieler fehlender Werte in den Vulnerabili-
tätsindikatoren nicht berücksichtigt. Auch für 
einzelne Gebiete, die keine Vollmitglieder der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
sind oder deren Souveränität weltweit umstrit-
ten ist, liegen viele Daten nicht vor, weshalb 
Staaten wie die Demokratische Arabische 
Republik Sahara und der Vatikan nicht in den  
WeltRisikoIndex aufgenommen wurden. Somit 
schränken fehlende Werte in Vulnerabilitätsin-
dikatoren die Möglichkeit, weitere Länder in die 
Analysen des WeltRisikoBerichts aufzunehmen, 
deutlich ein.

Weitere Schwierigkeiten entstehen daraus, 
dass Metadaten von Indikatoren nicht für 
jedes Land angeben, ob und gegebenen-
falls welche Gebiete oder Territorien (zum 

Beispiel Überseegebiete) erfasst wurden. Um 
den Einfluss dieser Art von Ungenauigkeit 
zu verringern, wurde nach Möglichkeit auf 
eine Zuordnung externer Gebiete zum jewei-
ligen Souverän verzichtet. Wenn dies nicht 
möglich war, wurden bevölkerungsgewichtete 
Mittelwerte berechnet (zum Beispiel Serbien 
und Kosovo) (Radtke / Weller 2019). Es gilt 
jedoch zu beachten, dass diese Vorgehens-
weise ausschließlich aus methodischen Grün-
den erfolgte und weder politische Positionen 
noch die Akzeptanz rechtlicher und politischer 
Ansprüche widerspiegelt.

Ergebnisse des WeltRisikoIndex 2021

Der WeltRisikoIndex 2021 zeigt erneut die große 
Heterogenität globaler Katastrophenrisiken auf. 
Außerdem verdeutlicht er die starke Beziehung 
von Katastrophenrisiko, geographischer Lage 
und gesellschaftlichen Aspekten wie Armut, 
Ungleichheit und ihren Folgen (siehe Beilage 
und Abbildung 9). Mit Vanuatu, den Salomonen, 
Tonga, Dominica, Antigua und Barbuda, Brunei 
Darussalam, den Philippinen, Papua-Neuguinea, 
Kap Verde und Fidschi gehören zehn Inselstaa-
ten zu den 15 Ländern mit dem höchsten Risiko. 
Weitere Inselstaaten folgen dicht dahinter mit 
Timor-Leste, Kiribati, den Komoren und Haiti 
auf den Rängen 16, 19, 20 und 21. Das Risiko-
profil vieler Inselstaaten wird neben Wirbelstür-
men, Erdbeben und Dürren auch zunehmend 
vom Anstieg des Meeresspiegels bestimmt.

Insgesamt wird deutlich, dass eine starke Verbin-
dung von hoher Exposition und hohem Risiko 
besteht. So befinden sich 12 der Länder mit einer 
sehr hohen Exposition auch in der Gruppe mit 
einem sehr hohen Risiko. Darüber hinaus lassen 
sich auf Basis einzelner Risikoprofile Erkennt-
nisse über die Interaktion von Exposition gegen-
über Naturgefahren und gesellschaftlichen 
Kapazitäten gewinnen. Wie die Beispiele der 
Niederlande, Japan, Mauritius sowie Trinidad 
und Tobago zeigen, lässt sich durch eine geringe 
bzw. sehr geringe Vulnerabilität das Risiko deut-
lich reduzieren. 

Ein Blick auf die Rangfolge der kontinentalen 
Mediane zeigt, dass Ozeanien, gefolgt von Afrika, 
Amerika, Asien und Europa, das höchste Risiko 
trägt.
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Abbildung 8: Die Berechnung des WeltRisikoIndex

 

Exposition × Vulnerabilität =       WeltRisikoIndex

Die Berechnung des WeltRisikoIndex

        Anfälligkeit 

Öffentliche Infrastruktur

 0,29 ×
Anteil der Bevölkerung 
ohne Zugang zu sanitärer 
Grundversorgung  × 0,5

�Anteil der Bevölkerung ohne 
Zugang zu Trinkwasser-
Grundversorgung  × 0,5

 

Wohnsituation* 
�Anteil der Bevölkerung in Slum
gebieten; Anteil der semisoliden und 
fragilen Häuser

 0,13 ×
Ernährung�
Anteil der unterernährten 
Bevölkerung

Armut und Versorgungs
abhängigkeiten

0,29 ×

Verhältnis der unter 15- 
und über 65-jährigen zur 
erwerbsfähigen Bevölkerung 
(Abhängigenquotient)  

× 0,5

�Anteil der Bevölkerung, 
die von weniger als 
1,90 US-Dollar pro Tag lebt 
(kaufkraftbereinigt)  

× 0,5

Wirtschaftskraft und 
Einkommensverteilung

 0,29 ×
�Bruttoinlandsprodukt  
pro Kopf (kaufkraftbereinigt)  

× 0,5

Gini-Index
 
× 0,5

          Exposition 

 Erdbeben

1,00 ×   Wirbelstürme 

 Überschwemmungen

+
0,5 ×  Dürren 

 Meeresspiegelanstieg

÷  �Anzahl der Einwohner:innen  
des Landes

Bevölkerung exponiert in Bezug auf

Exposition
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             Bewältigung 

Regierung und Behörden

 0,45 ×
Corruption 
Perceptions Index  

× 0,5

Fragile States Index
 
× 0,5

Katastrophenvorsorge  
und Frühwarnung* 
�Nationale Katastrophenvorsorge 
gemäß Bericht an die UN

Medizinische Versorgung

 0,45 ×
�Anzahl der Ärzt:innen pro 
1.000 Einwohner:innen

 
× 0,5

Anzahl der Kranken
hausbetten pro 1.000 
Einwohner:innen  

× 0,5

Soziale Netze*
Nachbarschaft, Familie und 
Selbsthilfe

 0,1 ×
Materielle Absicherung 
Versicherungsschutz  
(ausgenommen Lebensversicherungen)

                      Anpassung 

Bildung und Forschung

 0,25 ×
Alphabetisierungsrate

 
× 0,5

���Bildungsbeteiligung
 
× 0,5

 0,25 ×
Gleichberechtigte 
Beteiligung  
Gender Inequality Index

Umweltstatus /
Ökosystemschutz

 0,25 ×
�Wasserressourcen
�Schutz von Biodiver
sität und Habitaten

 × 0,25

 × 0,25
�Waldmanagement
�Landwirtschafts- 
management

 × 0,25

 × 0,25

 
Anpassungsstrategien*
�Projekte und Strategien zur 
Anpassung an Naturgefahren und 
Klimawandel

Investitionen

 0,25 ×
�Öffentliche 
Gesundheitsausgaben
Lebenserwartung

 × 0,33

 × 0,33
�Private 
Gesundheitsausgaben  

× 0,33

Exposition × Vulnerabilität =       WeltRisikoIndex

Vulnerabilität = ⅓ × (Anfälligkeit + (1 – Bewältigung) + (1 – Anpassung))

* �Nicht berücksichtigt wegen unzureichender 
Verfügbarkeit von Indikatoren
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Ozeanien: Ozeanien weist mit 15,6 den höchs-
ten Median aller Kontinente im WeltRisiko-
Index auf. Das Risiko ist dabei ungleich verteilt. 
Insgesamt fünf Länder des Kontinents – Vanu-
atu (Rang 1), Salomonen (Rang 2), Tonga (Rang 
3), Papua-Neuguinea (Rang 9) und Fidschi 
(Rang 14) – gehören zu den 15 Ländern mit 
dem höchsten Katastrophenrisiko weltweit. Ein 
geringes Risiko tragen Australien und Neusee-
land. Die Heterogenität der ozeanischen Länder 
spiegelt sich auch in der Exposition wider, 
deren Liste Vanuatu mit einem Wert von 82,55 
ebenfalls anführt (Rang 1), während Samoa nur 
gering exponiert ist (11,46; Rang 122). Auch die 
Vulnerabilität variiert, die Hälfte der Länder 
– Papua-Neuguinea, die Salomonen, Vanuatu, 
Kiribati und Mikronesien – hat eine hohe bis 
sehr hohe, Samoa, Tonga und Fidschi haben 
eine mittlere und Neuseeland sowie Australien 
eine sehr geringe Vulnerabilität. Bei Betrach-
tung der einzelnen Komponenten der Vulnera-
bilität fällt auf, dass Papua-Neuguinea weltweit 
zu den zehn Ländern mit den größten Defiziten 
in Bezug auf die Anpassungskapazitäten zählt.

Afrika: Mit einem Median von 8,93 bei 52 
Ländern trägt der afrikanische Kontinent das 
zweithöchste Katastrophenrisiko der Kontinen-
te, wobei die höchsten Risiken des Kontinents 
Kap Verde (WRI 17,72), Dschibuti (WRI 15,48), 
die Komoren (WRI 14,91), Niger (WRI 13,9) 
und Guinea-Bissau (WRI 13,39) verzeichnen. 
Alle diese Länder weisen eine Kombination aus 
einer sehr hohen oder hohen Exposition und 
Vulnerabilität auf – abgesehen von Kap Verde, 
das eine mittlere Vulnerabilität besitzt. Der 
Hotspot der Vulnerabilität liegt in der Sahelzo-
ne und den tropischen Regionen Afrikas: Insge-
samt zwölf der 15 vulnerabelsten Länder der 
Welt liegen in Afrika. Die Zentralafrikanische 
Republik ist das vulnerabelste Land der Welt, 
gefolgt vom Tschad, der Demokratischen Repu-
blik Kongo, Niger und Eritrea. Betrachtet man 
die einzelnen Komponenten der Vulnerabilität, 
fällt auf, dass die Kategorie der höchsten Anfäl-
ligkeit bis auf Papua-Neuguinea, Haiti, Afgha-
nistan und den Salomonen ausschließlich afri-
kanische Länder beinhaltet. Lediglich marginal 
besser ist die Lage im Hinblick auf einen Mangel 
an Anpassungskapazitäten, denn die weltweit 
geringsten Kapazitäten liegen – zusammen mit 
dem westasiatischen Jemen – im Tschad, Mali, 

Niger und der Zentralafrikanischen Republik. 
Insofern wird auch diese Kategorie im globalen 
Vergleich bis auf wenige Ausnahmen von Afrika 
dominiert – ein Ergebnis, das sich ebenfalls bei 
Betrachtung des Mangels an Bewältigungska-
pazitäten bestätigen lässt.

Amerika: Amerika weist mit einem Median von 
7,88 bei 34 Ländern ein etwas geringeres Risi-
ko als Afrika auf. Insgesamt 13 Länder Mittel- 
und Südamerikas, wie zum Beispiel Domini-
ca (WRI 27,42), Antigua und Barbuda (WRI 
27,28), Guyana (WRI 21,83), Guatemala (WRI 
20,23) und Costa Rica (WRI 17,06), liegen in 
der höchsten Risikoklasse. Es gibt jedoch auch 
Länder Amerikas mit sehr geringem Risiko. 
Hierzu zählen Kanada (Rang 156), Barbados 
(Rang 176), Grenada (Rang 177) und der Insel-
staat St. Vincent und die Grenadinen (Rang 
179), der mit einem Wert von 0,7 das drittge-
ringste Risiko der Welt hat. Eine ähnliche Hete-
rogenität zeigt sich in Bezug auf die Exposition, 
da Antigua und Barbuda, Dominica, Costa Rica, 
Guyana und Guatemala hochgradig gefährdet 
sind, während die zuvor genannten Länder 
gering oder sehr gering gefährdet sind. Bei der 
Vulnerabilität verteilt es sich ähnlich heterogen: 
Haiti ist als einziges Land dieses Kontinents 
sehr verwundbar (67,91; Rang 15), während 
die große Mehrheit der Länder des Kontinents 
eine hohe (8 Länder), mittlere (14 Länder) oder 
geringe (9 Länder) Vulnerabilität aufweist. In 
der Kategorie der am wenigsten vulnerablen 
Länder sind nur die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Kanada vertreten.

Asien: Im globalen Vergleich des Katastrophen-
risikos steht Asien an vierter Stelle und bleibt 
mit einem Median von 5,80 bei 45 Ländern 
deutlich unter dem globalen Median von 6,60. 
Auch im Hinblick auf die einzelnen Komponen-
ten des Modells bewegt sich Asien mit Ausnah-
me der Bewältigungskapazitäten auf dem vier-
ten Platz und jeweils unterhalb des globalen 
Medianniveaus. Insgesamt fünf Länder fallen 
in die höchste Risikokategorie – Brunei Darus-
salam (WRI 22,77), Philippinen (WRI 21,39), 
Bangladesch (WRI 16,23), Kambodscha (WRI 
15,8) und Timor-Leste (WRI 15,75). Mehrere 
asiatische Länder, wie Katar, Saudi-Arabien, 
die Malediven, Singapur, Oman, Israel, Bahrain 
und Bhutan, schneiden im WeltRisikoIndex 

WeltRisikoBericht 2021	 46	



sehr gut ab – insbesondere Katar, das welt-
weit das geringste Risiko aufweist. Ein deutli-
cher Risiko-Hotspot liegt in Südostasien, da 
dort hohe Exposition auf hohe Vulnerabilität 
trifft. Diese ungleiche Verteilung hängt mit 
erheblichen Unterschieden in der Exposition 
zusammen: Brunei Darussalam, die Philippi-
nen, Japan, Timor-Leste, Bangladesch, Kambo-
dscha, Vietnam und Indonesien rangieren in 
der Gruppe der höchsten Exposition, während 
Katar, Saudi-Arabien, die Malediven, Oman 
und Bhutan zu den Ländern der geringsten 
Exposition gehören. Was die Vulnerabilität 
betrifft, haben nur Jemen und Afghanistan eine 
sehr hohe Vulnerabilität, die meisten anderen 
asiatischen Länder sind gering bis hoch vulne-
rabel. Dass diese beiden Länder zu den vulnera-
belsten Ländern der Welt gehören, wird dabei 
vorwiegend durch ihre sehr hohen Mängel an 
Bewältigungs- und Anpassungskapazitäten 
ausgelöst. Jemen belegt Rang  1 beim Mangel 
an Bewältigungskapazitäten und Rang  2 beim 
Mangel an Anpassungskapazitäten.

Europa: Europa hat mit einem Median von 
3,27 bei 40 Ländern nicht nur das mit Abstand 
geringste Risiko aller Kontinente, sondern liegt 

auch in allen anderen Komponenten der globa-
len Risikoanalyse in der günstigsten Position. 
Nichtsdestotrotz unterscheiden sich die Länder 
des Kontinents: Albanien, die Niederlande, 
Griechenland, Montenegro und Nordmazedo-
nien stehen mit einem mittleren bis hohen Risi-
ko an der Spitze der Rangfolge des Kontinents, 
während Malta, Island, Finnland, Estland und 
die Schweiz am unteren Ende des Risikospek-
trums liegen. Die Exposition europäischer 
Länder ist eher gering: Nur drei von 40 Ländern 
befinden sich in der Gruppe der Länder mit 
sehr hoher Gefährdung: die Niederlande, Grie-
chenland und Albanien. Dagegen befinden sich 
14 Länder in der niedrigsten Expositionsgrup-
pe. Auch die Vulnerabilität ist mit 28 Ländern 
in der niedrigsten Kategorie relativ gering. 
Die Länder mit der höchsten Vulnerabilität in 
Europa sind Bosnien und Herzegowina, Albani-
en, Moldawien, Nordmazedonien und Ukraine.

Zusätzlich zur Analyse der Katastrophenrisiken 
von Kontinenten ergeben sich wichtige Erkennt-
nisse über die Charakteristiken von Risiken aus 
der Berücksichtigung der Wirtschaftskapazität 
auf Basis der Weltbank-Klassifikation des Pro-
Kopf-Bruttonationaleinkommens von Ländern. 

Kategorien zur Ländergruppierung WRI ~x Exposition ~x Vulnerabilität ~x Anfälligkeit ~x
Mangel an 

Bewältigung ~x
Mangel an 

Anpassung ~x

Kontinent 
(gemäß 
Vereinte 
Nationen)

Ozeanien 15,60 28,52 49,52 29,73 79,82 44,92

Afrika 8,93 13,51 64,05 49,73 85,39 55,28

Amerika 7,88 16,52 44,84 23,74 74,36 36,26

Asien 5,80 12,15 44,47 23,05 75,65 35,91

Europa 3,27 11,15 30,63 16,13 56,26 21,17

Wirtschafts-
kapazität pro 
Kopf (gemäß 
Weltbank)

Hohes 
Einkommen 3,18 11,46 30,55 15,72 54,64 21,52

Oberes mittleres 
Einkommen 5,84 14,02 44,87 22,67 74,36 36,02

Unteres mittleres 
Einkommen 8,94 15,99 56,60 33,57 81,50 48,98

Geringes 
Einkommen 8,93 13,31 68,00 56,27 88,53 60,11

Welt 6,60 13,13 46,37 23,72 75,08 38,42

Abbildung 8: Vergleich der Mediane der Ländergruppen (basierend auf WeltRisikoIndex 2021)Abbildung 9: Vergleich der Mediane der Ländergruppen (basierend auf WeltRisikoIndex 2021)
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Abbildung 10: Katastrophenrisiko, Exposition und Vulnerabilität nach Kontinenten und Einkommensklas-
sen (Datenquelle: WeltRisikoIndex 2021; World Bank 2021b)

Katastrophenrisiko nach Kontinenten und Einkommensklassen
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Für das Verhältnis des Katastrophenrisikos zur 
Exposition zeigt sich grundsätzlich eine lineare 
Beziehung (siehe Abbildung 10). Diese ergibt 
sich daraus, dass Risiken nur dort vorliegen 
können, wo Expositionen bestehen. Wenn man 
zusätzlich Wirtschaftskapazitäten durch die 
Einkommensgruppen in der Analyse berück-
sichtigt, zeigt sich eine leichte Differenzierung 
des linearen Musters: Im Falle ähnlicher Expo-
sitionen sind höhere Risiken meist mit niedrige-
ren Einkommensgruppen assoziiert – unabhän-
gig von geographischen Regionen. Allerdings 
wird die Exposition eines Landes von geogra-
phischen Merkmalen geprägt, weshalb der 
Einfluss der Wirtschaftskapazitäten hier nur 
bedingt über die Werte des WeltRisikoIndex 
erfasst wird. Dies drückt sich darin aus, dass 
sich die Expositionsmediane der Einkommens-
gruppen im Vergleich zur nächstniedrigeren 
Klasse um 15 bis 20 Prozent erhöhen, während 
der Anstieg der WeltRisikoIndex-Mediane mit 
50 bis 80 Prozent erheblich stärker ausfällt – 
lediglich die niedrigste Einkommensgruppe 
weicht durch ihren hohen Anteil afrikanischer 
Länder mit mittlerer bis niedriger Exposition 
von diesem Muster ab.

Deutlicher wird der Einfluss von Wirtschaftska-
pazitäten auf Katastrophenrisiken, sobald der 
Blick auf die Vulnerabilität gerichtet wird. Trotz 
der großen Streuung der Risiken in den einzel-
nen Einkommensgruppen ist ersichtlich, dass 
sich die Vulnerabilität invers zum Niveau der 
Wirtschaftskapazitäten verhält. Zwar ist diese 
Erkenntnis in gewisser Weise zu erwarten gewe-
sen, da die Vulnerabilität auch wirtschaftliche 
Aspekte einschließt, jedoch wird die Wichtigkeit 
von Wirtschaftskapazitäten in der Katastro-
phenprävention und -bewältigung durch diese 
Differenzierung besonders deutlich sichtbar. 
Konkret steigen die Mediane von Vulnerabilität 
und jeder Teilkomponente bei einem Abstieg 
in der Einkommensklassifikation zwischen 20 
und 60 Prozent. In anderen Worten: Höhere 
Vulnerabilität ist bei vergleichbaren Risiken  
in Ländern niedrigerer Einkommensklassen  
zu finden. Jedoch sind Länder mit niedriger 

Wirtschaftskapazität nicht nur akut vulnerab-
ler, sondern auch stets der Gefahr destruktiver 
Kreisläufe ausgesetzt, da extreme Ereignisse 
in diesen Ländern oftmals zur Verringerung 
der schwachen Kapazitäten führen, was gesell-
schaftliche Instabilität und einen Anstieg der 
Anfälligkeit auslösen kann.

Fazit

In diesem Jahr zeigt der WeltRisikoIndex 
erneut, dass Katastrophenrisiken sehr hetero-
gen verteilt, allerdings auch stark konzentriert 
sind. Globale Hotspots liegen in Ozeanien, 
Südostasien, Mittelamerika sowie West- und 
Zentralafrika. Wieder stehen Inselstaaten an 
der Spitze des weltweiten Risikorankings, da 
viele dieser Länder neben ihrer hohen Gefähr-
dung durch Erdbeben, Wirbelstürme, Über-
schwemmungen und Dürren auch in stetig 
steigender Weise vom Anstieg des Meeresspie-
gels infolge des Klimawandels bedroht werden 
– eine kritische Situation, die sich bei Ausblei-
ben konkreter Handlungen durch die interna-
tionale Gemeinschaft deutlich verschlechtern 
wird. Dass eine Stärkung der gesellschaftli-
chen Kapazitäten zentral für die Reduktion 
des Katastrophenrisikos ist, zeigen Länder wie 
Mauritius oder Trinidad und Tobago, die ihrer 
hohen Exposition mit ausgeprägten Kapazitä-
ten begegnen und dadurch ihr Risiko deutlich 
senken können. Diese Beispiele heben hervor, 
dass die fatale Verkettung von Vulnerabili-
tät und Katastrophenrisiken durch gezielte 
Maßnahmen auf lokaler, regionaler und globa-
ler Ebene durchbrochen werden kann, wenn 
gesellschaftliche Kapazitäten durch langfristige 
Entwicklungszusammenarbeit und weltweite 
Kooperation gestärkt werden. Vor dem Hinter-
grund, dass die Risikoprofile von Ländern durch 
den Klimawandel komplexer werden und viele 
Regionen mit neuen Gefährdungen konfron-
tiert werden, ist dies nicht nur eine Herausfor-
derung der internationalen Gemeinschaft für 
die Gegenwart, sondern eine Angelegenheit von 
großer Bedeutung für die Zukunft.
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Bündnis Entwicklung Hilft  
und  
Institut für Friedens
sicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht

4 �Anforderungen und 
Empfehlungen

Die globale Corona-Pandemie und auch das 
Hochwasser in Teilen Deutschlands im Juli 
2021 haben die Notwendigkeit sozialer Siche-
rung, insbesondere im Kontext von Krisen 
und Katastrophen, drastisch hervorgehoben. 
Während in Deutschland soziale Sicherungs-
instrumente in solchen Krisenzeiten greifen, 
um Menschen vor akuter Not zu schützen und 
einem krisenbedingten Abrutschen in Armut 
entgegenzuwirken, sind für viele Menschen im 
Globalen Süden diese Instrumente oft deutlich 
eingeschränkter verfügbar und zugänglich. 

Ein globaler Ausbau sozialer Sicherungssysteme 
ist zum einen notwendig, um Menschen indivi-
duell und gesellschaftlich – auch in Hinblick 
auf den Klimawandel und zunehmende Wetter-
extreme – besser zu schützen, gegen Schäden 
abzusichern und bereits gemachte Fortschrit-
te in der Armuts- und Hungerbekämpfung 
zukünftig nicht zu gefährden. Zum anderen 
kann soziale Sicherung über den Katastrophen-
fall hinaus erheblich zu systemischen Verän-
derungen beitragen, die sozialer Ungleichheit 
nachhaltig entgegenwirken. Dieses transforma-
tive Potenzial ist in vielen bestehenden Siche-
rungssystemen noch nicht ausgeschöpft. Um 
ihre doppelte Wirkung zu entfalten, müssen 
soziale Sicherungssysteme vor allem die folgen-
den Anforderungen erfüllen.

Anforderung 1: Soziale Sicherung muss ganz-
heitlich und vielfältig gestaltet werden und 
rechtebasiert sein. 

	+ Soziale Sicherung muss als umfassen-
des Konzept begriffen werden, sodass ein 
gerechter sozialer Basisschutz über alle 
Teilbereiche hinweg sichergestellt ist. Die 
Corona-Pandemie hat gezeigt, dass nicht 
nur eine verbesserte globale Gesundheits-
versorgung notwendig ist, sondern auch 
eine Absicherung im Falle von Krisen, um 
eine Zunahme von Armut und Hunger zu 
verhindern. 

	+ Artikel 22 der Allgemeinen Menschen-
rechtserklärung verbürgt das Recht auf sozi-
ale Sicherheit für alle Menschen. Die Rech-
te auf Leistungen der sozialen Sicherung 
müssen stärker geachtet werden und damit 
einhergehend in geregelte Ansprüche auf 
Leistungen münden. Einer Stigmatisierung 
von Personen, die Leistungen beanspruchen 
– unabhängig von den jeweiligen Beweg-
gründen – muss entschieden entgegenge-
wirkt werden.

	+ Die Vielfältigkeit und Komplexität sozialer 
Sicherungssysteme, hinsichtlich der unter-
schiedlichen Formen, Träger und Instru-
mente, muss umfassender verstanden und 
genutzt werden, um die gesellschaftliche 
Abdeckung zu erhöhen. Insbesondere gilt es 
– wo möglich und im Sinne der Bevölkerung 
angemessen – die Kooperationspotenziale 
zwischen Akteuren der humanitären Hilfe 
und Entwicklungszusammenarbeit, Sozial-
verbänden sowie staatlichen Akteuren effek-
tiver auszuschöpfen.

Anforderung 2: Soziale Sicherung muss fair 
sein und soziale Benachteiligung ausgleichen.

	+ Soziale Sicherungssysteme müssen beste-
hende Ungerechtigkeiten auf dem Arbeits-
markt bei Zugang, Bezahlung, Qualifizie-
rungsmöglichkeiten und Aufstiegschancen 
hinsichtlich Geschlecht, Alter und Fähigkei-
ten ausgleichen. Sie müssen Anreize schaf-
fen, systemische Benachteiligung einzelner 
Bevölkerungsgruppen abzubauen, zum 
Beispiel durch die Bezuschussung barriere-
freier Arbeitsplätze. 

	+ Tätigkeiten, die soziale Sicherheit für 
Menschen gewährleisten, müssen aner-
kannt und insbesondere durch stärkere 
finanzielle Bezuschussung strukturell aufge-
wertet werden. Dies bedeutet die angemes-
sene Entlohnung in Berufen mit Bezug zu 
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sozialer Sicherung, etwa im Pflegebereich, 
bei Betreuung oder Versorgung. Aus unbe-
zahlten privaten häuslichen Pflege- und 
Sorgeleistungen, die überproportional von 
Frauen übernommen werden, müssen Leis-
tungsansprüche der sozialen Sicherung – 
etwa hinsichtlich Krankenversicherung und 
Altersvorsorge – erfolgen.

Anforderung 3: Soziale Sicherung muss flexibel 
und anpassbar sein, um schnell auf sich verän-
dernde Bedarfe reagieren zu können. 

	+ In Hotspot-Regionen des Katastrophen-
risikos müssen die Nutzung von Daten zu 
Expositions- und Vulnerabilitätsprofilen 
optimiert und Sozialregister häufiger aktu-
alisiert werden, um potenzielle Bedarfe und 
Zielgruppen für den Katastrophenfall zu 
identifizieren. Darauf aufbauend müssen 
die kurzfristige Reaktionsfähigkeit sowie 
langfristige, nachhaltige Anpassung sozialer 
Sicherungssysteme finanziell gefördert und 
ausgebaut werden. 

	+ Insbesondere in Ländern mit geringem bis 
mittlerem Einkommen ist eine systemati-
schere Erfassung und Dokumentation der 
gesellschaftlichen Sicherungsbedarfe wie 
auch der bestehenden Abdeckung formeller 
und informeller sozialer Sicherungssyste-
me von hoher Priorität. Die Förderung von 
Self-Targeting birgt diesbezüglich großes 
Potenzial, um die gezielte Erfassung und 
schnelle Abdeckung von Sicherungsbedar-
fen – insbesondere auch von Migrant:innen 
und Arbeiter:innen im informellen Sektor 
– zu erleichtern.

Anforderung 4: Soziale Sicherungssysteme 
müssen weltweit verfügbar, angemessen, 
zugänglich und bezahlbar sein.

	+ Globale Instrumente, die zu einer verbes-
serten Abdeckung beitragen, müssen 
gestärkt werden. Ein globaler Fonds für 
soziale Sicherheit wäre dabei ein wichtiges 
Instrument insbesondere für Staaten, in 
denen soziale Sicherung durch erhebliche  

Finanzierungslücken behindert wird. Um 
Abhängigkeitsbeziehungen und paternalis-
tische Fremdbestimmung zu verhindern, 
darf die Mittelvergabe aus einem solchen 
Fonds nicht an Vorgaben zur Programm-
ausgestaltung geknüpft werden.

	+ Um den Zugang zu staatlichen Leistungen 
der sozialen Sicherung für bisher benach-
teiligte Menschen zu verbessern, müssen 
institutionelle, kommunikative, soziale 
und physische Barrieren abgebaut werden. 
Dabei sind zielgruppenspezifische Informa-
tionskampagnen, Transparenz und prag-
matische Antragsprozedere entscheidend.

Anforderung 5: Soziale Sicherungssysteme 
müssen stärker in die Katastrophenprävention 
sowie in Klimaschutz und -anpassung einbezo-
gen werden. 

	+ In die Planung und Implementierung sozi-
aler Sicherungsprogramme müssen anti-
zipierte künftige Klimaveränderungen 
und deren potenzielle Auswirkungen auf 
Existenzen und Lebensgrundlagen von 
Menschen bereits heute integriert werden.

	+ Potenzielle Synergien zwischen sozialer 
Sicherung, Katastrophenrisikomanage-
ment und Klimawandelanpassung müssen 
besser identifiziert und genutzt werden, 
um Kapazitäten und Ressourcen effizient 
einzusetzen und um die geteilten Ziele der 
Risikominimierung und Resilienzförderung 
zu erreichen. Isolierte Ansätze auch in der 
Finanzierung der drei Bereiche hemmen 
bislang die volle Ausschöpfung integrativer 
Potenziale.

	+ Zur klimabezogenen Stärkung sozialer 
Sicherungssysteme, besonders in Ländern 
des Globalen Südens, müssen finanziel-
le Mittel aufgestockt und unter anderem 
über die globalen Klimafonds des UNFCCC 
bereitgestellt werden. Dafür ist eine Einbe-
ziehung sozialer Sicherung in nationale 
Klimastrategien dringend erforderlich.
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Anhang



Rang Land WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit 

Mangel an 
Bewältigungs- 

kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs- 
kapazitäten

1. Vanuatu 47,73 82,55 57,82 39,66 81,21 52,59
2. Salomonen 31,16 51,13 60,95 46,07 81,14 55,63
3. Tonga 30,51 63,63 47,95 28,42 79,81 35,62
4. Dominica 27,42 61,74 44,41 23,42 71,13 38,67
5. Antigua und Barbuda 27,28 67,73 40,28 23,80 64,41 32,62
6. Brunei Darussalam 22,77 58,17 39,14 15,33 68,13 33,96
7. Guyana 21,83 43,93 49,69 25,96 77,23 45,88
8. Philippinen 21,39 42,68 50,11 28,63 82,14 39,56
9. Papua-Neuguinea 20,90 30,62 68,27 55,28 86,16 63,37

10. Guatemala 20,23 36,79 54,98 32,55 85,66 46,72
11. Kap Verde 17,72 37,23 47,59 28,86 72,71 41,21
12. Costa Rica 17,06 44,27 38,54 19,96 65,33 30,34
13. Bangladesch 16,23 28,11 57,74 32,57 85,57 55,07
14. Fidschi 16,06 34,51 46,55 22,06 76,63 40,95
15. Kambodscha 15,80 26,89 58,76 38,89 86,61 50,79
16. Timor-Leste 15,75 28,27 55,73 41,83 75,72 49,64
17. Dschibuti 15,48 25,78 60,03 36,19 84,33 59,58
18. El Salvador 15,32 31,62 48,46 24,31 78,66 42,41
19. Kiribati 15,14 26,41 57,34 39,67 82,82 49,52
20. Komoren 14,91 23,62 63,13 45,93 85,39 58,06
21. Haiti 14,54 21,41 67,91 49,93 90,36 63,44
22. Nicaragua 14,12 26,02 54,25 32,27 83,29 47,19
23. Niger 13,90 19,27 72,15 61,72 87,91 66,83
24. Guinea-Bissau 13,39 18,88 70,92 60,17 89,20 63,39
25. Kamerun 13,07 20,35 64,21 47,38 88,58 56,66
26. Nigeria 12,66 19,64 64,46 49,70 88,58 55,10
27. Uruguay 12,53 35,97 34,83 19,22 54,25 31,01
28. Gambia 12,40 19,75 62,78 43,58 83,02 61,73
29. Jamaika 12,02 25,92 46,37 24,92 74,52 39,67
30. Tschad 11,94 15,76 75,75 64,96 92,16 70,13
31. Benin 11,71 17,92 65,33 54,09 81,42 60,49
32. Dominikanische Republik 11,49 24,72 46,48 23,35 78,34 37,76
33. Chile 11,32 32,51 34,83 17,79 59,44 27,25
34. Honduras 11,23 20,66 54,35 31,62 85,74 45,68
35. Burkina Faso 11,19 16,59 67,48 57,08 84,39 60,98
36. Togo 10,99 16,60 66,23 55,77 86,14 56,79
37. Mali 10,71 15,61 68,64 49,75 88,60 67,58

Max. Wert = 100, Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode 

WeltRisikoIndex 2021 in der Übersicht

Klasseneinteilung WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit

Mangel an 
Bewältigungs- 

kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs- 
kapazitäten

sehr gering  0,30 –  3,25  0,85 –  9,57 22,68 – 34,21  9,03 – 16,68 38,35 – 58,92 14,22 – 24,78
gering  3,26 –  5,54  9,58 – 12,04 34,22 – 42,02 16,69 – 21,56 58,93 – 71,19 24,79 – 34,10
mittel  5,55 –  7,66 12,05 – 14,83 42,03 – 48,32 21,57 – 28,16 71,20 – 77,87 34,11 – 40,66
hoch  7,67 – 10,71 14,84 – 19,75 48,33 – 61,04 28,17 – 44,85 77,88 – 85,50 40,67 – 52,59

sehr hoch 10,72 – 47,73 19,76 – 82,55 61,05 – 75,83 44,86 – 70,52 85,51 – 93,17 52,60 – 70,13
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Rang Land WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit 

Mangel an 
Bewältigungs- 

kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs- 
kapazitäten

38. Indonesien 10,67 21,30 50,10 26,06 78,71 45,54
39. Madagaskar 10,44 14,97 69,71 65,83 86,32 56,97
40. Burundi 10,42 14,88 70,02 62,29 90,43 57,34
41. Kenia 10,33 16,63 62,13 50,80 85,50 50,10
42. Angola 10,28 15,61 65,86 52,89 86,89 57,80
43. Vietnam 10,27 22,04 46,60 23,73 76,73 39,34
44. Elfenbeinküste 9,98 15,57 64,10 47,26 85,61 59,43
45. Senegal 9,79 16,50 59,31 44,64 77,87 55,42
46. Japan 9,66 38,51 25,09 17,92 39,42 17,94
47. Sierra Leone 9,40 13,65 68,87 55,15 85,39 66,07
48. Ghana 9,32 16,38 56,88 41,60 78,75 50,29
49. Simbabwe 9,30 14,51 64,11 55,02 88,44 48,88
50. Mosambik 9,11 13,26 68,73 62,60 88,45 55,13
51. Mauritius 9,04 23,85 37,92 17,39 58,21 38,17
52. Tansania 8,94 13,97 64,00 56,49 83,21 52,30
52. Malawi 8,94 13,35 66,98 59,46 84,68 56,79
54. Liberia 8,92 13,48 66,17 55,63 87,16 55,73
55. Ecuador 8,82 18,75 47,05 24,96 76,45 39,74
56. Demokratische Rep. Kongo 8,78 11,86 74,04 67,76 92,80 61,55
57. Trinidad und Tobago 8,67 22,58 38,41 18,99 61,24 34,99
58. Guinea 8,65 12,70 68,08 51,87 89,08 63,29
59. Uganda 8,64 12,88 67,07 61,54 88,05 51,63
60. Sudan 8,47 13,13 64,49 44,93 92,30 56,25
61. Albanien 8,23 19,77 41,63 20,10 74,77 30,03
62. Mauretanien 8,20 13,15 62,37 38,15 86,97 61,98
63. Afghanistan 8,18 12,27 66,63 48,57 91,40 59,93
64. Belize 8,03 16,73 47,97 28,20 74,46 41,26
65. Venezuela 7,99 16,02 49,86 25,75 86,35 37,47
66. Niederlande 7,98 31,75 25,13 14,66 44,34 16,40
67. Äthiopien 7,93 11,75 67,52 56,76 87,35 58,45
68. Usbekistan 7,91 16,28 48,56 30,25 75,65 39,79
69. Eswatini 7,85 13,54 57,98 42,35 82,62 48,98
70. Panama 7,76 17,74 43,74 23,03 73,03 35,15
71. Malaysia 7,73 19,09 40,49 17,05 71,19 33,22
72. Sambia 7,72 12,12 63,67 61,69 81,31 48,00
73. Algerien 7,66 16,61 46,14 22,24 76,81 39,36
74. Zentralafrikanische Republik 7,64 10,08 75,83 70,52 90,56 66,41
75. Sri Lanka 7,55 15,99 47,19 23,05 76,35 42,17
75. Ruanda 7,55 12,37 61,04 52,14 79,44 51,55
77. Surinam 7,38 15,24 48,41 28,82 74,70 41,70
78. Äquatorialguinea 7,29 12,73 57,28 40,64 86,57 44,64
79. Kirgisistan 7,25 16,49 43,96 24,59 75,22 32,07
79. Myanmar 7,25 12,92 56,11 29,42 86,27 52,64
81. Föd. Staaten von Mikronesien 7,11 14,03 50,71 31,04 72,21 48,89
82. Griechenland 6,93 22,23 31,18 17,42 58,93 17,20
83. Eritrea 6,87 9,66 71,09 63,28 89,71 60,29
84. Kongo 6,84 10,56 64,76 54,39 88,63 51,26
85. Pakistan 6,80 11,95 56,88 33,57 84,71 52,37
86. Montenegro 6,75 17,80 37,92 18,57 68,20 26,99
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Rang Land WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit 

Mangel an 
Bewältigungs- 

kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs- 
kapazitäten

86. Peru 6,75 14,92 45,26 26,29 76,22 33,27
88. Kolumbien 6,72 14,83 45,32 22,80 77,04 36,13
89. Lesotho 6,66 11,10 59,98 43,97 81,50 54,47
90. Indien 6,65 12,52 53,09 32,15 78,70 48,42
91. Gabun 6,60 12,75 51,79 32,58 75,08 47,71
92. Thailand 6,52 14,79 44,06 17,62 78,65 35,91
93. Südafrika 6,46 13,47 47,93 30,90 73,35 39,54
94. Mexiko 6,03 14,20 42,44 20,86 74,25 32,20
95. China 5,87 14,29 41,08 21,64 71,42 30,17
96. Namibia 5,86 11,30 51,89 42,89 74,11 38,66
97. Tunesien 5,85 13,08 44,74 20,90 75,50 37,83
97. Turkmenistan 5,85 12,25 47,72 27,99 76,76 38,42
99. Tadschikistan 5,84 12,15 48,06 32,57 76,27 35,35

100. Nordmazedonien 5,82 14,48 40,21 18,81 70,58 31,25
100. Marokko 5,82 12,12 48,00 25,02 79,35 39,63
102. Aserbaidschan 5,81 14,21 40,90 18,46 72,00 32,24
103. Syrien 5,80 10,63 54,54 27,32 90,76 45,54
103. Irak 5,80 10,40 55,77 26,86 87,89 52,57
105. Kuba 5,75 16,30 35,26 19,70 53,28 32,79
106. Jemen 5,72 8,27 69,12 44,85 93,17 69,34
107. Rumänien 5,71 15,39 37,11 19,47 63,14 28,71
108. Georgien 5,69 15,14 37,56 22,15 59,22 31,32
109. Samoa 5,54 11,46 48,32 25,56 79,83 39,56
110. Libanon 5,49 11,61 47,31 20,26 81,00 40,66
111. Serbien 5,42 13,84 39,14 21,89 68,39 27,15
112. Armenien 5,40 14,23 37,92 19,62 65,37 28,76
113. Türkei 5,11 12,57 40,65 18,09 72,44 31,42
114. Ungarn 5,07 15,24 33,25 16,07 58,89 24,78
115. Iran 5,03 10,90 46,15 21,67 82,62 34,17
116. Brasilien 4,97 11,35 43,80 22,68 76,22 32,51
117. Neuseeland 4,96 17,59 28,20 16,06 47,45 21,08
118. Seychellen 4,89 11,94 40,97 18,23 64,82 39,86
119. Italien 4,74 15,02 31,58 16,90 60,29 17,55
120. Bolivien 4,71 9,49 49,67 31,83 79,79 37,38
121. Bosnien und Herzegowina 4,68 10,89 43,01 18,77 74,61 35,65
122. Nepal 4,66 8,51 54,76 32,90 83,28 48,10
123. Australien 4,54 18,07 25,12 15,66 43,67 16,02
124. St. Lucia 4,52 9,83 45,96 23,68 74,26 39,95
125. Irland 4,49 16,68 26,90 15,40 47,66 17,65
126. Laos 4,46 8,01 55,64 32,86 82,91 51,14
127. Kuwait 4,32 11,90 36,28 14,12 70,09 24,64
128. Bahamas 4,27 11,63 36,74 17,68 58,92 33,63
129. Kroatien 4,16 12,04 34,55 17,36 63,67 22,63
129. Bulgarien 4,16 11,93 34,90 21,11 58,78 24,80
131. Jordanien 4,11 9,24 44,47 22,59 68,26 42,56
132. Moldawien 4,00 9,63 41,51 21,56 68,87 34,10
133. Ver. Staaten von Amerika 3,98 13,03 30,58 15,92 54,15 21,68
134. Botswana 3,94 8,23 47,86 32,44 71,83 39,30
135. Spanien 3,62 11,77 30,73 15,86 58,22 18,11
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Rang Land WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit 

Mangel an 
Bewältigungs- 

kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs- 
kapazitäten

136. Paraguay 3,56 7,43 47,98 24,11 79,92 39,90
137. Russische Föderation 3,53 9,50 37,21 18,64 65,83 27,15
138. Portugal 3,52 11,60 30,38 16,60 51,49 23,04
138. Argentinien 3,52 9,60 36,63 20,35 60,27 29,27
140. Vereinigtes Königreich 3,51 12,58 27,92 16,18 48,71 18,87
141. Kasachstan 3,48 9,34 37,29 17,64 65,09 29,15
142. Libyen 3,47 7,37 47,12 22,65 83,76 34,94
143. Slowenien 3,42 11,40 30,04 14,87 56,15 19,09
144. Slowakei 3,33 10,10 32,97 14,84 59,15 24,93
145. Bhutan 3,25 6,90 47,12 23,72 72,44 45,21
146. Zypern 3,21 8,97 35,78 15,24 67,63 24,46
147. Vereinigte Arabische Emirate 3,14 10,48 29,97 9,82 54,52 25,57
148. Südkorea 3,13 11,40 27,45 13,36 48,48 20,50
149. Polen 3,07 9,45 32,46 15,56 59,65 22,17
150. Österreich 3,06 13,08 23,41 13,87 41,00 15,35
150. Tschechische Republik 3,06 10,76 28,46 15,09 49,48 20,80
152. Lettland 3,01 8,80 34,21 18,90 60,06 23,67
153. Mongolei 2,98 6,91 43,09 29,02 64,44 35,81
154. Bahrain 2,93 7,33 39,94 15,31 76,81 27,71
155. Norwegen 2,87 10,84 26,48 13,80 42,79 22,86
156. Kanada 2,81 10,36 27,10 15,07 47,49 18,73
156. Israel 2,81 8,45 33,30 18,51 58,57 22,83
158. Dänemark 2,79 11,92 23,43 14,90 40,09 15,30
159. Ukraine 2,72 6,92 39,36 18,83 68,43 30,81
160. Belgien 2,71 11,41 23,79 14,66 42,49 14,22
161. Deutschland 2,66 11,51 23,12 15,02 38,35 16,00
162. Belarus 2,64 8,00 32,96 16,68 56,36 25,84
163. São Tomé and Príncipe 2,57 4,54 56,60 45,67 77,23 46,90
164. Oman 2,54 6,04 42,02 23,68 66,65 35,73
165. Luxemburg 2,53 9,57 26,41 11,86 47,15 20,23
166. Frankreich 2,51 9,63 26,06 16,68 45,10 16,41
167. Singapur 2,50 8,88 28,10 10,34 54,01 19,94
168. Schweden 2,25 8,80 25,62 15,63 45,43 15,81
169. Litauen 2,18 7,35 29,72 18,17 50,01 20,99
170. Schweiz 2,04 9,01 22,68 13,97 38,92 15,14
171. Finnland 2,00 8,26 24,24 15,78 41,20 15,75
172. Estland 1,99 6,51 30,52 16,60 53,61 21,35
173. Ägypten 1,82 3,76 48,33 22,22 83,15 39,62
174. Island 1,71 7,14 23,95 13,99 43,20 14,67
175. Malediven 1,69 4,18 40,39 15,59 65,82 39,76
176. Barbados 1,37 3,61 37,96 20,66 60,11 33,12
177. Grenada 1,06 2,40 43,98 26,36 69,21 36,38
178. Saudi-Arabien 0,94 2,58 36,46 13,83 68,21 27,34
179. St. Vincent u. die Grenadinen 0,70 1,62 43,00 28,16 69,86 30,97
180. Malta 0,69 2,31 29,96 15,04 54,76 20,09
181. Katar 0,30 0,85 34,80 9,03 65,03 30,34
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Land WRI Rang
Afghanistan 8,18 63.
Ägypten 1,82 173.
Albanien 8,23 61.
Algerien 7,66 73.
Angola 10,28 42.
Antigua und Barbuda 27,28 5.
Äquatorialguinea 7,29 78.
Argentinien 3,52 138.
Armenien 5,40 112.
Aserbaidschan 5,81 102.
Äthiopien 7,93 67.
Australien 4,54 123.
Bahamas 4,27 128.
Bahrain 2,93 154.
Bangladesch 16,23 13.
Barbados 1,37 176.
Belarus 2,64 162.
Belgien 2,71 160.
Belize 8,03 64.
Benin 11,71 31.
Bhutan 3,25 145.
Bolivien 4,71 120.
Bosnien und Herzegowina 4,68 121.
Botswana 3,94 134.
Brasilien 4,97 116.
Brunei Darussalam 22,77 6.
Bulgarien 4,16 129.
Burkina Faso 11,19 35.
Burundi 10,42 40.
Chile 11,32 33.
China 5,87 95.
Costa Rica 17,06 12.
Dänemark 2,79 158.
Demokratische Republik Kongo 8,78 56.
Deutschland 2,66 161.
Dominica 27,42 4.
Dominikanische Republik 11,49 32.
Dschibuti 15,48 17.
Ecuador 8,82 55.
El Salvador 15,32 18.
Elfenbeinküste 9,98 44.
Eritrea 6,87 83.
Estland 1,99 172.
Eswatini 7,85 69.
Fidschi 16,06 14.
Finnland 2,00 171.
Föderierte Staaten von Mikronesien 7,11 81.
Frankreich 2,51 166.
Gabun 6,60 91.

Land WRI Rang
Gambia 12,40 28.
Georgien 5,69 108.
Ghana 9,32 48.
Grenada 1,06 177.
Griechenland 6,93 82.
Guatemala 20,23 10.
Guinea 8,65 58.
Guinea-Bissau 13,39 24.
Guyana 21,83 7.
Haiti 14,54 21.
Honduras 11,23 34.
Indien 6,65 90.
Indonesien 10,67 38.
Irak 5,80 103.
Iran 5,03 115.
Irland 4,49 125.
Island 1,71 174.
Israel 2,81 156.
Italien 4,74 119.
Jamaika 12,02 29.
Japan 9,66 46.
Jemen 5,72 106.
Jordanien 4,11 131.
Kambodscha 15,80 15.
Kamerun 13,07 25.
Kanada 2,81 156.
Kap Verde 17,72 11.
Kasachstan 3,48 141.
Katar 0,30 181.
Kenia 10,33 41.
Kirgisistan 7,25 79.
Kiribati 15,14 19.
Kolumbien 6,72 88.
Komoren 14,91 20.
Kongo 6,84 84.
Kroatien 4,16 129.
Kuba 5,75 105.
Kuwait 4,32 127.
Laos 4,46 126.
Lesotho 6,66 89.
Lettland 3,01 152.
Libanon 5,49 110.
Liberia 8,92 54.
Libyen 3,47 142.
Litauen 2,18 169.
Luxemburg 2,53 165.
Madagaskar 10,44 39.
Malawi 8,94 52.
Malaysia 7,73 71.
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Land WRI Rang
Malediven 1,69 175.
Mali 10,71 37.
Malta 0,69 180.
Marokko 5,82 100.
Mauretanien 8,20 62.
Mauritius 9,04 51.
Mexiko 6,03 94.
Moldawien 4,00 132.
Mongolei 2,98 153.
Montenegro 6,75 86.
Mosambik 9,11 50.
Myanmar 7,25 79.
Namibia 5,86 96.
Nepal 4,66 122.
Neuseeland 4,96 117.
Nicaragua 14,12 22.
Niederlande 7,98 66.
Niger 13,90 23.
Nigeria 12,66 26.
Nordmazedonien 5,82 100.
Norwegen 2,87 155.
Oman 2,54 164.
Österreich 3,06 150.
Pakistan 6,80 85.
Panama 7,76 70.
Papua-Neuguinea 20,90 9.
Paraguay 3,56 136.
Peru 6,75 86.
Philippinen 21,39 8.
Polen 3,07 149.
Portugal 3,52 138.
Ruanda 7,55 75.
Rumänien 5,71 107.
Russische Föderation 3,53 137.
Salomonen 31,16 2.
Sambia 7,72 72.
Samoa 5,54 109.
São Tomé and Príncipe 2,57 163.
Saudi-Arabien 0,94 178.
Schweden 2,25 168.
Schweiz 2,04 170.
Senegal 9,79 45.
Serbien 5,42 111.
Seychellen 4,89 118.
Sierra Leone 9,40 47.
Simbabwe 9,30 49.
Singapur 2,50 167.
Slowakei 3,33 144.
Slowenien 3,42 143.

Land WRI Rang
Spanien 3,62 135.
Sri Lanka 7,55 75.
St. Lucia 4,52 124.
St. Vincent und die Grenadinen 0,70 179.
Südafrika 6,46 93.
Sudan 8,47 60.
Südkorea 3,13 148.
Surinam 7,38 77.
Syrien 5,80 103.
Tadschikistan 5,84 99.
Tansania 8,94 52.
Thailand 6,52 92.
Timor-Leste 15,75 16.
Togo 10,99 36.
Tonga 30,51 3.
Trinidad und Tobago 8,67 57.
Tschad 11,94 30.
Tschechische Republik 3,06 150.
Tunesien 5,85 97.
Türkei 5,11 113.
Turkmenistan 5,85 97.
Uganda 8,64 59.
Ukraine 2,72 159.
Ungarn 5,07 114.
Uruguay 12,53 27.
Usbekistan 7,91 68.
Vanuatu 47,73 1.
Venezuela 7,99 65.
Vereinigte Arabische Emirate 3,14 147.
Vereinigte Staaten von Amerika 3,98 133.
Vereinigtes Königreich 3,51 140.
Vietnam 10,27 43.
Zentralafrikanische Republik 7,64 74.
Zypern 3,21 146.

Länder, die aufgrund zu vieler fehlender Werte nicht im 
WeltRisikoIndex enthalten sind:

Andorra, Liechtenstein, Marshallinseln, Monaco, Nauru, 
Nordkorea, Palau, San Marino, Somalia, St. Kitts und Nevis, 
Südsudan, Tuvalu.

Es werden hier nur Länder berücksichtigt, die Mitgliedsstaaten 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen sind.
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Datenquelle: IFHV basierend auf PREVIEW Global Risk Data Platform, Oak Ridge National Laboratory LandScan, CReSIS, CIESIN, NatCatSERVICE und globalen Datenbanken; ausführliche Beschreibung unter www.WeltRisikoBericht.de 

WeltRisikoIndex 2021

Deutschland
 2,66
11,51
23,12

Antigua und 
Barbuda

27,28
67,73
40,28

WeltRisikoIndex

Gefährdung
Exposition gegenüber 
Naturgefahren

Naturgefahren-Bereich 

Anfälligkeit
Wahrscheinlichkeit, im 
Ereignisfall Schaden zu 
erleiden

Anpassung
Kapazitäten für 
langfristige Anpassung 
und Wandel

Bewältigung
Kapazitäten für Verringe-
rung negativer Auswir-
kungen im Ereignisfall

Vulnerabilität – Gesellschaftlicher Bereich

Komponenten des WeltRisikoIndex für die globale Ebene und für die lokale Ebene

WeltRisikoIndex (WRI) Exposition Vulnerabilität 

sehr gering  0,85 –  9,57

gering  9,58 – 12,04

mittel 12,05 – 14,83

hoch 14,84 – 19,75

sehr hoch 19,76 – 82,55

keine Daten

sehr gering  0,30 –  3,25

gering  3,26 –  5,54

mittel  5,55 –  7,66

hoch  7,67 – 10,71

sehr hoch 10,72 – 47,73

keine Daten

sehr gering 22,68 – 34,21

gering 34,22 – 42,02

mittel 42,03 – 48,32

hoch 48,33 – 61,04

sehr hoch 61,05 – 75,83

keine Daten

Max. Wert = 100, Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode 

Botswana 
3,94
8,23

47,86
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Die 10 Länder mit höchstem Risiko
Vanuatu 47,73
Salomonen 31,16
Tonga 30,51
Dominica 27,42
Antigua und Barbuda 27,28
Brunei Darussalam 22,77
Guyana 21,83
Philippinen 21,39
Papua-Neuguinea 20,90
Guatemala 20,23

Die 10 Länder mit höchster Exposition
Vanuatu 82,55
Antigua und Barbuda 67,73
Tonga 63,63
Dominica 61,74
Brunei Darussalam 58,17
Salomonen 51,13
Costa Rica 44,27
Guyana 43,93
Philippinen 42,68
Japan 38,51

Die 10 Länder mit höchster Vulnerabilität
Zentralafrikanische Rep. 75,83
Tschad 75,75
Demokratische Rep. Kongo 74,04
Niger 72,15
Eritrea 71,09
Guinea-Bissau 70,92
Burundi 70,02
Madagaskar 69,71
Jemen 69,12
Sierra Leone 68,87

Datenquelle: IFHV basierend auf PREVIEW Global Risk Data Platform, Oak Ridge National Laboratory LandScan, CReSIS, CIESIN, NatCatSERVICE und globalen Datenbanken; ausführliche Beschreibung unter www.WeltRisikoBericht.de 
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Naturgefahren-Bereich 

Anfälligkeit
Wahrscheinlichkeit, im 
Ereignisfall Schaden zu 
erleiden

Anpassung
Kapazitäten für 
langfristige Anpassung 
und Wandel

Bewältigung
Kapazitäten für Verringe-
rung negativer Auswir-
kungen im Ereignisfall

Vulnerabilität – Gesellschaftlicher Bereich

Komponenten des WeltRisikoIndex für die globale Ebene und für die lokale Ebene
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Anfälligkeit 
in Abhängigkeit von Infrastruktur, Ernährung, Einkommen und ökonomischen Rahmenbedingungen

Mangel an Bewältigungskapazitäten 
in Abhängigkeit von Regierungsführung, medizinischer Versorgung und materieller Absicherung

Mangel an Anpassungskapazitäten 
bezogen auf kommende Naturereignisse und den Klimawandel

Max. Mangel an Anpassungskapazitäten = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

Max. Mangel an Bewältigungskapazitäten = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

Max. Anfälligkeit = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

sehr gering 14,22 – 24,78

gering 24,79 – 34,10

mittel 34,11 – 40,66

hoch 40,67 – 52,59

sehr hoch 52,60 – 70,13

keine Daten

sehr gering 38,35 – 58,92

gering 58,93 – 71,19

mittel 71,20 – 77,87

hoch 77,88 – 85,50

sehr hoch 85,51 – 93,17

keine Daten

sehr gering  9,03 – 16,68

gering 16,69 – 21,56

mittel 21,57 – 28,16

hoch 28,17 – 44,85

sehr hoch 44,86 – 70,52

keine Daten

Datenquelle: IFHV basierend auf PREVIEW Global Risk Data Platform, Oak Ridge National Laboratory LandScan, CReSIS, CIESIN, NatCatSERVICE und globalen Datenbanken; ausführliche Beschreibung unter www.WeltRisikoBericht.de 
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Gefährdung 

Exposition der Bevölkerung gegenüber den Naturgefahren Erdbeben, Wirbelstürme, Überschwemmungen, Dürren und Meeresspiegelanstieg

Max. Gefährdung = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

Anfälligkeit 
in Abhängigkeit von Infrastruktur, Ernährung, Einkommen und ökonomischen Rahmenbedingungen

Vulnerabilität 
Vulnerabilität der Gesellschaft als Mittelwert aus Anfälligkeit, Mangel an Bewältigungskapazitäten und Mangel an Anpassungskapazitäten

Max. Vulnerabilität = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

Max. Risiko = 100, 
Klasseneinteilung gemäß Quintil-Methode

sehr gering  0,30 –  3,25

gering  3,26 –  5,54

mittel  5,55 –  7,66

hoch  7,67 – 10,71

sehr hoch 10,72 – 47,73

keine Daten

WeltRisikoIndex 
WeltRisikoIndex als Produkt aus Gefährdung und Vulnerabilität

sehr gering 22,68 – 34,21

gering 34,22 – 42,02

mittel 42,03 – 48,32

hoch 48,33 – 61,04

sehr hoch 61,05 – 75,83

keine Daten

sehr gering  0,85 –  9,57

gering  9,58 – 12,04

mittel 12,05 – 14,83

hoch 14,84 – 19,75

sehr hoch 19,76 – 82,55

keine Daten

Datenquelle: IFHV basierend auf PREVIEW Global Risk Data Platform, Oak Ridge National Laboratory LandScan, CReSIS, CIESIN, NatCatSERVICE und globalen Datenbanken; ausführliche Beschreibung unter www.WeltRisikoBericht.de 
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Soziale Sicherungspläne für 
bestimmte Altersgruppen: 
Diese Kategorie umfasst 
gezielte soziale Sicherungs-
leistungen für Kinder bzw. 
für Haushalte mit Kindern 
sowie für alte Menschen.

Länder mit hohem und sehr hohem Risiko

Soziale Sicherungspläne für Menschen mit 
Behinderungen und / oder besonderem 
Schutzbedarf: Diese Kategorie umfasst gezielte 
soziale Sicherungsleistungen für Menschen mit 
Behinderungen sowie finanzielle Sozialhilfe für 
einkommensschwache, besonders schutzbedürfti-
ge Menschen ohne Zugang zu beitragsfinanzierten 
Leistungen.

Soziale Sicherungspläne für den 
Arbeitskontext: Diese Kategorie 
umfasst gezielte soziale Sicherungsleis-
tungen im Falle von Arbeitslosigkeit 
oder bei Arbeitsunfällen.

min.

Ländergruppen nach 
Handlungsbedarf 

Soziale Leistungsbereiche im Index

max.

Leistungen der
sozialen Sicherung

Handlungsbedarf 

0,0 18,44 39,33 68,07 87,11

Sehr gering

0,00 – 9,52

Gering 

9,53 – 37,11

Mittel

37,12 – 65,01

Hoch

65,02 – 86,16 

Sehr hoch

86,17 – 100,00

Niederlande Chile Usbekistan Tonga Nigeria

IFHV basierend auf ILO The World Social Protection Dashboards

Effektive und umfassende soziale Sicherungs-
systeme können dazu beitragen, negative 
individuelle und gesellschaftliche Folgen ex-
tremer Naturereignisse zu minimieren. Diese 
Schutzfunktion ist besonders in Ländern mit 
hohen Katastrophenrisiken relevant. Der ab-
gebildete Index gibt für 61 der 72 Länder mit 
hohen bis sehr hohen Werten im WeltRisiko-
Index-Ranking einen Überblick über die Höhe 
des Handlungsbedarfs hinsichtlich der Aus-
weitung sozialer Sicherungsleistungen.

Der Index setzt sich aus drei übergeordneten 
Leistungsbereichen der sozialen Sicherung 
zusammen:

	+ Soziale Sicherungspläne für bestimmte Al-
tersgruppen

	+ Soziale Sicherungspläne für Menschen mit 
Behinderungen oder besonderem finanzi-
ellen Schutzbedarf

	+ Soziale Sicherungspläne für den Arbeits-
kontext

Insgesamt werden sechs Indikatoren des ILO 
World Social Protection Dashboards zur Abbil-
dung der drei Leistungsbereiche eingesetzt, 
wobei jeweils zwei Indikatoren den Grad 
der Abdeckung in einzelnen Sphären sozialer 
Sicherung erfassen (siehe auch: Soziale Leis-
tungsbereiche im Index).

Zur Ermittlung der Handlungsbedarfe wurde 
zunächst der Einfluss von Ausreißern und 
Verzerrungen aus Werten der Indikatoren 
durch Winsorisierung entfernt, bevor die 
bereinigten Daten zur leichteren Vergleich-
barkeit mittels einer Min-Max-Skalierung  

auf einen Wertebereich von 0 bis 100 fest-
gelegt wurden. Anschließend wurde der je-
weils höchste Wert eines Landes für jeden 
der drei Leistungsbereiche zur Berechnung 
des Index der sozialen Sicherung herangezo-
gen, wobei dieser sich aus dem Gegenwert 
des Mittelwerts der drei Höchstwerte ergibt. 
Somit ermittelt der Index Handlungsbedar-
fe: Länder mit geringen Indexwerten ver-
fügen über ausgeprägte Sicherungsleistun-
gen und daher geringe Handlungsbedarfe.  
Entsprechend sind Handlungsbedarfe dort 
am höchsten, wo Länder hohe Indexwerte 
aufweisen.

Die Gliederung der 61 Länder mit hohen Ka-
tastrophenrisiken in fünf Klassen erfolgte 
durch die Quintil-Methode, wobei diese Klas-
sen durch Anwendung der beschriebenen 
Methodik auf alle Länder des WeltRisiko- 
Index ermittelt wurden. Aufgrund stark einge-
schränkter Datenverfügbarkeit war es nötig, 
Albanien, Burundi, Benin, Komoren, Guinea, 
Madagaskar, Mauretanien, Mauritius, Papua-
Neuguinea, Sudan und den Tschad von der 
Berechnung des Index auszuschließen.

Neben der Zugehörigkeit zu den fünf Gruppen 
des Handlungsbedarfs für alle 61 Länder zeigt 
die nebenstehende Grafik den Grad der sozia-
len Sicherung in den drei Leistungsbereichen 
sowie die Höhe des Handlungsbedarfs für 
fünf exemplarische Gruppenvertreter.

Es zeigt sich, dass der Handlungsbedarf in 
Westafrika besonders hoch ist: In der Länder-
gruppe mit dem höchsten Handlungsbedarf 
befinden sich Burkina Faso, Gambia, Ghana, 
Guinea-Bissau, Liberia, Mali, Niger, Nigeria, 
und Sierra Leone.

Soziale Sicherung:  
Handlungsbedarfe in Risikoländern

Index verdeutlicht Handlungsbedarfe



Soziale Sicherungspläne für 
bestimmte Altersgruppen: 
Diese Kategorie umfasst 
gezielte soziale Sicherungs-
leistungen für Kinder bzw. 
für Haushalte mit Kindern 
sowie für alte Menschen.

Länder mit hohem und sehr hohem Risiko

Soziale Sicherungspläne für Menschen mit 
Behinderungen und / oder besonderem 
Schutzbedarf: Diese Kategorie umfasst gezielte 
soziale Sicherungsleistungen für Menschen mit 
Behinderungen sowie finanzielle Sozialhilfe für 
einkommensschwache, besonders schutzbedürfti-
ge Menschen ohne Zugang zu beitragsfinanzierten 
Leistungen.

Soziale Sicherungspläne für den 
Arbeitskontext: Diese Kategorie 
umfasst gezielte soziale Sicherungsleis-
tungen im Falle von Arbeitslosigkeit 
oder bei Arbeitsunfällen.

min.

Ländergruppen nach 
Handlungsbedarf 

Soziale Leistungsbereiche im Index

max.

Leistungen der
sozialen Sicherung

Handlungsbedarf 

0,0 18,44 39,33 68,07 87,11

Sehr gering

0,00 – 9,52

Gering 

9,53 – 37,11

Mittel

37,12 – 65,01

Hoch

65,02 – 86,16 

Sehr hoch

86,17 – 100,00

Niederlande Chile Usbekistan Tonga Nigeria

IFHV basierend auf ILO The World Social Protection Dashboards

Soziale Sicherung:  
Handlungsbedarfe in Risikoländern

Brunei Darussalam, 
Guyana, Japan, 
Niederlande, 

Uruguay

Chile, Costa Rica, 
Trinidad und 

Tobago, Vietnam

Belize, Cape Verde, 
Dom. Republik, 

Dominica, Ecuador, 
Eswatini, Fidschi, 
Kiribati, Panama, 

Timor-Leste, 
Usbekistan

Antigua u. Barbuda, 
Bangladesch, El 

Salvador, Honduras 
Indonesien, 

Jamaika, 
Kambodscha, 

Malaysia, 
Mosambik, 
Nicaragua, 
Philippinen, 
Salomonen, 

Sambia, Senegal, 
Togo, Tonga, 

Vanuatu, Venezuela

Afghanistan, 
Angola, Äthiopien, 

Burkina Faso, 
Demokratische Rep. 

Kongo, Djibouti, 
Elfenbeinküste, 
Gambia, Ghana, 

Guatemala, 
Guinea-Bissau, 
Haiti, Kamerun, 
Kenia, Liberia, 

Malawi, Mali, Niger, 
Nigeria, Sierra 

Leone, Simbabwe, 
Tansania, Uganda



Akteure Leistungen

GemeinschaftenHilfsorganisationen

Stürme

InfrastrukturMenschen Lebensgrundlagen

Extreme Naturereignisse

Beschädigte 
Häuser

Gebrochene 
Wasserleitungen

Beschädigte 
Stromtrassen Verendete NutztiereMissernten Jobverlust

Kostenlose Versorgung von 
Verletzten in gemein-
schaftsbasierten Gesund-
heitsstationen

Schäden

Bedingungslose 
Geldzahlungen und 

Gutscheine 
Kostenlose 

Versorgungsdienste
An Bedingungen 

geknüpfte Zahlungen Gütertransfer Darlehen

%
Staaten Subventionen

Geldzahlungen bei 
(temporärer) Berufs-
unfähigkeit

Erstattung von Versicherungs-
summen für materielle 
Schäden zum Beispiel an 
Häusern

Versicherer

Cash-for-Work Programme 
für Beteiligung am 
Wiederaufbau €

Sicherungsmaßnahmen
Verteilung von Lebens-
mittelkarten und 
Subventionierung für 
den Kauf von Grund-
nahrungsmitteln

TAX
€ Steuererleichterungen 

für den Wiederaufbau

Bereitstellung von essenziellen 
Gütern wie Saatgut oder 
Werkzeug bei Zerstörung von 
Lebensgrundlagen

Verteilung von Nahrungsmitteln 
und Gütern des täglichen Bedarfs 
bei akuter Not und Beeinträchti-
gung lokaler Märkte

Organisation von Schul-
speisungen und öffentliche 
Bereitstellung von Mahlzei-
ten durch Kochgruppen

Erhalt von Darlehen über 
Spargruppen, um Kosten 
zu decken und Schäden zu 
reparieren

€
€

€

Überschwemmungen DürrenErdbeben Verletzungen TodEinschränkungen

Soziale Sicherung im Katastrophenfall
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